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Mit Befriedigung hat der
Bürgermeister das Ergebnis
des Raucher-Volksentscheids
zur Kenntnis genommen.
Bleibt abzuwarten, wie die
Vollzugsprobleme gelöst wer-
den. Klar ist: Wer Entschlüs-
se fasst, bekommt dafür Prü-
gel. Wichtig ist es, Entschei-
dungen zu treffen, die man
vor sich wie vor den Bürgern
verantworten kann und die
dem Wohl aller dienen. S. 11
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Verband der bayerischen Bezirke:

Psychiatrie
in Bewegung

Unter dem Motto „Psychiatrie in Bewegung“ tagte in
Schweinfurt die Verbandsversammlung der bayeri-
schen Bezirke. Vor 200 Teilnehmern hob Verbandsprä-
sident Manfred Hölzlein in seinem Tätigkeitsbericht
eingangs hervor, dass sich die Haushaltssituation der
dritten kommunalen Ebene ab dem kommenden Jahr
„dramatisch“ entwickeln werde. Nach einer Trendbe-
rechnung werde die Umlagekraft der Bezirke im Jahre
2011 landesweit um mehr als acht Prozent sinken.

Nach Hölzleins Angaben „be-
deutet dies bei gleich bleibenden
Hebesätzen ein Einnahmeminus
von 190 Millionen Euro. Weil die
Mehrausgaben im Sozialbereich
um etwa 130 Millionen Euro an-
wachsen werden, befürchten wir
ein Haushaltsloch von 320 Mil-
lionen Euro. Das würde eine He-
besatzsteigerung von knapp drei
Prozentpunkten machen.“

In dieser angespannten Finanz-
situation sei deshalb der Freistaat
Bayern nun ganz besonders gefor-
dert. „Die Zuwendungen an die
Bezirke nach Artikel 15 Finanz-
ausgleichsgesetz (FAG) müssen
im nächsten Jahr erheblich aufge-
stockt werden. Denn nur so kann
verhindert werden, dass die Umla-
gezahler der Bezirke, die kreisfrei-
en Städte und Landkreise, weiter
erheblich belastet werden. Denn
auch sie sind in eine massive fi-
nanzielle Schieflage geraten“, ap-
pellierte der Verbandspräsident an
die Bayerische Staatsregierung.

Positive Entwicklung

Mit Blick auf das Tagungsthe-
ma wusste Hölzlein in punkto
Entwicklung bei den Psychiatri-
schen Institutsambulanzen (PIA)
hingegen Erfreuliches zu berich-
ten: Heute gebe es 68 Einrichtun-
gen dieserArt im Freistaat, davon
befänden sich 45 in bezirklicher
Trägerschaft mit der beachtlichen
Zahl von jährlich 230.000 Fällen.
Ausdrücklich positiv ist laut
Hölzlein auch die Tatsache zu
werten, dass die Bezirkskliniken
eine Servicestelle gegründet ha-
ben, die die Tätigkeit der PIA do-

kumentiert. Damit lägen zum er-
sten Mal wichtige Informationen
über die Patientenstruktur und die
erbrachten Leistungen vor.

Behandlung sichergestellt

„Danach können wir nun nach-
weisen, dass es zunehmend ge-
lingt, stationäre Aufenthalte zu
vermeiden oder zu verkürzen so-
wie die Behandlung von den Pa-
tienten sicherzustellen, die von

den Angeboten niedergelassener
Ärzte nicht erreicht werden“,
machte Hölzlein deutlich.

Zukunft der Förderschulen

Ein weiterer Schwerpunkt des
ersten Konferenztages widmete
sich dem aktuellen Thema der Zu-
kunft der Förderschulen in Bay-
ern. Ungeachtet der UN-Konven-
tion, derzufolge der Freistaat und
die kommunalen Ebenen aufge-
fordert sind, ein „inklusives
Schulsystem“ auf den Weg zu

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Wieviel Erde
braucht der

Mensch?
Ganz im Zeichen nachhaltiger Energiepolitik stand die
jüngste Landesvorstands- und Hauptausschuss-Sitzung
der Kommunalpolitischen Vereinigung der CSU im
Bürgerhaus in Garching. Nach einem Rundgang über
das Energie-Forum der Bayerischen GemeindeZeitung
unterdem Motto „PowerfürBayerns Kommunen“ (wir
berichten darüber gesondert in Ausgabe 14) und einem
kurzen Bericht des Landesvorsitzenden Stefan Rößle
befasste sich Prof. Dr. Armin Reller von der Universität
Augsburg in seinem höchst informativen Vortrag mit
der Frage „Wieviel Erde braucht der Mensch?“

Prof. Reller, gebürtiger Schwei-
zer, war von 1988 bis 1992 Koor-
dinator des Faches Umweltlehre
an der Universität Zürich. 1992
übernahm er den Lehrstuhl für
Anorganische und Angewandte
Chemie an der Universität Ham-
burg und ist seit 1999 Inhaber des
Lehrstuhls für Festkörperchemie
der Universität Augsburg. Reller
ist Leiter des Schweizer Pro-
gramms für Wasserstoff/Solarche-
mie und regenerative Energieträ-
ger und Vorstandssprecher des
Wissenschaftszentrums Umwelt.

Parabel vom Bauern Pachom

Das Thema seines Festvortrags
hatte sich der Chemiker und Um-
weltwissenschaftler vom russi-
schen Schriftsteller Leo Tolstoi
entliehen. In der gleichnamigen
Geschichte aus dem Jahre 1885 er-
zählt dieser die Parabel vom Bau-
ern Pachom, der vom „glücklichen
und stolzen“ Landbesitzer zum
streitsüchtigen Nimmersatt wird.
Am Ende wird Pachom seine Gier
zum tödlichen Verhängnis. Reller
führte in seinem Referat aus, wie
diese Parabel aus heutiger Sicht zu
lesen ist und wie man dem Schick-
sal Pachoms entrinnen kann.

Die Mitteleuropäer pflegen
nach Rellers Aussage einen Le-
bensstil, der durch die alltägliche
Verfügbarkeit von Nahrungsmit-
teln, Energieträgern und Gerät-
schaften aus aller Herren Länder
einen historisch noch nie da ge-
wesenen Standard erreicht hat.
Dabei könnten sie sich den zwei-
felhaften Luxus leisten, sich we-
der um die Produktionsweisen
noch um die zukünftige Versor-
gung kümmern zu müssen. Das

Verhalten sei dem von unbedarf-
ten Neokolonialisten gleichzuset-
zen, die nicht wissen wollen, „wie
viel Wasser, Boden, Energieträger
und Bodenschätze von global
verteilten Produktionsstandorten
unser Konsum beansprucht“.

Abhängigkeiten

In einem PC-Flachbildschirm
zum Beispiel steckten über 50
verschiedene Metalle. Auch ein
Handy trage diverse Metalle in
sich – und davon würden 1,3 Mil-
liarden Stück pro Jahr verkauft.
Und so fragte sich Reller: „Wie

(Fortsetzung auf Seite 4)

bringen, begrüßte der Präsi-
dent die Haltung der Bayerischen
Staatsregierung, das bewährte
Förderschulsystem nicht in Frage
zu stellen. Selbstverständlich, so
Hölzlein, hätten Eltern das Recht,
sich für eine Einzelintegration ih-
res Kindes in eine Regelklasse mit
Unterstützung eines Schulbeglei-
ters zu entscheiden. „Ein inklusi-
ves Schulsystem kann aber aus
unserer Sicht nur dann gelingen,
wenn der Freistaat den Mobilen
Sozialen Dienst wesentlich stärkt,

(Fortsetzung auf Seite 4)

Das Podium der jüngsten KPV-Sitzung (v. l.): Landesvorsitzender
Stefan Rößle, stellvertretender Vorsitzender Georg Huber
und Landesgeschäftsführer Werner Bumeder.

Deutscher Städtetag:

Vorbeugen ist
besser als heilen

Neue Publikation zur Entwicklung kommunaler Sozialausgaben
Angesichts ungebremst wachsender Sozialausgaben der
Kommunen fordert der Deutsche Städtetag eine neue
Aufteilung der Kosten für soziale Aufgaben zwischen
Bund, Ländern und Kommunen sowie bessere Kosten-
folgeschätzungen. Eine aktuelle Übersicht des kommu-
nalen Spitzenverbandes mit Zahlen und Fakten zur
langfristigen Entwicklung der verschiedenen sozialen
Leistungen macht deutlich, dass die Städte dringend Hil-
fen zur Finanzierung ihrer Sozialausgaben benötigen.

Bei der Vorstellung der Publika-
tion „Sozialleistungen der Städte in
Not. Zahlen und Fakten zur Ent-
wicklung kommunaler Sozialaus-
gaben“ des Deutschen Städtetages
in Berlin wies Hauptgeschäftsfüh-
rer Dr. Stephan Articus darauf hin,
dass die Haushalte der Städte im-
mer mehr von den Sozialausgaben
erdrückt werden. Kein anderer
Ausgabenblock steige so rasch
und mit solcher Dynamik an. Die-
se dramatische Entwicklung müs-
se gestoppt und umgekehrt wer-
den. Sonst drohe vielen Städten der
finanzielle Ruin. Nötig seien ne-
ben einer spürbaren Entlastung der
Kommunen durch eine neue Ko-
stenaufteilung auch wirksamere
soziale Hilfen und dieVermeidung
von sozialpolitischen Fehlanrei-
zen, etwa bei den Unterkunftsko-
sten für Langzeitarbeitslose.

Ausgaben wachsen

Die neue Broschüre des Deut-
schen Städtetages stellt dar, um
wie viel, mit welcher Dynamik
und warum die Sozialausgaben
der Städte stetig anwachsen. Da-
mit sei die Veröffentlichung eine
gute Datengrundlage für die wei-

tere Arbeit der Gemeindefinanz-
kommission, soArticus. Die Sozi-
alausgaben der Kommunen stie-
gen 2009 erstmals über 40 Milli-
arden Euro – dies ist beinahe dop-
pelt so viel wie kurz nach der
Wiedervereinigung. Bis zum Jahr
2013 erwartet der Deutsche Städ-
tetag eine Zunahme auf voraus-

sichtlich mehr als 45 Milliarden
Euro. 2010 rechnet der kommu-
nale Spitzenverband mit einem
Anstieg in der Größenordnung
von etwa 1,5 Milliarden Euro.

Langzeitarbeitslose

Die größten Sozialausgaben,
die die Kommunen zu tragen ha-
ben, verursachten in den vergan-
genen Jahren insbesondere die
Kosten für Unterkunft und Hei-
zung für Langzeitarbeitslose und
ihre Familien, die Grundsiche-
rung im Alter und die Pflege älte-
rer Menschen, die Eingliederung
von Menschen mit Behinderun-
gen sowie derAusbau der Kinder-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Der elektrisch betriebene Tesla Roadster beim EnergieForum der
Bayerischen GemeindeZeitung in Garching. Eine detaillierte Do-
kumentation der Veranstaltung folgt in der nächsten Ausgabe.

Bild: Lechwerke AG
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Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Das Volk hat
entschieden
Ab 1. August gilt in Bayern wieder das

strikte Rauchverbot in öffentlichen Räumen
Nach fast fünfjährigem Streit um den besten Schutz vor Tabak-
qualm ist in Bayern entschieden:Ab 1.August gilt wieder das 2007
zu Zeiten der CSU-Alleinregierung vom Landtag verabschiedete
Gesundheitsschutzgesetz. Im Volksentscheid stimmten am 4. Juli
61 % der Wähler dafür, nur 39% votierten für die von der
CSU/FDP-Koalition vor genau einem Jahr beschlossene liberalere
Fassung. Die Ausnahmeregelungen für Kneipen, Gaststätten und
Festzelte sind damit zumindest auf absehbare Zeit vom Tisch.

Das von der ÖDP angestoßene,
von SPD und Grünen unterstützte
Volksbegehren zur Rückkehr zum
strikten Rauchverbot in öffentli-
chen Räumen hatte Anfang De-
zember 2009 mit 1,3 Millionen
Unterschriften von 9,4 Millionen
Wahlberechtigten die Zehn-Pro-
zent-Hürde der Verfassung deut-
lich überschritten. Im Landtag
lehnte es die Koalition ab, diesem
Volksbegehren zuzustimmen, wo-
mit es ohne Volksentscheid Gesetz
geworden wäre.

Viel Hin und Her

Ministerpräsident Kurt Seeho-
fer schwor die CSU auf die For-
mel ein, es sei richtig, nach allem
Hin und Her das Volk entscheiden
zu lassen. Daran hielten sich auch
Gesundheitsminister Dr. Markus
Söder und Fraktionsvorsitzender

Georg Schmid, der zu den Initiato-
ren des strengen Gesetzes von
2007 gehört hatte. Nur Dr. Tho-
mas Zimmermann bekannte sich
auch noch in der Werbekampagne
für den Volksentscheid zusammen
mit Ärzten von FDP und Grünen
für die Rückkehr zum Gesetz von
2007.

Niedrige Wahlbeteiligung

Die Wahlbeteiligung beim
Volksentscheid lag mit 37,7%
sehr niedrig, doch laut Verfassung
reicht zum Erfolg jede Mehrheit.
Staatsregierung und CSU blieben
bei der Formel, es sei richtig ge-
wesen, die Bürgerinnen und Bür-
ger entscheiden zu lassen. Vize-
ministerpräsident und Wirt-
schaftsminister Martin Zeil (FDP)
dagegen bedauerte, dass sich die
CSU nicht für die liberalere Ge-

setzesfassung eingesetzt habe. Die
Änderung von 2009 war im Ko-
alitionsvertrag der neuen Regie-
rungsparteien festgeschrieben
worden. Für SPD und Grüne ist
die unentschlossene Haltung der
CSU und die Quittung durch den
Volksentscheid ein weiterer Be-
weis für die Unfähigkeit der Uni-
on. Für die Freien Wähler äußerte
sich Hubert Aiwanger zurückhal-
tend. In seiner eigenen Partei gab
es zum Volksentscheid geteilte
Meinungen.

Kommunale Bedenken

DerVollzug des neuen, alten Ge-
sundheitsschutzgesetzes sei nun
Aufgabe der Kreisverwaltungs-
behörden, erklärte Söder. Wie, das
ließ er offen. Es gab bereits aus
kommunalen Kreisen Bedenken.
Münchens Kreisveraltungsreferent
Wilfried Blume-Beyerle meinte,
die Stadt werde angesichts knap-
pen Personals keine flächen-
deckenden Kontrollen hinbekom-
men. Für das Jubiläumsoktoberfest
heuer ab Ende September (das er-
ste war am 27. Oktober 1810) gilt
eine einmalige Ausnahmerege-
lung. Söder ließ offen, inwieweit
die Städte und Gemeinden vom
Strafrahmen für Verstöße gegen
das Rauchverbot Gebrauch ma-
chen werden. Artikel 9 des Geset-
zes sieht bei Ordnungswidrigkei-
ten Geldbußen für Gastwirte und
andereVeranstalter vor. Rauchsün-
der können ab fünf Euro zur Kasse
gebeten werden, je nach örtlicher
Vollzugssatzung. rm

Gesundheitsregionen
sollen gestärkt werden

Ministerium und Landtag wollen „am Ball bleiben“
Erste Tagung der 20 Regionen im Maximilianeum

Bei den Bemühungen, die Entwicklung Bayerns in Stadt und Land
zu stärken und zu steigern, bekommt auch die Gesundheitswirt-
schaft neuen Anschub. Im Staatsministerium für Umwelt und Ge-
sundheit wird ein Atlas der bayerischen Gesundheitsregionen er-
arbeitet, der Ende nächsten Jahres verfügbar sein soll. Das teilte
Minister Dr. Markus Söder bei der ersten gemeinsamen Tagung
der 20 Regionen mit, die unter Schirmherrschaft von Landtags-
präsidentin Barbara Stamm im Maximilianeum stattfand. Mit
heute bereits 800 000 Arbeitsplätzen und einem Umsatzvolumen
von 40 Mrd. Euro sowie einer Wachstumsrate von 5% pro Jahr
hat die Gesundheitswirtschaft teilweise bereits die Ergebnisse des
Fremdenverkehrs überholt.

Es gelte, die vor Ort vorhande-
nen Stärken optimal zu nutzen,
um die Gesundheitsversorgung
für Gäste und Einheimische wei-
ter zu verbessern, erklärten Söder
und Stamm übereinstimmend in
der internen Tagung und vor der
Presse. Die Landtagspräsidentin,
die in ihrer heimischen Region
Würzburg-Bäderland Bayerische

Rhön aktiv ist, sicherte der Staats-
regierung die Unterstützung des
Parlaments zu.

Erfahrungsaustausch

2008 habe im Landtag eine
Anhörung zu diesem Thema
stattgefunden. „Wir bleiben am
Ball“, versicherte Stamm. Der er-

ste Tag der Gesundheitsregionen
mit Fachleuten und Kommunal-
politikern aus den 20 Regionen
diente dem Erfahrungsaustausch
unter dem Leitgedanken, die ge-
sundheitliche Lebensqualität der
Bevölkerung zu verbessern und
gleichzeitig Wachstum und Be-
schäftigung zu fördern.

Qualitätssiegel fürVertrauen

Vorbildliche und innovative
Konzepte unterstützt der Freistaat
mit insgesamt 100 000 Euro. Die
Gesundheitswirtschaft sei einer
der wichtigsten Wirtschaftszwei-
ge mit enormem Zukunftspotenti-
al, betonte der Gesundheitsmini-
ster. Er kündigte ein in Deutsch-
land bislang einmaliges Qualitäts-
siegel „Gesundheitsregion Bay-
ern“ an, das zusätzliches Vertrau-
en schaffen soll. In den 20 Regio-
nen sind Krankenhäuser, Ärzte,
Kurbäder, Pflegedienste, Apothe-
ker, Krankenkassen oder For-
schungseinrichtungen zu Netz-
werken bei kommunaler Beteili-
gung zusammengeschlossen.

Die Frage nach der Finanzier-
barkeit weiterer Maßnahmen hat
laut Söder in der internen Diskus-
sion bei allen finanziellen Schwie-
rigkeiten der Städte, Kreise und
Gemeinden angesichts der Vortei-
le keine Rolle gespielt. Es gehe
vornehmlich um Koordinierung
und gemeinsame Vermarktung.
Dafür wird ein gemeinsames
Konzept unter Leitung des Mini-
steriums ausgearbeitet. Ausländer
machen bei Patienten und Kurgä-
sten derzeit etwa 27% aus.An der
Spitze liegen Gäste aus dem arabi-
schen Raum, vor den Russen. rm

Gesundheitsminister Dr. Markus Söder (r.) zusammen mit Land-
tagspräsidentin Barbara Stamm im Maximilianeum bei der
Tagung der 20 bayerischen Gesundheitsregionen.

Ländlicher Raum
bleibt Förderschwerpunkt

Ziele sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen
Landtagsopposition spricht von „Titeln ohne Mittel“

Das Bewusstsein für den demographischen Wandel in den
Kommunen und Regionen soll ein neuer Leitfaden schärfen.
Zunächst ist er für Gemeinden mit mehr als 5.000 Einwohnern
verfügbar; nächstes Jahr soll er auch für die kleineren Ge-
meinden angeboten werden. Das teilte Wirtschaftsstaatsse-
kretärin Katja Hessel (FDP) im Landtag mit. Gleichwertige
Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen Landesteilen zu
schaffen, bleibe Aufgabe der Staatsregierung. Um die Lebens-
qualität in ganz Bayern - vor allem im ländlichen Raum - zu
erhalten, müssten aber auch regionale und staatliche Akteure
verstärkt kooperieren und innovative Lösungen erarbeiten.

Die SPD-Fraktion hatte das
Thema als Aktuelle Stunde unter
dem Motto „Lauter Titel ohne
Mittel - Städtische und Ländliche
Räume gestalten statt ausbluten
lassen“ auf die Tagesordnung ge-
bracht. Annette Karl bezog sich
auf Äußerungen des Bundesver-
kehrsministers Dr. Peter Ramsau-
er sowie der gleichfalls zur CSU
gehörenden Staatsminister Joa-
chim Herrmann (Inneres), Hel-
mut Brunner (Landwirtschaft)
und Dr. Ludwig Spaenle (Kul-
tus), wonach im Rahmen der
Sparpolitik Leistungs- bzw. Plan-
stellenabstriche nicht ausge-
schlossen werden könnten.

In dem von Hessel geleiteten
Staatssekretärsausschuss für den
Ländlichen Raum sei außer Spe-
sen praktisch nichts gewesen.
Aber das Landesentwicklungs-
programm sei kein Märchen -
sondern ein Drehbuch für Bay-
ern. Die Kommunen brauchten
tatsächliche Unterstützung statt
Prognosen.

Maßlose Übertreibung

Eberhard Rotter (CSU) wies
das als maßlose Übertreibungen
zurück. Die vorgesehenen Gelder

für die Landesentwicklung wür-
den gezahlt. Er nannte beispiels-
weise Ramsauers Ankündigung,
den Schienennahverkehr nach
und nach auf Ein-Stunden-Takt
zu verbessern sowie das Landes-
programm zur Stärkung der In-
nenstädte und Ortskerne. Freilich
bleibe noch viel zu tun. Minister-
präsident Horst Seehofer hatte in
der CSU-Fraktion missverständ-
liche Äußerungen von Kabinetts-
mitgliedern gerügt und sich bei
aller Ausgabendisziplin gegen
Kürzungen in entscheidenden
Dingen gewandt, angefangen bei
Bildung und Ausbildung.

Mehr Spielraum
für Kommunen

Alexander Muthmann (FW)
bestätigte eine Vielzahl von
Bemühungen, „aber sie waren
nicht alle erfolgreich“. Es bleibe
die Aufgabe möglichst viele Zu-
ständigkeiten auf die Regionen
und Kommunen zu verlagern.
Christine Kamm (Grüne) konsta-
tierte, den großen Worten stehe
ein massives Abschmelzen der
Mittel und der Gestaltungsfreiheit
entgegen.Auch sie verlange mehr
Spielraum für die Kommunen.

Wichtig bleibe derAusbau des di-
gitalen Mobilfunknetzes.

Eigenverantwortung

Thomas Dechant (FDP) wand-
te sich nicht direkt gegen Staats-
regierung und CSU, dankte der
SPD jedoch für die Aktuelle
Stunde. Kompetenzverlagerung
und Bürokratieabbau seien auf
der Tagesordnung. Die Menschen
brauchten mehr Eigenkompetenz
und –verantwortung. In Berlin
werde in großen Strukturen ge-
dacht und dadurch würden die
Landesinitiativen eingeschnürt.
Allseitige Übereinstimmung gab
es, dass die Gewerbesteuer für die
Kommunen unverzichtbar bleibe,
solange kein vollwertiger Ersatz
gefunden werde.

Kritik ohne Grundlage

Die Staatsekretärin versicherte,
dass in dem von ihr geleiteten
Ausschuss alle Ministerien zusam-
menwirken. Der Ländliche Raum
erzeuge fast die Hälfte unserer
wirtschaftlichen Werte. Sein Be-
völkerungsanteil betrage zwar nur
noch 27%, doch von den Förder-
mitteln gingen 60% in die entspre-
chenden Teile des Landes. Der
Ausschuss bleibe die Stimme für
den Ländlichen Raum. Die Kritik
entbehre jeglicher sachlichen
Grundlage. Sie verwies auf den
zusammen mit den Kommunen
entwickelten und ständig weiter-
zuentwickelnden Demographie-
Leitfaden, in dem erstmals sämtli-
che Angebote der Staatsregierung
gebündelt seien. rm

Arbeitslosigkeit und Armut
in Bayern am niedrigsten

Sozialbericht 2010 ergibt auch regionale Unterschiede
Ministerin Haderthauer verspricht Hilfen für die Armen

Eine hervorragendeAusgangsbasis für die Zukunft der Menschen
in Bayern sieht Sozialministerin Christine Haderthauer (CSU) im
Sozialbericht 2010 prognostiziert. Das 226 Seiten umfassende sta-
tistische Jahrbuch belege, dass der materielle Wohlstand im Jahr
2008 bei allen regionalen Unterschieden im Freistaat der höchste
in Deutschland war. Dafür stehe die niedrigste Arbeitslosenquote
und das bundesweit gleichfalls niedrigste Armutsrisiko. Der Sozi-
alausschuss des Landtags nahm den Bericht zunächst ohne Aus-
sprache entgegen. Er wird Grundlage für kontroverse Diskussio-
nen zwischen Koalition und Opposition sein, mündend in die Be-
ratungen des Staatshaushalts 2010/11 ab Herbst dieses Jahres.

Bisher gab es Sozialberichte
nur für mehrere Jahre; ab heuer
soll das Zahlenwerk jährlich vor-
gelegt werden, worauf die Oppo-
sition gedrängt hatte und wie es
im Koalitionsvertrag zwischen
CSU und FDP festgeschrieben
wurde. Haderthauer fasste bei der
Vorlage zwar zusammen, „dass

wir unsere Initiativen und Lei-
stungen gut ausgerichtet haben“,
verhehlte aber auch die regionalen
Unterschiede nicht. Sie bestehen
demnach in der Wirtschaftskraft
und bei den Nettoeinkommen.

Als Beispiel dafür, wie differen-
ziert die einzelnen Statistiken zu
bewerten sind, griff die Ministerin

einige Zahlen aus dem Bericht
heraus.

Niederbayern am reichsten

So seien die Niederbayern die
reichsten Bayern, weil ihr monat-
liches Durchschnittseinkommen
zwar nominal mit 1345 Euro deut-
lich unter dem Bayernschnitt von
1410 Euro liege, sich jedoch auf-
grund der niedrigeren Lebenshal-
tungskosten auf „real“ 1447 Euro
emporschraube. Das mittlere Net-
toeinkommen pro Haushalt lag
2008 demnach in Niederbayern
bei 102,6% des bayerischen
Durchschnitts, in Oberbayern bei
100,9% (im „Millionärs-Land-
kreis“ Starnberg 128%), in der
Oberpfalz bei 100%, in Oberfran-
ken bei 99%.

Eltern besonders gefährdet

Die höchste Gefahr von Armut
und sozialem Abstieg drohe al-
leinerziehenden Eltern, Einwan-
derern und Rentnern. „Unser Ehr-
geiz ist es“, versicherte Hadert-
hauer, „denen zu helfen, denen es
nicht so gut geht.“ Als armutsge-
fährdet gelten diejenigen, die über
weniger als 60% des Mittelein-
kommens verfügen. 2008 waren
das im Freistaat 1,6 Millionen
Menschen. Bayern liegt mit gut
10% Armen unter den rund 13%
in ganz Deutschland. Niedriglohn
und deswegen niedrigere Rente
sind, wie die Ministerin bestätig-
te, immer noch weitgehend Frau-
ensache.

Sozialpolitik der Zukunft

Der Sozialbericht ist für sie „ei-
ne wichtige und ehrliche Infor-
mationsquelle“ für die Sozial-,
Wirtschaft- und Familienpolitik“
und kumuliert in der Erkenntnis,
„Bildung ist die Sozialpolitik der
Zukunft“. Die Ausschussvorsit-
zende Brigitte Meyer (FDP) und
ihr Stellvertreter Joachim Unter-
länder (CSU) versprachen, alles
zu tun, um die Diskussion bis zu
den Haushaltsberatungen abzu-
schließen. rm



08. 07. 2010 BLICKPUNKTEGZ 3

Liebe Leserinnen
und Leser,

überall in unserem Land be-
gegnen wir zurzeit Schwarz-
Rot-Gold. Balkone werden mit
unseren Landesfarben ge-
schmückt, Autos fahren mit
schwarz-rot-goldenen Fähn-
chen herum, erwachsene Män-
ner laufen im schwarz-weißen
Trikot der Nationalmannschaft
durch die Straßen und hübsche
Mädchen tragen eine schwarz-
rot-goldene Perücke. Was sonst
in unserem Land eher die große
Ausnahme ist, jetzt ist es schon fast die Regel ge-
worden: Schwarz-Rot-Gold ist überall im Straßen-
bild präsent.

Was bei der Fußballweltmeisterschaft vor vier
Jahren im eigenen Land seinenAnfang genommen

hat, setzt sich jetzt beim Turnier in Südafrika fort.
Die Deutschen zeigen im wahrsten Sinne des Wor-
tes Flagge. Was in vielen europäischen Ländern
schon seit Jahrzehnten gängige Praxis ist, hat sich
jetzt auch in Deutschland eingebürgert. Viele, vor
allem junge Menschen haben keine Scheu mehr
davor, sich öffentlich zu unseren Farben und damit
zu unserem Land zu bekennen. Und mit einem Mal
merken viele, dass es bei uns nicht nur Gegensät-
ze und Konflikte, sondern auch viele Gemeinsam-
keiten und ein Zusammengehörigkeitsgefühl gibt.

Und das besonders Schöne an dieser Welle der
Begeisterung und der Freude für Schwarz-Rot-
Gold ist, dass keinerlei nationalistische oder gar

chauvinistische Töne festzustel-
len sind.

Wir freuen uns, über die Er-
folge unserer Kicker, und wir
feiern mit ihnen, so wie es in der
ganzen Welt üblich ist. Beson-
ders hervorgehoben zu werden
verdient, dass sich die Freude
und die Begeisterung der in
schwarz-rot-gold gehüllten
Fußballfans gegen niemanden
richtet. Auch die Leistungen
anderer Nationalmannschaf-
ten werden neidlos anerkannt.
Nachdem in unserem Land
auch viele ausländische Mit-

bürgerinnen und Mitbürger leben, kann man
nicht selten ein Miteinander von deutschen und
ausländischen Fans beobachten. Jeder feuert sein
Team an, aber anschließend wird unabhängig
vom Ausgang des Spiels gemeinsam gefeiert.

Zu dem Zeitpunkt, zu dem diese Zeilen ge-
schrieben werden - nach dem grandiosen 4:1 Sieg
gegen England und dem ebenso begeisternden
4:0 gegen Argentinien - weiß niemand, welches
sportliche Ergebnis diese WM bringen und wie
die deutsche Mannschaft abschneiden wird. Viel-
leicht ist gerade dieser Zeitpunkt aber besonders
geeignet, eine Zwischenbilanz zu ziehen und fest-
zustellen, dass viele und gerade junge Deutsche
ein unbefangenes, lockeres und ganz natürliches
Verhältnis zu unseren nationalen Symbolen ent-
wickelt haben und sie mit Stolz, aber ohne Über-
heblichkeit und Feindseligkeit gegen irgendje-
mand zeigen. Spätestens nach dem Endspiel wer-
den all die Fahnen, Nationaltrikots und sonstigen
schwarz-rot-goldenen Fanartikel wieder im
Schrank verschwinden. Hoffentlich bleibt dann
mehr als die schöne Erinnerung an ein zweites
Sommermärchen.

Ihr Gerhard Weber

KolumneGZ Gerhard Weber

Freude in Schwarz,
Rot und Gold

Kommunale Selbstverwaltung im Vertrag von Lissabon:

Spielräume bewahren!
Informationsveranstaltung der bayerischen kommunalen
Spitzenverbände und des Innenministeriums in Brüssel

Gemeinsam mit den bayerischen kommunalen Spitzenverbänden
lud das Bayerische Staatsministerium des Inneren zu einer Ver-
anstaltung in Brüssel ein. Unter dem Titel „Kommunale Selbst-
verwaltung im Vertrag von Lissabon = mehr Handlungsfreiheit
für Kommunen?“ diskutierten kommunale Vertreter mit der EU-
Kommission und dem EU-Parlament über vergaberechtliche Fra-
gen. Dabei forderten sie vor allem eine wirksame Beteiligung in
EU-Gesetzgebungsprozessen und mehr Handlungsfreiheit im
Vergaberecht. Insbesondere sprachen sie sich gegen eine Richtli-
nie zu den Dienstleistungskonzessionen aus.

Der Präsident des Verbandes
der bayerischen Bezirke, Manfred
Hölzlein, forderte die EU-Institu-
tionen auf, das im Vertrag von
Lissabon anerkannte kommunale
Selbstverwaltungsrecht umzuset-
zen. Insbesondere müsse es sich
in den einschlägigen Entscheidun-
gen, Maßnahmen und Initiativen
der europäischen Organe wider-
spiegeln. Hierzu seien eine früh-
zeitige Einbindung der Kommune
und festeAnsprechpartner bei den
EU-Institutionen für die Kommu-
nen erforderlich. Es dürfe nicht
sein, dass Entscheidungen getrof-
fen werden, ohne dass die Aus-
wirkungen vor Ort berücksichtigt
werden, betonte Hölzlein.

Handlungsspielräume

Darüber hinaus forderte er,
Konsultationen so auszustatten,
dass die Kommunen von diesen
zielgerichtet und in ihrer Landes-
sprache Kenntnis erlangen, genü-
gend Spielraum zur Darstellung
der kommunalen Positionen ha-
ben und die Äußerungsfristen aus-
reichend lang sind. Zudem ver-
langte der Präsident, dass Hand-
lungsspielräume der Kommunen
im Bereich der Daseinsvorsorge
gestärkt werden. Auch der sog.
Monti-Bericht gelange zu dem
Ergebnis, dass die Daseinsvorsor-
ge originäre Aufgabe der Mit-
gliedstaaten ist, bei der die Eu-
ropäische Union lediglich unter-
stützend zur Seite steht. Durch ei-
ne neue Verordnungskompetenz
dürften die Handlungsspielräume
der Kommunen nicht eingeengt
werden. Insbesondere sei kein Re-
gelungsbedarf für den Bereich der
Daseinsvorsorge erkennbar.

Frühzeitige Information

Der Präsident des Bayerischen
Landkreistags, Dr. Jakob Kreidl,
plädierte dafür, die Kommunen
im Rahmen von Konsultations-
verfahren besser einzubinden.
Sein Wunsch ist eine frühzeitige
und direkte Information, damit
Gemeinden, Städte, Landkreise
und Bezirke rechtzeitig ihre Vor-
stellung einbringen sowie konkret
und detailliert ihre Vorschläge
darstellen können. Wie Kreidl
außerdem verdeutlichte, sei die
Daseinsvorsorge in Europa zu un-
terschiedlich, um eine einheitliche
europäische Regelung zu finden.
Diese sei auch gar nicht notwen-
dig, da die Kommunen hier selbst
handeln könnten und die Aufga-
ben der Daseinsvorsorge bislang
so erfüllt hätten, dass keine Rechts-
unsicherheit bestanden habe.

Gerhard Preß, Erster Bürgermei-
ster von Rödental undVorsitzender
des Bayerischen Kommunalen
Prüfungsverbandes, stellte als Ver-
treter des Bayerischen Gemeinde-
tags und des Bayerischen Städte-
tags klar, dass Daseinsvorsorge in
die öffentliche Hand gehört. Es
dürfe keine „Rosenpickerei“ priva-
ter Unternehmen geben. Selbstver-
waltungsrecht bedeutet für Preß In-
dividualität vor Ort.

Selbstverwaltungsrecht

„Die Europäische Union muss
das Selbstverwaltungsrecht unse-
rer Kommunen respektieren“,
machte Innenminister Joachim
Herrmann deutlich. Das kommu-
nale Selbstverwaltungsrecht sei
erstmals im Vertrag von Lissabon

auch auf europäischer Ebene an-
erkannt worden. Umso mehr gel-
te nun, dass die Europäische Uni-
on die erforderlichen Spielräume
der Kommunen nicht einschrän-
ken dürfe. „Wir wenden uns da-
her klar gegen europäische Qua-
litäts- und Sozialstandards im Be-
reich der Daseinsvorsorge. Vorga-
ben etwa bei der Trinkwasserver-
sorgung oder Abwasserbeseiti-
gung dürfen nicht von Brüssel
entschieden werden. Hier haben
unsere Kommunen die größere
Nähe und auch den größeren
Sachverstand“, so Herrmann.

Prominente Rednerin der Ver-
anstaltung war Generalanwältin
Prof. Dr. Juliane Kokott vom Eu-
ropäischen Gerichtshof. Im Rah-
men einer Podiumsdiskussion
wurden mit den Mitgliedern des
Europäischen Parlaments Markus
Ferber, Nadja Hirsch sowie
Françoise Castex sowie Repräsen-
tanten der Europäischen Kommis-
sion aktuelle Anliegen der Kom-
munen, insbesondere aus den Be-
reichen Vergaberecht und Da-
seinsvorsorge, diskutiert.

Einheimischenmodelle

Herrmann sprach sich zudem
ausdrücklich dafür aus, dass die
sog. Einheimischenmodelle für
Bauland auch künftig zulässig
bleiben. Die gegenwärtige Ent-
wicklung, insbesondere das von
der Europäischen Kommission
eingeleitete Anhörungsverfahren,
betrachte er mit großer Sorge:

„Die Einheimischenmodelle sind
ein bewährtes Instrument der
Siedlungspolitik. Ortsansässige
bekommen so die Möglichkeit,
Eigenheimgrundstücke zu ver-
träglichen Preisen zu erwerben.
Vor allem junge Familien haben
es sonst oft schwer, sich gegen fi-
nanzkräftigeAuswärtige durchzu-
setzen. Ich appelliere daher an die
Europäische Kommission: Das
Einheimischenmodell muss beste-
hen bleiben. Die Kommunen be-
nötigen hinreichende Gestaltungs-
möglichkeiten, wenn es um die
Aufgaben und Probleme der örtli-
chen Gemeinschaft geht.“

Seit langer Zeit
erfolgreich in der Praxis

Unterdessen hat sich auch Ge-
meindetagspräsident Dr. Uwe
Brandl „verwundert und verär-
gert“ über die Ankündigung der
EU-Kommission, die bayerischen
Einheimischenmodelle vor den
Europäischen Gerichtshof zu
bringen und die Bundesrepublik
Deutschland wegen einer Verlet-
zung von Europarecht zu verkla-
gen, geäußert: „Gerade die bayeri-
schen Einheimischenmodelle sind
seit langem Erfolgsmodelle. Mit
ihnen gelingt es, junge einheimi-
sche Bürgerinnen und Bürger in
ihren Gemeinden zu halten. Der
Vorwurf der Kommission, dies sei
eineAusländerdiskriminierung, ist
absurd. Neunzig Prozent der
Grundstücke am Ort sind nach wie
vor frei veräußerbar. Außerdem
werden Deutsche und EU-Staats-
bürger gleich behandelt: Für Alle
gelten dieselben Bedingungen.“

Brandl wies darauf hin, dass ei-
ne ortsbezogene Siedlungspolitik
Teil der grundgesetzlich geschütz-
ten kommunalen Selbstverwal-
tung ist. „Wir lassen uns nicht von
Brüssel vorschreiben, wie wir be-
währte Bauleitplanung vorneh-

men. Es muss auch in Zukunft
möglich sein, ortsansässige Fami-
lien, die vielfach gegenüber fi-
nanzkräftigen Auswärtigen bei
Grundstücksverhandlungen im
Nachteil wären, durch günstiges
Bauland nach sozialen Kriterien
am Ort zu halten. Die ländlichen
Gemeinden leben von Brauchtum
und vom Zusammengehörigkeits-
gefühl der gewachsenen Bevölke-
rung. Das lassen wir uns von
Brüssel nicht nehmen.“ DK

Klare Zielvorgabe:

Gleichwertige Lebensbedingungen
in der Stadt und auf dem Land

Von Ernst Hinsken MdB, Vorsitzender des Unterausschusses
„Regionale Wirtschaftspolitik“ des Deutschen Bundestages

Landflucht,Arbeitsplatzverlust, schlechte Breitbandverkabelung,
mangelnde Verkehrsinfrastruktur und rückläufiger Naturtouris-
mus – das sind Alarmsignale der jüngsten Zeit. Und außerdem
droht noch der Zusammenbruch der ärztlichen Versorgung im
ländlichen Raum. Klar ist längst: Die Regionen driften auseinan-
der. Was sind hierfür die Gründe? Und was folgt daraus? Hier
und heute ist die Politik stärker gefordert denn je.

Globalisierung, neue Technolo-
gien, demographischer Wandel,
aber auch politische Entscheidun-
gen und Prozesse beeinflussen die
Entwicklung der einzelnen Regio-
nen in unterschiedlicher Weise.
Viele Betroffene meistern die ver-
änderte Situation oder profitieren
sogar von den neuen Bedingun-
gen.Andere Regionen werden von
den aktuellen Entwicklungen so
stark belastet, dass sie aus eigener
Kraft nicht damit fertig werden.

Abwanderung

Vor allem strukturschwache,
ländlich geprägte Regionen wei-
sen im Vergleich zu den wirt-
schaftsstarken Ballungsgebieten
Rückstände bei Einkommen, Ar-
beits- und Ausbildungsplatzange-
bot sowie bei der kommunalen Fi-
nanzkraft auf. Immer mehr Men-
schen, besonders die jungen, gut
ausgebildeten, wandern ab.Vieler-
orts werden Infrastruktureinrich-
tungen wie Schulen, Schwimmbä-
der, Krankenhäuser usw. geschlos-
sen.Auch private Dienstleister wie
Post, Bahn, Kreditinstitute oder
Anbieter von Gesundheitsdienst-

leistungen ziehen sich aus der
Fläche zurück. Auf dem Lande ist
die ärztliche Versorgung nicht

potential, Minderung der Standort-
qualität,Abkoppelung von der all-
gemeinen Wirtschaftsentwick-
lung, Zunahme der sozialen Not.

In der Sozialen Marktwirtschaft
ist es Aufgabe des Staates, Bal-
lungstendenzen im Raum entge-
genzuwirken. Seine vorrangige
Aufgabe ist es, den vom Struktur-
wandel besonders belasteten Re-
gionen, die den massivenAnsturm
essentieller Veränderungen aus ei-
gener Kraft nicht bewältigen kön-
nen, durch Optimierung sämtli-
cher Rahmenbedingungen Hilfe-
stellung zu leisten. Er folgt damit
dem Gebot des Grundgesetzes zur
Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse im Bundesgebiet.

Regionale Struktur

Das wichtigste Instrument einer
gezielten Regionalförderung von
strukturschwachen Regionen ist
seit 1969 die Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur“ (GRW),
mit der Bund und Länder gemein-
sam Investitionen zur Schaffung
und Sicherung vonArbeitsplätzen
in Gewerbebetrieben sowie wirt-
schaftsnahe Infrastrukturinvesti-
tionen von Gemeinden fördern,
aber auch „weiche Maßnahmen“
wie Regionalmanagment, Clu-
ster- und Netzwerkbildung oder
regionale Entwicklungskonzepte
in strukturschwachen Regionen.

In der Vergangenheit hat sich
diese gemeinsame Regionalförde-
rung von Bund und Ländern be-
währt.Aber natürlich kann die Ge-
meinschaftsaufgabe nicht allein
die Last tragen, den struktur-
schwachen Regionen wirksam zu
helfen.

Vielmehr bedarf es Maßnahmen
aus verschiedenen Politikberei-
chen, unterstützt von verschiede-
nen Politikebenen, die zusammen-
geführt und aufeinander abge-
stimmt werden müssen. Dringend
notwendig ist das integrierte Kon-
zept eines Förderprogramms für
strukturschwache ländliche Regio-
nen in Deutschland. In ein solches
Konzept müssen Maßnahmen der
wichtigsten raumwirksamen Poli-
tikbereiche, z.B. der Agrarpolitik,
der Verkehrspolitik, der For-
schungs- und Innovationsförde-
rung, aber auch der Bildungspoli-
tik (Schulangebote), der Gesund-
heitspolitik (medizinische Versor-
gung) und der Finanzpolitik (Fi-
nanzausstattung, Aufgabenzuwei-
sung) einbezogen werden.

Gezielte Hilfe für
den ländlichen Raum

Im politischen Raum wächst in
jüngster Zeit wieder das Bewusst-
sein um die infolge des demogra-
phischen Wandels tendenziell zu-
nehmenden gravierenden Regio-
nalprobleme insbesondere in länd-
lichen Regionen. Auch die Bun-

desregierung bekennt sich in ihrer
Koalitionsvereinbarung vom
26.10.2009 zu gezielten Hilfen für
ländliche Regionen: „Wir wollen
die Vielfalt der ländlichen Räume
erhalten sowie deren Stärken und
Wirtschaftskraft fördern. Wir wer-
den insbesondere die Gemein-
schaftsaufgaben zur Förderung der
regionalen Wirtschaftstruktur und
der Agrarstruktur sowie weitere
Infrastrukturmaßnahmen zur Un-
terstützung der ländlichen Regio-
nen ausbauen und verstärkt ge-
meinsam zielorientiert einsetzen.“

Bemühungen bündeln

Kürzlich hat sich der Unteraus-
schuss „Regionale Wirtschaftspo-
litik“ des Deutschen Bundestages
konstituiert. Dieses Gremium hat
sich zum Ziel gesetzt, alle
Bemühungen um gleichwertige
Lebensverhältnisse in der Fläche
gegenüber Ballungsräumen inten-
siv zu bündeln und deren Umset-
zung zügig zu forcieren.

Die Politik muss alles daran
setzen, damit Deutschland auch
künftig imAusland infolge ausge-
wogener Raumstruktur seine Vor-
bildfunktion behält: Das gilt für
seine funktionierenden Großstäd-
te wie für die attraktiven Mittel-
und Kleinstädte sowie intakten
Dörfer, aber auch ebenso für seine
dynamischen Ballungsregionen
wie für die Vielfalt lebenswerter
ländlicher Regionen.

Ernst Hinsken, MdB.

Vertrauen in regionale
Banken gewachsen

Das Vertrauen der Kunden in ihre Banken ist trotz Finanzmarkt-
krise stabil und je nach betrachteter Bankengruppe sogar gewach-
sen. Das ergab eine repräsentative Studie imAuftrag des Genossen-
schaftsverbands Bayern.

Gut die Hälfte der befragten Bayern gibt an, dass sich ihr Ver-
trauen in die eigene Hausbank in den letzten beiden Jahren nicht
verändert hat. Mehr als ein Viertel der Befragten bestätigt zudem,
dass das Vertrauen in die Hausbank größer geworden ist. Das ist
deutlich mehr als der Anteil derjenigen (20 Prozent), die von sich
sagen, dass in den letzten zwei Jahren der Finanzmarktkrise ihr Ver-
trauen in die Hausbank abgenommen hat. Insgesamt sind es vor al-
lem Kunden regional tätiger Banken wie Genossenschaftsbanken
und Sparkassen, bei denen per Saldo derAnteil jener gewachsen ist,
die ihrer Hausbank mehr vertrauen als vor zwei Jahren.

Dabei sind die Kreditgenossenschaften klarerVertrauenssieger. Bei
den Kunden von Genossenschaftsbanken finden sich mit knapp 30
Prozent der höchsteAnteil derer, die sagen, dass ihr Vertrauen in ihre
Hausbank während der Finanzmarktkrise größer geworden ist.

mehr gesichert oder zumindest ge-
fährdet. Moderne technisch-wis-
senschaftliche Infrastrukturen
(z.B. Breitbandnetze) sind unzu-
reichend, oft gar nicht vorhanden.

Als negative Folgen droht ein
Abwärtstrend, eine Spirale nach
unten: Verlust von Entwicklungs-
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(Fortsetzung von Seite 1)
mehr Lehr- und Pflegekräfte in
den Förderschulen einsetzt und die
Sonderpädagogik in die gesamte
Lehrerausbildung integriert“, be-
merkte Hölzlein.

Innenminister Joachim Herr-
mann sprach sich für einen Erhalt
der Gewerbesteuer aus: „Ich sehe
derzeit keinen Ersatz für die Ge-
werbesteuer. Für die Bayerische
Staatsregierung steht daher fest,
dass sie strukturelle Änderungen an
der Gewerbesteuer gegen den Wil-
len der Kommunen nicht mittragen
wird. Das ist unsere klare Botschaft
an die vom Bund eingesetzte Ge-
meindefinanzkommission.“

Der Minister verwies darauf,
dass die Bezirke und die anderen
Kommunen wegen der Finanz-
und Wirtschaftskrise und dadurch
gesunkener Steuerreinnahmen vor
großen Herausforderungen stün-
den. Der kommunale Finanzaus-
gleich 2011 müsse für eine ange-
messene Finanzausstattung der
Kommunen sorgen. Die Bezirke
seien ein unersetzlicher Teil der
bayerischen kommunalen Fami-
lie. Sie erbrächten im Sozialbe-
reich und auf dem weiten Feld der
psychiatrischen Versorgung Lei-
stungen von unschätzbarem Wert.
Herrmann zufolge „werden die
Bezirke auch in Zukunft in der
Bayerischen Staatsregierung ei-
nen verlässlichen Partner finden“.

Gewaltige Anstrengungen

Auf Staat und Kommunen kä-
men in den kommenden Jahren
gewaltige Sparanstrengungen zu,
konstatierte Herrmann . Die Be-
zirke hätten hier in den vergange-
nen Jahren ihre Hausaufgaben ge-
macht, dabei beachtliche Konso-
lidierungspotentiale erschlossen
und diese auch an die Umlage-
zahler weitergegeben. „Die Be-
zirke haben, wo nötig und mög-
lich, strukturelle Veränderungen
vorgenommen. Ich denke hier nur
an die Umwandlung der Bezirks-
krankenhäuser in selbständige
Kommunalunternehmen oder ge-
meinnützige GmbHs. Auch die
erfolgreiche Neustrukturierung
und Optimierung des Maßregel-

(Fortsetzung von Seite 1)
lange kann das gut gehen? Welche
Strategien stehen uns zur Minde-
rung dieser Abhängigkeiten und
Risiken zur Verfügung?“ Ein Pro-
blemkreis, der alle angehe, weil die
Gesellschaft inmitten dieses noch
recht jungen Phänomens stecke.

Angepriesene Kolonialwaren
der Moderne, innovative High-
tech-Produkte und der unerschüt-
terliche Glaube an permanentes
Wachstum verstellten den Blick
auf die wechselseitigen Abhän-
gigkeiten von Entwicklung und
Ressourcen, stellte der Wissen-
schaftler fest. So werde die Land-
wirtschaft mehr und mehr zu ei-

(Fortsetzung von Seite 1)
betreuung und die Erziehungshil-
fen für Kinder und Jugendliche.

Die Bruttoausgaben für die Kin-
derbetreuung sind von 1998 bis
2008 von rund 10 Milliarden Euro
auf rund 14,5 Milliarden Euro an-
gewachsen. Das heißt, schon jetzt
wird mehr als jeder zweite Euro
der Kinder- und Jugendhilfe für ei-
ne öffentlich organisierte Kinder-
tagesbetreuung ausgegeben. Den
größten Teil davon tragen laut
Broschüre die Kommunen. Eine
riesige Herausforderung stellt der
Rechtsanspruch auf Betreuungs-
plätze für unter Dreijährige dar,
der ab 2013 gelten soll. Articus:
„Uns geht es nicht darum, den
Rechtsanspruch ab 2013 in Frage
zu stellen, aber es fehlen noch Mil-
liardenbeträge, um ihn zu verwirk-
lichen. Bund und Länder geben
bisher keine Antwort darauf, wo-
her das Geld kommen soll. Wenn
die Finanzierung nicht gesichert
wird, sind Leidtragende die Eltern,
die sich auf den Rechtsanspruch
für ihre Kinder verlassen, ihn aber
nicht erfüllt bekommen können.“
Bund und Länder müssten hier ge-
meinsam mit den Kommunen eine
Lösung finden und die Länder das
Konnexitätsprinzip einhalten, also
die Regel „Wer bestellt, bezahlt“.

Kinderförderung

Das Kinderförderungsgesetz sei
ein trauriges Beispiel dafür, wie
die Kostenfolgen unterschätzt
wurden, obwohl die Städte davor
frühzeitig gewarnt hatten: „Bei
den Schätzungen 2007 wurde der
Rechtsanspruch gar nicht berück-
sichtigt. Wir appellieren deshalb
an die Bundesfamilienministerin,
diese überholten Annahmen über
die benötigten Plätze zu aktuali-
sieren.“ Nur dann lasse sich der
notwendige Finanzbedarf verläss-
lich bestimmen, so der Hauptge-
schäftsführer. Nach bisherigen
Annahmen fehlen noch etwa
290.000 Plätze, um 2013 Betreu-
ung für 35 Prozent der unter Drei-
jährigen bereitzustellen. Der
Rechtsanspruch mache jedoch
nach Modellrechnungen des Stati-
stischen Bundesamtes möglicher-
weise 510.000 Plätze erforderlich.

Unterkunftskosten

Für die Unterkunftskosten für
Langzeitarbeitslose und ihre Fa-
milien (SGB II-Empfänger) wer-
den die bundesweiten kommuna-
len Ausgaben seit der Einführung
im Jahr 2005 von 8,7 Milliarden
Euro um etwa 27 Prozent auf vor-
aussichtlich 11 Milliarden Euro in
diesem Jahr ansteigen. Das wären
Mehrausgaben von 2,3 Milliarden
Euro. Die Ausgaben des Bundes
für Unterkunftskosten werden vor-
aussichtlich 2010 lediglich bei 3,4
Milliarden Euro liegen, also sogar
0,2 Milliarden Euro unter den
Ausgaben im Jahr 2005, wenn der
Bund wie geplant seine Beteili-
gung an den Unterkunftskosten
von 26 auf 23,6 Prozent absenkt.

Der Deutsche Städtetag appel-
liert deshalb eindringlich an Bund
und Länder, das Gesetz zu ändern
und die Bundesbeteiligung nicht
zu reduzieren, sondern an der Ko-

stenentwicklung zu orientieren.
„Es kann doch nicht sein, dass der
Bund seinen Anteil senkt, wenn
die tatsächlichen Kosten weiter
wachsen“, soArticus.

Eingliederungshilfe

Sehr dynamisch steigen die Ko-
sten für die Eingliederungshilfe für
behinderte Menschen an. Diese
Kosten, für die die Sozialhilfeträ-
ger und damit zum größtenTeil die
Kommunen aufkommen müssen,
erhöhten sich in zehn Jahren zwi-
schen 1998 und 2008 von 7,2 Mil-
liarden Euro um 55 Prozent auf
11,2 Milliarden Euro. Aus diesem
Grund fordert der Deutsche Städte-
tag ein bundesfinanziertes Lei-
stungsgesetz bzw. in einem ersten
Schritt eine Bundesbeteiligung an
den Kosten der Eingliederungshil-
fe. Die Eingliederung behinderter

vollzugs unter Beibehaltung der
hohen Therapie- und Sicherheits-
standards ist ein gelungenes Bei-
spiel für die Neuorganisation von
Aufgaben der Bezirke“, so der
Kommunalminister.

Ganz im Zeichen des Themas
„Psychiatrie in Bewegung“ stand
der zweite Tag der Verbandsver-
sammlung. Dabei hob Hölzlein
die Bedeutung der stationären wie
ambulanten psychiatrischen Ver-
sorgung im Freistaat für die dritte
kommunale Ebene hervor. Da-
nach betreiben die bayerischen
Bezirke insgesamt 38 Kranken-
häuser und 15 Heimeinrichtungen
an unterschiedlichen Standorten.
Sie repräsentieren damit etwa
zehn Prozent der bayerischen
Krankenhäuser.

HoheAuslastung

„Mit 11.500 Betten und Plätzen
in unseren Kliniken verfügen wir
damit über 15 Prozent aller Kran-
kenhausbetten in Bayern. Hervor-
heben möchte ich auch die Ausla-
stung unserer Fachkliniken, die
deutlich über 90 Prozent, man-
cherorts sogar über 100 Prozent
liegt“, stellte Hölzlein heraus. In
diesem Zusammenhang machte
der Präsident deutlich, dass die
Zahl psychischer Erkrankungen
seit Jahren kontinuierlich zuneh-
me. Das betreffe insbesondere den
Bereich der Kinder- und Jugend-
psychiatrie, aber auch die rasant
anwachsenden Fallzahlen bei den
Demenzerkrankungen. Hier böten
die Bezirke eine Gerontopsychia-
trie an, die medizinisch und thera-
peutisch einen weit über Bayern
hinaus anerkannten Ruf besitze.

Was die Finanzierung der psy-
chiatrischen Versorgung anbe-
langt, so konnte Hölzlein vermel-
den, „dass alle Bezirkskranken-
häuser schwarze Zahlen schrei-
ben“. Auf diesem Weg gelte es
auch in Zukunft fortzufahren,
denn eine weiterhin flächen-
deckende psychiatrische Versor-
gung sei und bleibe eine Kernauf-
gabe der Bezirke. Dies umso
mehr, als in den Kliniken und
Facheinrichtungen über 21.000
Menschen Arbeit fänden. Dies

seien etwa 14 Prozent der in den
bayerischen Krankenhäusern be-
schäftigten Personen.

Wie wichtig die flächendecken-
de Versorgung auf diesem Gebiet
im Freistaat ist, skizzierte auch
Unterfrankens Bezirkstagspräsi-
dent Erwin Dotzel. Besonders hob
dieser die Angebote für die Kin-
der- und Jugendpsychiatrie in
Aschaffenburg und in Schwein-
furt hervor. So verfüge erstere
über neun Betten und 15 Tageskli-
nikplätze, während es in Schwein-
furt neun Betten und zwölf Tages-
klinikplätze gebe. „Im Laufe des
dritten Quartals in diesem Jahr be-
ginnen wir zudem mit dem Bau
einer Spezialeinrichtung für
schwer- und mehrfachbehinderte
Kinder und Jugendliche mit psy-
chischen Erkrankungen. Dies ist
ein ungemein attraktives Projekt,
das momentan in Bayern noch
einzigartig ist“, stellte Dotzel fest.

Insbesondere auch die demo-
grafische Entwicklung in der Ge-
sellschaft mache mit Blick auf die
zunehmenden psychischen Krank-
heitsbilder eine zukunftsweisende
Gesundheitspolitik der Bezirke er-
forderlich. Dem werde sich auch
Unterfranken mit aller Kraft stel-
len, versicherte Dotzel. Schließlich
bleibe es insbesondere vor diesem
Hintergrund der ganz besondere
Anspruch der dritten kommunalen
Ebene, Anwalt der Schwächsten
und politisches Sprachrohr in der
Gesellschaft zu sein.

Perspektiven

Prof. Dr. Wolfgang Schreiber,
M.A., Sprecher der Konferenz
der Ärztlichen Direktoren der
bayerischen Fachkrankenhäuser
für Psychiatrie, Psychotherapie
und Psychosomatik und Dr. Man-
fred Lütz, Facharzt für Psychia-
trie und Psychotherapie sowie
Ärztlicher Direktor des Alexia-
ner-Krankenhauses Köln, skiz-
zierten die Psychiatrie aus unter-
schiedlicher Warte mit ihren Auf-
gaben der Pflege, Therapie und
medikamentösen Behandlung.

Anhand von fünf Thesen stellte
Schreiber die Perspektiven der
„öffentlichen Psychiatrie“ heraus:

nem globalen Risikofaktor:Agro-
chemikalien und Maschinenein-
satz zerstörten geplagte Böden,
Monokulturen die Artenvielfalt.

Kontraproduktivität

Nicht nur die Energiebilanz rut-
sche dabei in die roten Zahlen,
auch die daraus resultierende
Treibhausgasfracht sei erschreck-
end hoch. Die noch vor kurzem
hoch gepriesene landwirtschaftli-
che Erzeugung von Biotreibstof-
fen - verdeutlicht am Negativbei-
spiel der indonesischen Palmöl-
produktion und von deren teilwei-
se staatlich subventionierter Nut-

1. These: Der Vorteil von psy-
chiatrischen Kliniken in öf-

fentlich-rechtlicher Trägerschaft
kann ihre stärkere Verankerung
und Verknüpfung mit anderen so-
zialpsychiatrischen Angeboten
sein.

2. These: Regionale Netz-
werke sind – das zeigen

auch akutklinische Netzwerke
und Konzerne – eher eine Domä-
ne von öffentlich-rechtlichen
Krankenhäusern. Diese Struktur
ist gemeinde- und patientennah,
ermöglicht – arbeitsteilig – Spe-
zialisierungen, integriert Psycho-
therapie und Somatik, ist vernetzt
und wachstumsorientiert.

3. These: Sie kann in solchen
regionalen Netzwerken Im-

pulsgeber für die Integration unter-
schiedlichster Gesundheitsdienst-
leister sein.

4. These: Eine weitere Chance
für psychiatrische Kliniken

in öffentlicher Trägerschaft kann
sein, sich dem Markt und Wettbe-
werb offensiv zu stellen (Stich-
worte: Ausbildung und Personal-
politik).

5. These: Grenzen dieser Ent-
wicklungen könnten sein:

Kurzfristige, politische Interessen
öffentlicher Eigentümer bzw.
mangelndes Investitions- und Fi-
nanzierungspotenzial von öffentli-
chen Trägern angesichts des er-
heblichen Investitionsbedarfs im
Gesundheitsbereich.

„Lebenslust - über Risiken und
Nebenwirkungen der Gesundheit“
lautete der provokative Titel des

Innenminister Joachim Herrmann (r.) und Manfred Hölzlein,
Präsident des Verbandes der bayerischen Bezirke.

Psychatrie in Bewegung...

Vorbeugen ist besser als heilen...

Vortrags von Dr. Manfred Lütz,
der auch als Pastor und Schriftstel-
ler tätig ist. Vor dem Hintergrund,
dass die Gesundheitsreligion „un-
merklich aber umso wirkungsvol-
ler“ das Menschenbild der Gesell-
schaft verändert habe, plädierte
Lütz für den „Mut zur Emanzipati-
on von den totalitären Zumutun-
gen der schwülstigen Gesund-
heitsreligion“. Gegen die Tyrannei
der Gesundheitsreligion brauche
es revolutionären Elan, „eine
wahrhaftige Befreiungsbewegung,
die den Menschen aus den das
ganze Leben erfassenden Pflichten
des Gesundheitswahns befreit und
ihm wieder Zeit und Kraft für das
eigentliche Leben erstreitet“.

Grenzsituationen annehmen

„Nichts gegen maßvolle Be-
mühungen um die Gesundheit“,
aber es gehe auch darum, die Kunst
wieder zu entdecken, in den von
der Gesundheitsreligion bloß defi-
zitär gesehenen „Grenzsituationen
menschlicher Existenz“, wie Karl
Jaspers sie nennt, in den unver-
meidlichen Krankheiten, Behinde-
rungen und Leiden eines Lebens,
im Alter und sogar im Sterben
„Quellen des Glücks“ zu finden,
meinte Lütz. Behinderung könne
auch eine Fähigkeit sein. Krankheit
könne der Aufruf sein, ein dahin-
plätscherndes Leben zum eigent-
lich Wichtigen zu lenken. „Die un-
vermeidlichen Grenzsituatio-
nen annehmen, das ist wahre Le-
benskunst“, bilanzierte Lütz. DK

Menschen sei eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe und nicht al-
lein Aufgabe der Sozialhilfe und
damit der Kommunen. Die Städte
dürften auch nicht zumAusfallbür-
gen für veränderte Leistungen an-
derer Hilfesysteme werden.

Finanzielle Lasten

Articus sieht die „große Gefahr,
dass die finanziellen Lasten der
Sozialpolitik, die die Städte zu tra-
gen haben, bald präventive Hilfen
etwa der Jugendarbeit und zur In-
tegration gänzlich unmöglich ma-
chen“. Bund, Länder und Kom-
munen müssten deshalb gemein-
sam erreichen, dass die Kommu-
nen wieder in die Lage versetzt
werden, vorzubeugen statt später
nur die Wunden zu heilen. Dies
sei der bessere und meist auch ko-
stengünstigere Weg. Wenn Maß-

nahmen, die die Menschen vor
der Abhängigkeit von Soziallei-
stungen schützen und Hilfe zur
Selbsthilfe stärken, wegen der so-
zialen Pflichtausgaben nicht mehr
bezahlbar seien, bewege sich die
Politik in die falsche Richtung.

Eine Voraussetzung, dies zu ver-
meiden, bestehe darin, die Kom-
munen als bürgernächste Ebene
verlässlicher als bisher bei Geset-
zesvorhaben anzuhören, durch die
kommunale Belange berührt sind:
„Echte Beteiligungsrechte der
Kommunen wären ein wertvoller
Baustein für eine bessere und pra-
xisnähere Gesetzgebung. Außer-
dem müssen die Kommunen an ei-
ner Kostenfolgeabschätzung von
solchen Gesetzen mitwirken. Denn
Bund und Länder verschätzen sich
immer zu ihren Gunsten und zu
unseren Lasten“, so der Hauptge-
schäftsführer abschließend. DK

zung als Treibstoff stehe zuneh-
mend für eine unbedachte Anbau-
weise mit kontraproduktiven Aus-
wirkungen.

Rohstoffe zurückgewinnen

Der Planet im Fiebertaumel.
Auch die Hoffnung, mittels Recyc-
ling Indium oder andere essenziel-
le Metalle zurückzugewinnen, zer-
rinnt laut Reller in Anbetracht der
undurchsichtigen Weiterverwer-
tung von Elektronikschrott: Viele
elektronische Geräte würden zwar
eingesammelt, dann aber über le-
gale wie illegale Kanäle nachAfri-
ka, Indien oder China verfrachtet.
Je nach Standort würden dort unter
oftmals katastrophalen Arbeitsbe-
dingungen durch Abbrennen und

manuelles Entfernen aller übrigen
Materialien wenige Hauptbestand-
teile, vor allem Kupfer, gewonnen.
Dass es in Europa, Japan oder Nor-
damerika trotz der hohen Lohnko-
sten gelingt, eine rentable Wie-
derverwertung von strategischen
Metallen zu ermöglichen, ist nach
Rellers Dafürhalten wenig wahr-
scheinlich.

Funktionsmetalle

Die Nutzung des Platins imAu-
toabgaskatalysator wiederum füh-
re zu einem zumindest teilweisen
Austrag und dementsprechend zu
einer Feinverteilung in der Bio-
sphäre, wobei nicht bekannt ist,
ob entsprechende lösliche Platin-
spezies oder Platin-Nanopartikel

bioaktiv sind. Dieses Phänomen
bedeutet, so der Wissenschaftler,
dass die Verdünnung in der Um-
welt derart hoch ist, dass eine
Rückgewinnung ausgeschlossen
ist. Abgesehen von nicht bekann-
ten unmittelbaren Auswirkungen
auf die Gesundheit von Menschen
und Tieren sowie von veränder-
ten Wachstumsbedingungen für
Pflanzen und dadurch betroffenen
Stoff- und Nahrungsketten gingen
durch diese Produktions- und
Nutzungsweise wertvolle Funkti-
onsmetalle für immer verloren.

Nach Rellers Worten ist dies
nicht nur „ökonomischer und
ökologischer, sondern geradezu
historischer Unfug“, handle es
sich doch um essenzielle Materia-
lien für Zukunftstechnologien, im
Fall von Platin zum Beispiel als
Katalysator für die Wasserstoff-
Brennstoffzelle.

Abhängigkeit

Die Tragweite derAbhängigkeit
Europas vom Import strategischer
Rohstoffe lässt sich nach Rellers
Auffassung nur mit einer geografi-
schen Verortung und geopoliti-
schen Bewertung der globalen
Rohstoffvorkommen erfassen.
Daraus zeige sich, dass viele für
Hightech-Produkte und -Prozesse
unabdingbare strategische Metalle
nur in wenigen Minen gefördert
werden, die Minenstandorte oft in
politisch wenig verlässlichen Re-
gionen liegen oder aber Monopol-
stellungen einzelner Länder vor-
herrschen. So verfüge China über
mindestens 90 Prozent der für die
Beleuchtungsindustrie als Leucht-
stoffe verwendeten sog. Seltenerd-
metalle. Sie werden sowohl in
konventionellen Leuchtkörpern als
auch für die zukunftsträchtigen,

hohe Energieeffizienz verspre-
chenden LED-Systeme benötigt.

Die wirtschaftlichen Konse-
quenzen sind Reller zufolge erheb-
lich: Ein Grossteil der Leuchtkör-
per wird in China gefertigt. Damit
sind Großproduzenten mit der un-
angenehmen Tatsache von oft
schwankenden, nicht vorausseh-
baren Exportzöllen konfrontiert.
Umgekehrt verfügt China in nicht
ausreichendem Ausmaß über
Kupfer. Dieses Defizit werde mit
einem sich deutlich manifestieren-
den Engagement in Afrika, insbe-
sondere in Ländern mit reichen
Kupfervorkommen, kompensiert,
wobei die jeweils vorherrschenden
politischen Verhältnisse mit dem
für die Projektierung notwendigen
Pragmatismus akzeptiert würden.

Logistikaufbau

Fazit: Volks- und betriebswirt-
schaftlich lohnt es sich, so der
Wissenschaftler, aufgrund der ge-
wonnenen Befunde möglichst
frühzeitig eine Logistik zu ent-
wickeln, die es durch voraus-
schauende, weltwirtschaftliche
Methoden ermöglicht, zumindest
die strategischen Rohstoffe in ei-
ner Stoffkreislaufwirtschaft zu in-
tegrieren. Dies erfordere u. a. eine
den Anforderungen entsprechen-
de Ausbildung aller Akteure.

Erst das Zusammenspiel zwi-
schen recyclingfreundlichem,
ökoeffizientem Produkt- und Pro-
zessdesign sowie dem weitsichti-
gen Erkennen essenzieller Le-
bensbedürfnisse könne Garant
des wirtschaftlichen Wohlstands
sein. In diesem Sinne seien Roh-
stoffe verlässliche Indikatoren für
zukunftsweisende, auch die nach-
folgenden Generationen gerecht
werdende Lösungswege. DK

Wieviel Erde...
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Endlich eine richtige
Jugend-Förderung!
LBS-Bausparer unter  Jahren profitieren extra.

354 ¤
im Starterjahr*

MitWohn-Riester bekommen junge Leute unter 25 Jahren jährlich 154¤
Grundzulage plus 200¤ Starter-Bonus als Förderung vom Staat.
Diese Vorteile sollten Sie nicht verschenken!Wie? Mit LBS-Bausparen.
Planbar, zinssicher und Riester-gefördert. Fragen Sie uns, wir beraten Sie gern!

www.lbs-bayern.de

Sparkassen-Finanzgruppe
Wir geben Ihrer Zukunft ein Zuhause.

*Es gelten Fördervoraussetzungen.

V. l.: Dietmar Bruckner (Vorstandsmitglied Sparkasse Lands-
hut), Jan-Christian Dreesen (Vorstandsmitglied BayernLB),
Gerd Rometsch (stv. Vorstandsvorsitzender LfA Förderbank
Bayern) und Dr. Hartmut Schwab (Präsident Steuerberater-
kammer München). Foto: Sparkasse Landshut

V. l.: Werner Netzel (Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des
Deutschen Sparkassen- und Giroverbands), Stefan Siegwart,
Horst Schönfeld, Karin Haußmann, Alfred Fischer, Schauspiele-
rin Sina-Valeska Jung und Prof. Rudolf Faltermeier (Vizepräsi-
dent des Bayerischen Sparkassenverbands).

Steuerberaterforum Niederbayern in Ergolding:

Tipps zu Steuererklärung
und Kreditvergabe

Ein neues Modell zur Abgabe von Steuererklärungen, das zur-
zeit in einigen Finanzamtsbezirken in Bayern getestet wird, hat
der Präsident der Steuerberaterkammer München, Dr. Hart-
mut Schwab, beim Steuerberaterforum Niederbayern in Er-
golding vorgestellt. Veranstalter des Forums im Bürgersaal
waren neben der Steuerberaterkammer die Sparkassen in Nie-
derbayern.

Das neue Modell gilt nur für
Mandanten von Steuerberatern
und sieht vor, dass Steuerberater
künftig zu festen Fristen einen be-
stimmten Prozentsatz der von ih-
nen zu erstellenden Steuerer-
klärungen bei der Finanzverwal-
tung abgeben. Schwab sagte:
„Ziel ist es, eine gleichmäßig über
das Jahr verteilte Abgabe der
Steuererklärungen und deren
ebenso gleichmäßige Bearbei-
tung durch die Finanzbehörden
zu sichern. Dadurch werden Steu-
erbescheide schneller bestands-
kräftig und sorgen so für Rechts-
sicherheit.“ Besonders der Mittel-
stand werde von den neuen Rege-
lungen profitieren.

Keine Kreditklemme

Dietmar Bruckner, Vorstands-
mitglied der Sparkasse Landshut,
beleuchte das Thema Mittel-
standsfinanzierung. Er betonte,
dass die Sparkassen auch in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten ein
starker Partner der Bevölkerung
und des Mittelstands seien: „Eine
Kreditklemme gibt es für die
Kunden der Sparkasse Landshut
nicht.“ Neue Kredite in Höhe von
365 Millionen Euro habe die
Sparkasse im Jahr 2009 ausge-
zahlt. Das Kreditvolumen sei im
Vergleich zum Vorjahr um knapp
40 Millionen Euro gestiegen.
„Die Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken waren nicht der
Auslöser der Finanzkrise. Aus
diesem Grund sind wir auch sehr
kritisch gegen übertriebene Regu-

lierungen für die Finanzmärkte“,
unterstrich Bruckner.

„Die Trendwende im Mittel-
stand ist spürbar und dennoch ha-
ben viele Unternehmen mit ihrer
Finanzierung zu kämpfen. Mit
den Risikoübernahmen der LfA

aus dem Bayerischen Mittel-
standsschirm kann an sich gesun-
den Unternehmen auch über eine
längere Schwächephase hinweg
geholfen werden“, sagte Gerd
Rometsch, stellvertretender Vor-
standsvorsitzender der LfA För-
derbank Bayern.

Den Unternehmen
den Rücken stärken

Bis Ende Mai 2010 hätten sich
bereits rund 3.000 Betriebe in
Bayern unter diesen Schutz-
schirm gestellt. „Zur Überwin-
dung der Krise gehört es auch,
den Unternehmen den Rücken zu
stärken, die schon die Chancen
von Morgen sehen und wieder in
ihre Wettbewerbsfähigkeit inve-
stieren. Auch sie brauchen eine
faire und verlässliche Finanzie-
rung, also auch zinsgünstige För-
derkredite und Risikoübernah-
men der Förderbank“, so Ro-
metsch. Für Mittelständler seien
Steuerberater oft die engsten Ver-
trauten in Finanzdingen, so dass
mit ihrem Engagement ein Erfolg
im Fördergeschäft zu Gunsten
des bayerischen Mittelstandes
möglich sei.

Attraktive
Finanzierungslösungen

„Die Abschlüsse der vergange-
nen Monate beweisen, dass Fi-
nanzierungslösungen für Mittel-
ständler auch in wirtschaftlich an-
spruchsvollen Zeiten erfolgreich
umgesetzt werden können“, sagte
Jan-Christian Dreesen, Mittel-
standsvorstand bei der Bayern-
LB. „Die Einbindung von För-
dermitteln in Finanzierungen
kann Unternehmen auch spürbar
bei der Eigenkapitalausstattung
und bei geforderten Sicherheiten
entlasten. Wir strukturieren sol-
che Lösungen in enger Zusam-
menarbeit mit der S-Finanzgrup-

pe und binden bei Bedarf auch
Kapitalmittel der Bayern Private
Equity oder der Bayern Mezzani-
ne ein.“

Die Steuerberaterkammer Mün-
chen ist die berufliche Selbstver-
waltung aller in Oberbayern, Nie-
derbayern und Schwaben nie-
dergelassenen Steuerberaterinnen
und Steuerberater. Als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts
und größte Steuerberaterkammer
im Bundesgebiet nimmt sie die
ihr durch Gesetz übertragenen
Aufgaben wahr und vertritt die
beruflichen Interessen ihrer mehr
als 10.000 Mitglieder.

Kreissparkasse Augsburg:

Platzierung unter den
Top 50-Sparkassen

Beste Kundenberater in Berlin geehrt

Augsburg – Die Kreissparkasse Augsburg ist erneut für ihre
herausragende Kundenberatung ausgezeichnet worden. Als
fünftbeste Sparkasse in Bayern und eine der Top 50 Sparkas-
sen in Deutschland wurde sie auf einer Galaveranstaltung des
Deutschen Sparkassenverbands in Berlin geehrt.

Stellvertretend für ihre Kolle-
ginnen und Kollegen nahmen Al-
fred Fischer, Individualkundenbe-
rater in der Geschäftsstelle Neu-
säß-Lohwaldstraße, Karin Hauß-
mann, Filialbereichsleiterin
Schwabmünchen, und Firmen-
kundenberater Stefan Siegwart
sowie Horst Schönfeld, stellver-
tretender Vorstandsvorsitzender
der KreissparkasseAugsburg, den
Pokal entgegen.

Schlüssel zum Erfolg

Für Schönfeld liegt der Schlüs-
sel zum Erfolg der Kreissparkasse
Augsburg im systematischen und

klar strukturierten Vorgehen der
Berater. „Zu exzellenter Beratung
gehört für uns die ganzheitliche
Betrachtungsweise wie wir sie mit
dem Sparkassen-Finanzkonzept
pflegen. Sie stellt den individuel-
len Bedarf des Kunden in den
Mittelpunkt, bezieht sämtliche
Optionen ein und bietet für jede
Lebenssituation die passende Lö-
sung. Es ist uns wichtig, dass un-
sere Kunden die Produkte und
Lösungen gut verstehen, bevor
Sie eine Entscheidung treffen.“
Die Kunden schätzen diese Trans-
parenz und erteilten der Kreisspar-
kasse in der letzten Kundenbefra-
gung dafür sehr gute Noten.

Deutscher Landkreistag zur Lage der Sparkassen:

Keine Rettungsengel
für Landesbanken

Der Deutsche Landkreistag hat vor dem Hintergrund der derzei-
tigen Entwicklungen im Bereich von Landesbanken und Spar-
kassen in Bayern, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein
dazu aufgefordert, keine Entscheidungen zu treffen, die im Er-
gebnis die Sparkassen schwächen. Laut Präsident Landrat Hans
Jörg Duppré stehen die kommunalen Sparkassen keinesfalls be-
reit, vor einer Privatisierung die „Braut Landesbank noch einmal
aufzuhübschen“.

Duppré mahnte an, dass zudem
endlich Klarheit geschaffen wer-
de müsse, wohin der Kurs der
Landesbanken führen solle. Sei
dies geregelt, könne auch ent-
schieden werden, wie eine Zu-
sammenarbeit mit den Sparkas-
sen – zum Beispiel im Groß-
kundengeschäft – gestaltet wer-
den kann.

Mit Blick auf die aktuellen Dis-
kussionen um die Konsolidierung
der WestLB und der BayernLB
erklärte der DLT-Präsident: „Zu-
nächst einmal müssen die Länder
wissen, was sie überhaupt wollen.
Spielen die Landesbanken für sie
noch eine Rolle oder werden sie
aufgegeben und privatisiert? Erst
wenn hier Klarheit herrscht, kann
auch über Optimierungsmöglich-
keiten in der Zusammenarbeit
und Arbeitsteilung von Sparkas-
sen und Landesbanken nachge-
dacht werden.“

ÖffentlicherAuftrag

Die Landesbanken dürften aber
keinesfalls auf dem Rücken der
funktionierenden Sparkassen
konsolidiert werden. Dies gelte
erst recht, wenn die Landesban-
ken anschließend zu einem mög-
lichst hohen Preis verkauft wer-
den sollen. „Die Sparkassen ha-
ben einen dem Bürger und der lo-
kalen Wirtschaft verpflichteten
öffentlichenAuftrag und nicht die
Aufgabe, die finanziellen Folgen

von Fehlengagements im Lan-
desbankensektor für das Land er-
träglicher zu machen.“

Klare Ablehnung

Auch der Gesetzentwurf zur
Novellierung des schleswig-hol-
steinischen Sparkassengesetzes
stößt auf klare Ablehnung des
kommunalen Spitzenverbandes.
Duppré hob stellvertretend für die
301 Landkreise und damit drei
Viertel der Sparkassenträger her-
vor, dass der Gesetzentwurf auf-
grund seiner potenziellen Spreng-
kraft für das gesamte öffentlich-
rechtliche Sparkassensystem
strikt abgelehnt werde. Andern-
falls führe dies geradewegs in ei-
ne Öffnung des Sparkassensek-
tors für private Dritte.

Stütze des Mittelstands

Laut Präsident hat es seinen
guten Grund, warum sich die
Sparkassen selbst in der Krise so
erfolgreich als Stütze der Wirt-
schaft und des Mittelstands er-
wiesen haben: „Die kommunalen
Sparkassen unterliegen nicht dem
Diktat von privaten Renditeinter-
essen und sind auch keine In-
vestmentbanker. Vielmehr sind
sie ausschließlich auf ihr jeweili-
ges Trägergebiet konzentrierte öf-
fentliche Institute, die ein eigenes
Interesse an der Förderung des
Mittelstands haben und so zur ge-

deihlichen wirtschaftlichen Ent-
wicklung vor Ort beitragen.“

Was wäre wenn...?

Wolle man die Sparkassen für
private Investoren öffnen, würde
man zwangsläufig die Institute in
ihrem Kern verändern und ent-
werten. „Über kurz oder lang
würden Renditeinteressen die
Geschäftspolitik bestimmen und
nicht mehr das Agieren zum
Wohle der Allgemeinheit. Das
wäre der Anfang vom Ende der
Sparkassen und hätte erhebliche
Auswirkungen für die Versor-
gung von Bürgern und Wirtschaft
mit Finanzdienstleistungen“, so
Duppré. Im Ergebnis würde die
Kreditbeschaffung gerade für
kleine und mittelständische Un-
ternehmen erschwert. DK

BayernLB finanziert
Galeria Ostrovia

Die BayernLB finanziert in ei-
nem Club Deal den Bau des neu-
en Einkaufszentrums „Galeria
Ostrovia“ in Ostrow Wielkopols-
ki mit einem Einzugsgebiet von
rund 400.000 Einwohnern in Po-
len. Das Bankenkonsortium be-
gleitet dabei die Saller Unterneh-
mensgruppe, Weimar. Die Eröff-
nung des 36.000 m² großen Ein-
kaufszentrums ist im Herbst
2011 geplant. Die BayernLB
übernimmt die Hälfte des Finan-
zierungsvolumens.

Immobilieninvestor Saller

Josef Saller, aus Zwiesel im
Bayerischen Wald stammender,
mittelständischer Immobilienin-
vestor, der Ende 1990 in Weimar
die Saller Unternehmensgruppe
gründete, wird das Einkaufszen-
trum nach Fertigstellung auch
langfristig im Bestand halten.
Die BayernLB ist langjähriger
Finanzierungspartner der Saller
Unternehmensgruppe. Neben
dem Inlandsgeschäft begleitet
die BayernLB den Kunden auch
bei seinen Aktivitäten in Tsche-
chien und Polen.



  !"#"$%&'(()

 !"#$%#&  (#)&* +&,

-./-#0+.122)&+3/1&*)34 5267

7+&*89:$03#"8 4"+;#<<=>?>@A -B**#3C1"D

E#3#D1&, F?GHHIJJGJJK JHH= E#3#D+L, F?GHHI JJGJJK @JH

M8N+(3,C0$OC#0+PC#= Q&4#"&#4,RRRPC#0+0$PC#

S"+L(*&+%#.122)&+36#"+4)&T KM(& N#%"R#"4 DB".122)&#&)&C !+"0+**#&P

❚ Q&U#*4(4(1&#&R("4*$%+D43($%"#+3(*(#"#&P

❚ Q2216(3(#& #DD(V(#&4 2+&+T#&P

❚ 7+)*%+34*8)&CW(&+&VR("4*$%+D421C#"&(*(#"#&P

❚ -#& X.1&V#"&.122)&#Y DB" C#& Z#446#R#"6*4["0#&P

❚ ."+&0#&%[)*#" *4"+4#T(*$%#&4R($0#3&P

❚ \#"R+34)&T 6#C+"D*T#"#$%4 1"T+&(*(#"#&P

 !"# %&''()#* +&),(*- .'/01
%&''()!) 2 34- 356 74! 8("()3-9

KOMMUNALFINANZEN6 GZ08. 07. 2010

Expertenrunde Kreissparkasse Miesbach-Tegernsee.

Schul-Neubauten im Landkreis Miesbach:

Realisierungsalternativen und
Haushaltsbelastung geprüft

Der Landkreis Miesbach steht aktuell vor einem seiner größten
Bauvorhaben: In Holzkirchen werden dringend Neubauten für
ein Gymnasium und eine Fachoberschule benötigt, in der Ge-
meinde Gmund der Neubau einer Realschule. An den Standorten
sind zudem Sporthallen zu errichten. Damit steht der Landkreis
vor großen Haushaltsbelastungen.

In Kooperation zwischen der
Kreissparkasse Miesbach-Te-
gernsee und dem Landkreis wur-
den jetzt alternative Realisie-
rungsvarianten verglichen und ei-
ne auf den Haushalt optimal ab-
gestimmte Lösung entwickelt.
Der Kreistag hat die Umsetzung
bereits beschlossen; die Vorberei-
tungen zur Ausschreibung des
Großprojektes sind angelaufen.

Vom Grunderwerb über die
Baumaßnahmen bis zur Erstaus-
stattung wird mit einem Kosten-
volumen von über 70 Mio. Euro
gerechnet. Diese Größenordnung
wird den Haushalt des Landkrei-
ses in den nächsten Jahren erheb-
lich belasten. Für Landrat Dr. Ja-
kob Kreidl (CSU) - seit Mai auch
Präsident des Bayerischen Land-
kreistages - und Kämmerer Ger-
hard de Biasio stand daher bereits
mit den ersten Überlegungen
fest, dass hier alle Optimierungs-
potenziale genutzt und alternati-

ve Realisierungswege geprüft
werden müssen.

Dies erfolgte dann im Team mit
der Kreissparkasse Miesbach-Te-
gernsee, die für den Landkreis
zunächst eine Arbeitsgruppe aus
Experten der S-Finanzgruppe or-
ganisierte. Sparkassenchef Georg
Bromme: „Über den klassischen
Kommunalkredit hinaus ist alles
auf den Tisch gekommen: Lea-
sing, Miete und weitereAlternati-
ven wie z.B. Public Private Part-
nership.“ Hierzu hat dann die
Kommunalberatungsgesellschaft
der Sparkassenorganisation, die
Deka Kommunal Consult (DKC)
ein Modell erarbeitet, das optimal
auf den Landkreis Miesbach zu-
geschnitten ist.

Danach sucht der Landkreis
nunmehr einen Partner, der in ei-
nem PPP-Modell die Planun-
gen übernimmt, die Investitionen
durchführt und vorfinanziert, der
dann aber auch langfristig für die

Instandhaltung und den techni-
schen Gebäudebetrieb verant-
wortlich zeichnen soll. „Aus
Sicht des Landkreises können so
einerseits Kostenvorteile gene-
riert, andererseits zusätzlich auch
typische Projektrisiken auf den
privaten Partner übertragen wer-
den“, so Rainer Book, Seniorbe-
rater der DKC.

Wichtig ist, dass das Eigentum
an den Schulen in jedem Fall
beim Landkreis verbleibt. So
können auch Mittel aus der staat-

lichen Schulbauförderung in
Anspruch genommen werden.

Nach der vom Kreistag be-
schlossenen und jetzt anstehen-
den europaweiten Ausschreibung
sowie der Planungs- und Baupha-
se werden auf den Landkreis erst
mit mängelfreier Baufertigstel-
lung Entgeltforderungen zukom-
men. Für den Landkreis bedeutet
das noch etwas „Luft“ in der ak-
tuell angespannten Haushaltsla-
ge. Die Finanzierung erfolgt über
den Haushalt, wobei alle Mög-
lichkeiten zu einer Sicherung des
aktuell günstigen Zinsniveaus ge-
nutzt werden sollen.Auch hier er-
schließt die Kooperation zwi-
schen Kommune und S-Finanz-
gruppe echte Chancen, die grade
bei einem Großprojekt wie im
Landkreis Miesbach erhebliche
Vorteile bringen.

Sparkassen-Finanzgruppe:

410 Institute nutzen
DBRS-Rating

Die kanadische Ratingagentur DBRS hat 408 Sparkassen, ei-
ner Landesbank und einer Landesbausparkasse das Floor-
Rating der Sparkassen-Finanzgruppe einzeln zugewiesen.
Durch diese Ratingerteilung können also etwa 95 Prozent
der Sparkassen die im April erteilte Mindestbonität auf der
Höhe von A (high) für langfristige Verbindlichkeiten und R-
1 (middle) für kurzfristige Verbindlichkeiten nutzen. Diese
Bestätigung verdeutlicht, dass die Sparkassen-Finanzgruppe
als leistungsstarke Einheit wahrgenommen wird.

Das Floor-Rating eröffnet den Instituten trotz des weiterhin
schwierigen wirtschaftlichen Umfelds vielseitige Möglichkeiten.
Durch die Erteilung dokumentiert jede Sparkasse ihre Kapital-
marktfähigkeit in die Kapital- und Finanzmärkte. Das Rating
macht es z.B. möglich, mit solchen institutionellen Investoren Ge-
schäftsbeziehungen aufzunehmen, die einen gesteigerten Wert auf
eine externe Bonitätsbewertung ihrer Geschäftspartner legen. Zu-
dem hilft das Rating bei der Erschließung neuer Geschäftsmög-
lichkeiten und im Rahmen von Interbankengeschäften. Im Aus-
landsgeschäft gewährt das Rating eine solide Basis und eine Art
Garantiefunktion für die hervorragende Bonität der Sparkasse.

Die kanadische Ratingagentur DBRS hatte den Mitgliedern des
Haftungsverbundes der Sparkassen-Finanzgruppe, also allen Spar-
kassen, Landesbanken und Landesbausparkassen, imApril 2010 er-
neut ein Gruppenrating in Form des sogenannten Floor-Rating als
Mindestbonität in Höhe von A (high) / R-1 (middle) bestätigt. Aus-
schlaggebend für dieses sehr gute Ergebnis sind unter anderem das
überaus erfolgreiche Geschäftsmodell der Sparkassen, die weiter
fortschreitende Zusammenarbeit innerhalb der Gruppe sowie der
tragfähige Haftungsverbund der Sparkassen-Finanzgruppe.

Mit einer aggregierten Bilanzsumme von fast 2,6 Billionen Eu-
ro Ende 2009 stellt die Sparkassen-Finanzgruppe die größte Ban-
kengruppe in Europa dar. Insgesamt 431 Sparkassen, 7 Landes-
bank-Konzerne, die DekaBank sowie 10 Landesbausparkassen
wie auch einige kleinere Finanzinstitute profitieren von dem
DBRS Floor-Rating.

Kapitalspritze für
den Mittelstand

LfAFörderbank Bayern verbessert Eigenkapitalförderung

Die LfA Förderbank Bayern hat ihr Förderprogramm Mittel-
standskapital neu aufgelegt. Dadurch haben kleine und mittlere
Unternehmen in Bayern bessere Möglichkeiten, ihre Eigenkapi-
talbasis zu stärken und Investitionen zu stemmen. Konkret wur-
den die Zugangsvoraussetzungen erleichtert und die Dokumenta-
tionspflichten vereinfacht.

Das Besondere am Mittel-
standskapital: Der zinsgünstige
Förderkredit wird von der Haus-
bank in der Regel als wirtschaftli-
ches Eigenkapital des Unterneh-
mens anerkannt. Dadurch erhöht
sich die Eigenkapitalquote und
die Firma erhält leichteren Zu-
gang zu weiteren Finanzierungs-
mitteln.

Wirtschaftsminister Martin Zeil:
„Das Förderprogramm Mittel-
standskapital geht jetzt noch ge-
zielter auf den Bedarf der Unter-
nehmen ein. Die Finanz- und
Wirtschaftskrise hat nachdrück-
lich unterstrichen: Eine gute Ei-
genkapitalausstattung ist von zen-
traler Bedeutung für die Robust-
heit und den Erfolg unserer Mit-
telständler. Das neue Programm
Mittelstandskapital trägt dem
Rechnung und hilft gerade auch
kleineren Unternehmen, ihren Fi-
nanzbedarf im Aufschwung zu
decken.“

LfAVorstandsvorsitzender Mi-
chael Schneider sagte: „Das Ei-
genkapitalpolster vieler Mittel-
ständler hat in der Krise gelitten.
Mit dem erweiterten Förderange-
bot wollen wir den Betrieben eine
nachhaltige Kapitalspritze geben:
Die Firmen verbessern damit ihre
Bonität und haben größere Chan-

cen bei Kreditverhandlungen mit
der Hausbank.“

Die Förderung richtet sich mit
einem Höchstbetrag von 200.000
Euro im Einzelfall gezielt an klei-
ne und mittlere Unternehmen und
gilt künftig für Firmen aus ganz
Bayern, auch für den bisher auf-
grund seiner Wirtschaftsstärke
ausgenommenen Großraum Mün-
chen. Die förderfähigen Investitio-
nen werden um Grundstücke, ge-
brauchte Wirtschaftsgüter sowie
zusätzlichen Betriebsmittelbedarf,
der in Zusammenhang mit den
getätigten Investitionen steht, er-
weitert. Um an das Mittelstands-
kapital zu kommen, müssen die
Unternehmen keine Sicherheiten
stellen; zwei Drittel des Kreditrisi-
kos trägt die LfA, ein Drittel muss
die Hausbank übernehmen. Über
die Hausbank wird die Förderung
auch beantragt.

Das Mittelstandskapital hat
Mezzanine-Charakter und bündelt
die Vorteile von Fremd- und Ei-
genkapital. Im Insolvenzfall tritt
die Darlehensforderung im Rang
hinter Forderungen anderer Kre-
ditgeber zurück. Das ist auch der
Grund dafür, dass die Hausbanken
den Förderkredit als wirtschaftli-
ches Eigenkapital des Kreditneh-
mers anerkennen können.

Drastische
Sparmaßnahmen im Visier

Unternehmensberatung Ernst & Young
befragte 300 deutsche Kommunen zur Schuldenkrise

Die kommunale Schuldenkrise zwingt Städte und Gemeinden zu
drastischen Maßnahmen: 60 Prozent der Gemeinden wollen kom-
munale Leistungen reduzieren, 84 Prozent Gebühren und Steuern
erhöhen. Das sind Ergebnisse einer Umfrage der Unternehmensbe-
ratung Ernst & Young unter 300 deutschen Kommunen.

Die Mehrheit der Kommunen
in Deutschland (68 Prozent) be-
zeichnet die eigene Finanzsituati-
on als schlecht oder sehr schlecht.
Jede dritte deutsche Kommune
musste für das Jahr 2010 sogar
ein Haushaltssicherungskonzept
verabschieden.

Die Bürger werden die Finanz-
not der Kommunen direkt zu
spüren bekommen: durch höhere
Gebühren, Schließungen oder
kürzere Öffnungszeiten öffentli-
cher Einrichtungen oder auch ei-
nen ausgedünnten Nahverkehr.
Sparen wollen die Städte und Ge-
meinden vor allem in den Berei-
chen Straßenbeleuchtung (31
Prozent) und Jugend- und Seni-
orenbetreuung (29 Prozent). Viel-
fach werden auch Bäder ge-
schlossen (14 Prozent) oder es
wird Einschränkungen im Nah-
verkehrsangebot oder bei den Ki-
ta-Öffnungszeiten (jeweils 11
Prozent) geben.

Zusätzliche Einnahmen erhof-
fen sich die Kommunen von Ge-
bühren- bzw. Steuererhöhungen.
Fast jede zweite Kommune (46
Prozent) plant die Erhöhung des
Grundsteuerhebesatzes. Auch
beim Besuch von Bädern, Thea-
tern und Museen werden in 44
Prozent der Städte und Gemein-
den zukünftig höhere Eintritts-
preise fällig. Die Kita-Gebühren
will etwa jede dritte Kommune
erhöhen (32 Prozent), ebenso vie-
le Kommunen planen die Er-
höhung der Hundesteuer.

Viele Kommunen sehen sich
derzeit nicht in der Lage, drin-
gend notwendige Investitionen

beispielsweise im Straßenbau zu
tätigen. So geben 68 Prozent an,
dass sie derzeit Unterhaltsmaß-
nahmen für Straßen und Gebäude
strecken. 61 Prozent der Befrag-
ten reduzieren die Neuinvestitio-
nen in den Straßenbau und die
Stadtentwicklung. Unterm Strich
werden die Investitionsausgaben
der deutschen Städte und Ge-
meinden im laufenden Jahr vor-
aussichtlich weiter sinken: 46 Pro-
zent wollen 2010 weniger inve-
stieren, nur 26 Prozent wollen die
Investitionsausgaben steigern. Die
geplanten Sparmaßnahmen sind
notwendig, da eine deutliche Bes-
serung der Lage vorerst nicht in
Sicht ist: Nachdem bereits 2009
die Gewerbesteuereinnahmen der
Kommunen um 20 Prozent ge-
sunken waren, rechnet die Mehr-
heit der Kommunen – 59 Prozent
– für das laufende Jahr mit einem
weiteren Rückgang. Erst im Jahr
2011 soll die Talsohle erreicht
sein: 35 Prozent hoffen darauf,
dass die Gewerbesteuereinnah-
men 2011 wieder steigen werden,
immerhin 29 Prozent erwarten
aber einen weiteren Rückgang.

Auch der kommunaleAnteil an
der Einkommensteuer wird nach
Auffassung der Kommunen vor-
erst keinen Beitrag zu ihrer finan-
ziellen Gesundung leisten – im
Gegenteil: 79 Prozent rechnen für
das Jahr 2010 mit weniger Ein-
nahmen. Und auch 2011 werden
die Einnahmen aus Sicht der Be-
fragten tendenziell sinken: 40
Prozent erwarten einen weiteren
Rückgang, nur 29 Prozent hoffen
auf steigende Einnahmen.

Während die Einnahmen der
Kommunen also vorerst weiter
sinken, sehen sie sich mit höheren
Ausgaben konfrontiert: Vor allem
die Sozialausgaben, z. B. Unter-
kunftskosten für Langzeitarbeits-
lose und die Ausgaben für Ju-
gendhilfe, die seit Jahren stark
steigen, werden in den kommen-
den Jahren neue Rekordstände er-
reichen: So erwarten 73 Prozent
der Kommunen einen weiteren
Anstieg – nur drei Prozent rech-
nen mit sinkenden Ausgaben.
Auch die Personalausgaben wer-
den nach Auffassung der Mehr-
heit der Städte und Gemeinden
(64 Prozent) weiter steigen – trotz
eines geplanten Stellenabbaus bei
61 Prozent der Kommunen.

Eine nachhaltige Reform der
Kommunalfinanzen sei dringend
geboten, so die Untersuchung. Der
deutliche Rückgang der Einnah-
men bei gleichzeitig steigenden
Ausgaben werde zu einer deutlich
höheren kommunalen Verschul-
dung führen. Die Möglichkeiten
der Kommunen, diese durch Spar-
maßnahmen abzubauen, seien al-
lerdings sehr begrenzt. DK

Sparkassen sind Vorreiter
bei kontaktlosem Bezahlen

Die Sparkassen-Finanzgruppe führt als erste Kreditinstituts-
gruppe in Deutschland flächendeckend das kontaktlose Bezah-
len mit der girocard ein: Ab dem zweiten Halbjahr 2011 stat-
ten die Sparkassen schrittweise ihre rund 45 Millionen Spar-
kassenCards mit der neuen Bezahltechnologie aus.

Kontaktlos bezahlen heißt: Die
Karte muss nicht mehr in ein Kar-
tenterminal gesteckt werden. Es
reicht, sie vor ein entsprechendes
Lesegerät zu halten. Die Zahlung
erfolgt in Sekundenschnelle. Un-
terschrift oder PIN-Eingabe sind
nicht mehr nötig. Die Wartezeiten
an der Kasse verkürzen sich damit
um bis zu 25 Prozent.

„Das kontaktlose Bezahlen eig-
net sich vor allem bei kleineren
Beträgen. Hier ist der Bargeldan-
teil im Handel noch überdurch-
schnittlich hoch. Die Möglich-
keiten für Einsparungen und Be-
schleunigungen sind daher be-
sonders groß“, sagte Bernd M.
Fieseler, Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied des Deutschen
Sparkassen- und Giroverbandes.

Vorreiterprojekt bei der Kon-
taktlos Technologie ist die
BayArena Card. Sie wird seit der
Fußballbundesliga-Saison
2009/2010 im Rahmen einer Ko-
operation von Bayer Leverkusen
und der Sparkasse Leverkusen –
als kontaktloses Zahlungsmittel

in der BayArena, als Dauerkarte
mit Zutrittslegitimation und als
Mitgliedsausweis für den Bayer
04-Club genutzt.

In Kürze startet das zweite
Leuchtturmprojekt der Sparkas-
sen-Finanzgruppe: Der Hand-
ball-Bundesligist Frisch Auf
Göppingen wird in Zusammen-
arbeit mit der Kreissparkasse
Göppingen in seinem Heimsta-
dion, der EWS-Arena, die kon-
taktlose „FrischAuf Fankarte“
einführen. Mit dem MedicalPark
hat sich zudem ein großer An-
bieter von Privatkliniken in
Deutschland entschieden, kon-
taktloses Bezahlen auf Basis der
Sparkassen-Lösung in seinen
Kliniken einzuführen.

Auch der Handel zeigt Interesse
am kontaktlosen Bezahlen. Die
Sparkassen-Finanzgruppe führt
mit mehreren bundesweiten Filia-
listen, etwa aus dem Lebensmit-
tel- und Drogeriehandel, Ge-
spräche über einen flächen-
deckenden Einsatz der Kontakt-
los-Technologie.
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Präsident Götzl beim 111. GVB-Verbandstag:

Nachhaltigkeit ist Wesenskern
der Genossenschaften

Stephan Götzl, Präsident des Genossenschaftsverbands Bayern,
ist fest davon überzeugt: Es hat seinen Grund, dass die 1.145 ge-
nossenschaftlichen Mitgliedsunternehmen mehrheitlich gut durch
die Wirtschaftskrise der letzten Jahre gekommen sind.

Das unterstrich er in seiner
Grundsatzrede auf dem 111. Ver-
bandstag der bayerischen Genos-
senschaften. Götzl verdeutlichte
den zentralen Unterschied zu an-
deren Unternehmensformen:
„Der Zweck einer Genossen-
schaft ist nicht die kurzfristige
Kapitalrendite, sondern langfristi-
ger Erfolg und Nutzen für die
Mitglieder.“ Hierin sei ganz we-
sentlich der Erfolg der genossen-
schaftlichen Unternehmen be-
gründet. „Nachhaltigkeit ist der
Wesenskern der Genossenschaf-
ten“, so Götzl.

Hilfe zur Selbsthilfe

Anknüpfend an das historische
genossenschaftliche Gründungs-
motiv der ‘Hilfe zur Selbsthilfe’
adressierte Götzl seine zentrale
Forderung an die anwesenden
Bundes- und Landespolitiker:
„Wir müssen unser Schicksal
schon in die eigenen Hände neh-
men. Dazu wünsche ich uns allen
mehr Mut. Mut, der die Grundlage
für wirtschaftliche Dynamik ist.“

Dass sich dieser Mut gepaart
mit einem klar definierten unter-
nehmerischen Wertegerüst auch

für die Gesellschaft auszahlt, ver-
deutlichte Götzl am Beispiel
der Steuerzahlungen bayerischer
Kreditgenossenschaften.

Steter Steuerbeitrag

Während andere Banken in
Deutschland in den letzten Jahren
Staatshilfen in Milliardenhöhe in
Anspruch nehmen mussten, lei-
steten die bayerischen Volksban-
ken und Raiffeisenbanken einen
steten und erheblichen Steuerbei-
trag. So lag 2009 ihr Steuerauf-
kommen bei 360 Millionen Euro.
Davon profitierten die bayeri-
schen Städte und Gemeinden
durch Gewerbesteuerzahlungen
in Höhe von 158 Millionen Euro.
Götzl: „Wir begreifen das als ei-
nen notwendigen Beitrag zum Er-
halt unseres Gemeinwesens und
unserer Infrastruktur. Wer zu Hau-
se Steuern zahlt, leistet einen Bei-
trag zur lebendigen Heimat.“

Eine ausführliche Dokumenta-
tion über den Verbandstag der
bayerischen Genossenschaften
veröffentlicht die Bayerische
GemeindeZeitung in Ausga-
be 15.

Präsident Traublinger bei der Handwerkskammer für München und Oberbayern:

„Keine Anhebung des
Spitzensteuersatzes“

„Auch das Handwerk konnte sich dem historischen Wirt-
schaftseinbruch 2009 nicht entziehen. In diesem Jahr machten
sich der lange Winter und der Rückschlageffekt durch das Aus-
laufen der Abwrackprämie in den ersten Monaten bemerkbar.
Erst im zweiten Quartal setzte eine spürbare Erholung ein“, er-
klärte Präsident Heinrich Traublinger, MdLa. D., bei seiner Rede
vor der Vollversammlung der Handwerkskammer.

Traublinger unterstrich die
Herkulesaufgabe der Politik, den
Staatshaushalt unter Kontrolle zu
behalten und die Verschuldung zu
reduzieren: „An Einsparungen
führt kein Weg vorbei. Gleichzei-
tig muss aber sichergestellt wer-
den, dass der leichteAufschwung
nicht durch überzogene Ein-
sparungen oder Steuererhöhun-
gen abgewürgt wird.“

Der Kammerpräsident forderte,
erwiesenermaßen ökonomisch
und ökologisch sinnvolle Zu-
kunftssicherungsmaßnahmen
vom Grundsatz her zu erhalten.
Als Beispiele nannte er die KfW-
Programme „Energieeffizient
Bauen“ und „Energieeffizient Sa-
nieren“ sowie Mittel der Städte-
bauförderung, die sich als erfolg-
reich dabei erwiesen haben, ehr-
geizige Klimaschutzziele zu er-
reichen und Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze im Handwerk zu si-
chern.

Lösung für
„kalte Progression“ nicht
aus den Augen verlieren

Für eine Reform der Einkom-
mensteuer bestehen aus Sicht des
Kammerpräsidenten durchaus
Chancen. Die Abschaffung des
Mittelstandsbauchs und eine Lö-
sung für die sogenannte „kalte
Progression“ dürften trotz der ak-
tuellen Haushaltszwänge nicht
aus den Augen verloren werden,
sagte Traublinger und sprach sich
gleichzeitig strikt gegen eine An-
hebung des Spitzensteuersatzes
aus: „Wir würden dadurch die
Rahmenbedingungen für die Bin-
nenwirtschaft und vor allem für
Beschäftigung und Ausbildung
massiv verschlechtern. Die soge-
nannte Gerechtigkeitsdebatte darf
nicht in die falsche Richtung
führen. Den Menschen wird man
am ehesten gerecht, wenn es lei-
stungsfähige Unternehmen gibt,
die sie in Lohn und Brot bringen.“

Ampelkennzeichnung

Positiv bewertete Heinrich
Traublinger den Verzicht des Eu-
ropäischen Parlaments auf die so-
genannte Ampelkennzeichnung
im Rahmen der Lebensmittelin-
formationsverordnung. Auch für
lose, vorverpackte und regional
vermarktete Ware werde es keine
grundsätzliche Kennzeichnungs-
pflicht geben. Traublinger: „Die
guten Argumente des Handwerks
haben in Brüssel offensichtlich
überzeugt. Weiter kämpfen müs-
sen wir aber noch gegen die soge-
nannten Nährwertprofile.“

Elektromobilität

Ein Ansatzpunkt, um Klima-
und Umweltschutz mit der Wirt-
schaft besser in Einklang zu brin-

gen wird nach Meinung Traublin-
gers der Elektroantrieb sein. Der
Freistaat Bayern unterstützt mit
einer 5-Punkte-Strategie die Elek-
tromobilität. Und die Bundesre-
gierung hat vor wenigen Wochen
die Nationale Plattform Elektro-
mobilität gestartet. In diesem Be-
reich verfügen die Handwerksun-
ternehmen über enormes Know-
how. „Besonders im Zweiradbe-
reich, in dem der Elektroantrieb
bereits Serienreife hat, sind die
Handwerker jetzt schon Problem-
löser, aber auch Vertriebs- und
Servicepartner“, so Traublinger.

Raumentwicklung

Viele Verkehrsströme können
durch mittelständische Struktu-
ren, eine wohnortnahe Versor-
gung der Bevölkerung und die
räumliche Nähe von Wohnen und
Arbeiten vermieden werden. Die
Raumentwicklung ist deshalb die
Basis für eine sinnvolle Verkehrs-
politik. Dagegen gefährden Ein-
zelhandelsgroßprojekte auf der
grünen Wiese den Mittelstand,
führen zu erhöhtem Verkehrsauf-
kommen und verursachen einen
enormen Flächenverbrauch.

Befürchteter Wildwuchs

Traublinger bat Ramsauer, ins-
besondere bei der von der Koali-
tion vereinbarten Überarbeitung
der Baunutzungsverordnung dar-
auf zu achten, dass die Regelver-
mutungsgrenze der Raumverträg-
lichkeit von Einzelhandelsgroß-
projekten nicht ausgeweitet wird:
„Andernfalls ist ein Wildwuchs
von Handelsgroßprojekten zu be-
fürchten, der eine nachhaltige
Versorgung insbesondere der
ländlichen Bevölkerung mit Gü-
tern des täglichen Bedarfs in Fra-
ge stellt“, begründete der Kam-
merpräsident.

Demographischer Wandel

Hauptgeschäftsführer Dr. Lo-
thar Semper erklärte die Bewäl-
tigung des demographischen
Wandels in seiner Rede zu einer
der großen Herausforderungen
der kommenden Jahre. „Das
langsame Ausbluten der Haupt-
schule bereitet mir besonders
große Sorgen. Neueste Progno-
sen sagen einen wahren Absturz
der Abgängerzahlen von Haupt-
bzw. Mittelschulen bis zum
Schuljahr 2018/19 um ein Drittel
auf 24.500 voraus. Dies bedeu-
tet mittelfristig eine große Ge-
fahr für die Nachwuchsversor-
gung des Handwerks“, berichte-
te Semper.

Momentan verläuft die Ent-
wicklung auf dem Ausbildungs-
markt noch positiv. Bis zum 31.
Mai wurden 2.170 Lehrverträge
neu abgeschlossen. Das bedeutet

einen Anstieg gegenüber dem
entsprechenden Vorjahreszeit-
raum von 6,3 Prozent.

„Bisher galt das Hauptaugen-
merk dem Ziel, genügend Lehr-
stellen für junge Menschen ein-
zuwerben. Künftig muss der
Schwerpunkt aber auf die ‘Fach-
kräftesicherung‘ gelegt werden.
Wir setzen uns daher dafür ein,
den Ausbildungspakt, der im
kommenden Herbst ausläuft, un-
ter der veränderten Zielsetzung

weiterzuentwickeln“, fuhr der
Hauptgeschäftsführer fort. An-
satzpunkte sind dazu die Verbes-
serung der Berufsorientierung
und eine auf die verschiedenen
Gruppen von Jugendlichen abge-
stellte Ansprache.

Nachwuchswerbung

Die zentrale Aktion zur Nach-
wuchswerbung bildet in Ober-
bayern die Kampagne „Macher
gesucht!“. Bayernweit haben sich
dafür 1.280 Jugendliche ange-
meldet. Semper: „Die Tatsache,
dass davon über 700 – also fast 55
Prozent – aus Oberbayern stam-
men, untermauert, wie ernst wir
das Thema Fachkräfteversorgung
und Nachwuchswerbung neh-
men.“

Regulierung der Finanzmärkte:

Ratingagenturen
an die Leine

EU-Kommission plant strengere Aufsicht und
eine Stärkung der unternehmensinternen Kontrollen

in den Finanzinstituten

Ratingagenturen werden zunehmend kritisch gesehen, schon
lange vor der Griechenlandkrise. Um das Finanzsystem zu stär-
ken, sollen sie nun einer stärkeren Kontrolle unterworfen wer-
den. Auf Vorschlag von EU-Binnenmarktkommissar Michel
Barnier soll die Aufsicht über die Ratingagenturen bei der neuen
Wertpapieraufsichtsbehörde ESMA in Paris gebündelt werden.
Die ESMA („European Securities and Markets Authority“) ist
nach den Beschlüssen aus dem vergangenen Jahr eine von drei
neuen EU-Behörden zur Finanzaufsicht, die ab 2011 funktions-
fähig sein sollen.

Auskunft über
Methodik und Details

Bereits nach den geltenden
Regeln müssen sich die Rating-
agenturen, wenn sie europaweit
tätig sein wollen, bei der ESMA
zentral registrieren lassen. Sie
sollen nach den neuen Vorschlä-
gen zudem detailliert Auskunft
geben müssen über ihre Metho-
dik und über Details der von ih-
nen bewerteten spekulativen
Wertpapiere. Bei einem begrün-
deten Verdacht auf einen Regel-
bruch soll die Aufsichtsbehörde
das Recht haben, Mitarbeiter der
Ratingagenturen zu befragen
und ihre Büros zu durchsuchen.
Das entspricht in etwa den Kom-
petenzen der Wettbewerbsbehör-
de der Europäischen Union.

Wettbewerb beflügeln

Zudem sollen Banken, die
komplizierte strukturierte Wert-
papiere ausgeben, alle interes-
sierten Ratingagenturen mit den
Informationen versorgen, die
sie an die von ihnen selbst be-
auftragten Agenturen geben.
Damit soll der Wettbewerb zwi-
schen den Agenturen beflügelt
werden. Sollten die Ratingagen-
turen die Regeln der Aufsicht
brechen, hat sie das Recht, Stra-
fen zu verhängen.

Zentralisierung derAufsicht

Mit der Vorlage plant EU-
Kommissar Barnier eine Ver-
schärfung der erst im April 2009
beschlossenen Regulierung der
Ratingagenturen. Neu ist vor al-
lem die Zentralisierung der Auf-
sicht in einer Behörde. Die Kom-
petenzen der neuen ESMA wer-
den damit deutlich erweitert.
„Die Änderungen werden zu ei-
ner besseren Aufsicht und größe-
rer Transparenz führen“, sagte
Barnier bei der Vorstellung der
Vorschläge. „Sie sind jedoch nur
ein erster Schritt. Wir werden die-
sen Sektor eventuell genauer un-
tersuchen müssen, insbesondere
die unverhältnismäßige Rolle, die
Ratingagenturen auf den heutigen
Finanzmärkten einnehmen.“

Bessere interne Kontrolle

Als Reaktion auf die Finanz-
krise setzt die EU-Kommission
aber nicht nur auf Regulierung

von außen, sondern auch auf ei-
ne Stärkung der Kontrollmecha-
nismen in den Unternehmen
selbst. Aufsichtsräte, Aktionäre,
Buchprüfer – sie alle haben in
der Krise allzu oft versagt. In ei-
nem aktuellen Grünbuch legt die
Kommission nun Vorschläge
vor, wie die interne Unterneh-
mensführung in Finanzinstituten
verbessert werden könnte, und
leitet damit eine öffentliche Kon-
sultation ein. Ziel ist es, die In-
teressen von Verbrauchern und
Kunden stärker einfließen zu las-
sen.

Bezahlungssysteme

Das Grünbuch stellt Fragen
nach der Kontrolle des Top-Ma-
nagements, nach der Etablierung
einer vernünftigen Risikokultur
auf allen Managementebenen
und regt eine besssere Einbin-
dung von Anteilseignern an.

Zudem sollen die Unterneh-
men ihre Bezahlungssysteme so
ändern, dass ihre Angestellten
nicht mehr ermuntert werden,
übermäßige Risiken einzugehen.
Bis zum 1. September nimmt die
Kommission jetzt Stellungnah-
men entgegen. Darauf aufsetzen-
de Vorschläge wird sie bis 2011
erarbeiten. (hb)

MdEP Markus Ferber zum Euro-Rettungsschirm:

Stabilität braucht
Haushaltskonsolidierung

Mit dem Euro-Rettungsschirm können künftige Krisen ver-
mieden werden.Voraussetzung dafürsei aberein beherzterDe-
fizitabbau in allen nationalen Haushalten, betonte der Vorsit-
zende der CSU-Gruppe im Europaparlament, Markus Ferber,
am Rande der Tagung der EU-Finanzminister.

„Der Euro-Rettungsschirm sorgt für Stabilität. Er kann und soll
aber keine chronischen Defizitsünder auffangen. Nur wer unver-
schuldet in eine Notlage gerät, aber ansonsten solide wirtschaftet,
soll auf die Solidarität anderer bauen dürfen. Nur so kann das Ver-
trauen in den Euro wieder zurückgewonnen werden“, so Ferber.
Zur Sanierung der nationalen Haushalte gebe es keine Alterna-
tive. „Was in Lettland und Griechenland richtig ist, ist auch in
Ungarn und allen anderen EU-Ländern geboten. Kein EU-
Land darf durch eigenes Verschulden an den Rand der Pleite
geraten. Die Krise muss jetzt als Chance genutzt werden, mit-
telfristig wieder politische Gestaltungsmöglichkeiten zurück-
zugewinnen. Denn wenn der Schuldendienst alle Handlungs-
spielräume auffrisst, verkommt Politik zum reinen Krisenma-
nagement“, sagte der CSU-Europaabgeordnete.

Zur Verbesserung der Haushaltsdisziplin fordert Ferber eine
rasche Verschärfung der Regeln des EU-Stabilitätspakts. „Bei
der Frage der Verschuldung darf es keinen politischen Spiel-
raum mehr geben. Die EU-Staats- und Regierungschefs müs-
sen sich zu mehr Automatismus beim Defizitverfahren ver-
pflichten. Eine Arbeitsgruppe unter Leitung von EU-Ratsprä-
sident Van Rompuy soll bis zum Herbst konkrete Vorschläge
zur Überarbeitung des Pakts ausarbeiten.

Handelsbilanzüberschuss
der Eurozone bei 4,5 Mrd. €

Nach ersten Schätzungen ergab sich für die Eurozone im
März 2010 ein Überschuss von 4,5 Milliarden Euro im Handel
mit der übrigen Welt. Dies ist ein Plus von 1,6 Milliarden im
Verhältnis zum Vorjahr. Im März 2010 nahmen die Ausfuhren
(saisonbereinigt) im Vergleich zum Februar 2010 um 7,5 Pro-
zent und die Einfuhren um 10,3 Prozent zu. Deutschland er-
zielte mit Blick auf den Handel mit den einzelnen Mitglied-
staaten den höchsten Überschuss von 20,6 Milliarden Euro im
Januar-Februar 2010. Verteilt auf die gesamte EU ergab sich je-
doch nach ersten Schätzungen im März 2010 ein Handelsbi-
lanzdefizit von 7,1 Milliarden Euro gegenüber einem Minus
von 9,2 Milliarden im März 2009.
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ten fasst darin alle Einstellungen
für den Gesamthaushalt in einer
Auswahl zusammen. Eine neu
hinzu gekommene Funktion ist
die vollautomatische Berechnung
der Abschreibungen für Investiti-
onsmaßnahmen aus der Haus-
haltsplanung heraus. Berechti-
gungen und Kostenstellen befin-
den sich ebenso strukturiert in ei-
nem Register wie allgemeine
Einstellungsfunktionen für die
Benutzeroberfläche. Die geöffne-
ten Fenster werden übersichtlich
in Reitern auf dem Bildschirm
angeordnet, wobei der Nutzer je-
derzeit zwischen den einzelnen
Teilanwendungen der Haushalts-
planung umschalten kann.

DATEV
Haushaltsplanung pro

DATEV Haushaltsplanung pro
unterstützt sowohl eine zentrale
als auch eine dezentrale Haus-
haltsplanung. Kommunen, die
sich für ein dezentrales System
entscheiden, können ihre Dispo-
sitionen entweder direkt im Sy-
stem vornehmen oder aber Pla-
nungen aus Excel-Dateien inte-
grieren. Die Kämmerei über-
nimmt dabei die Daten komforta-
bel über eine Schnittstelle und
kann sie bei Bedarf anpassen, so
dass keine manuellen Übernah-
men mehr vorgenommen werden
müssen. Zur Entlastung der Käm-
merei werden die Plan-Abschrei-
bungen automatisch aus der An-
lagenbuchhaltung übernommen.

Bessere Editierbarkeit

Verbessert stellt sich auch die
Editierbarkeit des Haushaltsplans
dar. DieAusgabe erfolgt in ein be-
sonders geschütztes Word-Doku-
ment. Indem die Planwerte in ei-
nen schreibgeschützten Doku-
mentbereich übergeben werden,
ist sichergestellt, dass Zahlenwer-
te ausschließlich im Programm
geändert werden können. So las-
sen sich Differenzen zwischen ge-
drucktem Haushalt und den Wer-
ten im Programm ausschließen.
Gleichzeitig ermöglicht die Aus-

Jahrespressekonferenz der DATEV eG:

Erwartungen übertroffen
DATEV-Umsatz wächst stärker als Branche - Guter Start mit neuer Software

„Froh und auch ein bisschen stolz“ zeigte sich Prof. Dieter
Kempf, Vorstandsvorsitzender der DATEV eG, Nürnberg, bei
der Jahrespressekonferenz des IT-Dienstleisters. Schließlich
konnte sich das Unternehmen mit einem Umsatzwachstum von
3,5 Prozent deutlich vom negativen gesamtwirtschaftlichen
Trend absetzen. „In Zahlen bedeutet dieses Wachstum eine er-
freuliche Zunahme um 22,7 Mio. Euro, von 649,7 Mio. auf 672,4
Mio. Euro, womit wir sogar unsere eigenen Erwartungen über-
troffen haben“, erläuterte Kempf.

Die Ursachen für diese positive
Entwicklung seien vielfältig, be-
richtete Kempf. Zunächst zehre
DATEV - laut aktuellem Lünen-
donk-Ranking das viertgrößte
Softwarehaus in Deutschland -
von einem Kapazitäts- und Pro-
duktivitätszuwachs aus der in
2007 durchgeführten Anhebung
der regelmäßigen Arbeitszeit von
37,5 auf 40 Stunden. Unter den
Leitgedanken „mehr Zeit für den
Kunden“, „mehr Zeit für Innova-
tion und Kreativität“ sowie „mehr
Zeit für Jobfitness“ seien Freiräu-
me geschaffen worden, ohne da-
bei die Personalkosten zu stei-
gern.

Als weiteren Aspekt führte
Kempf an, „dass viele unserer
Mitglieder und deren Mandanten
weniger von der Krise betroffen
waren als der Durchschnitt der
deutschen Wirtschaft“. Ein Groß-

teil der Mandanten entstamme
dem Handwerk und dem unter-
nehmerischen Mittelstand. „So
haben wir zum Beispiel bei den
Lohnabrechnungen feststellen
können, dass nicht wenige aus
diesem Bereich versucht haben,
ihre qualifizierte und speziell aus-
gebildete Belegschaft so weit wie
möglich zu halten.“

Attraktives Angebot

Last but not least sei das DA-
TEV-Dienstleistungsangebot „of-
fensichtlich funktional wie preis-
lich für Kundengruppen attraktiv
geworden, die bislang eigene
oder andere Lösungen bevorzugt
haben und diese nun durch unsere
ersetzen“. Im Zuge der Krise sei
überdies der eine oder andere
Mitbewerber aus dem Markt aus-
geschieden.

Höheres operatives Ergebnis

Das operative Ergebnis der
Genossenschaft erhöhte sich
von 42,32 Mio. Euro im Vorjahr
auf 43,54 Mio. Euro in 2009. Da-
von fließen rund 38,6 Mio. Euro,
also 6,2 Prozent (Vorjahr 6,7 Pro-
zent) des rückvergütungsfähigen
Umsatzes, als genossenschaft-
liche Rückvergütung an die Mit-
glieder zurück. Das positive Er-
gebnis basiert auf gestiegenen
Absatz- und Umsatzzuwächsen
in allen Produktgruppen. Außer-
dem konnten sich auch in einem
schwierigen konjunkturellen Um-
feld Mitglieder und Kunden sehr
erfolgreich am Markt positionie-
ren. Deshalb bildete das sehr sta-
bile Kerngeschäft weiterhin die
tragende Säule der Geschäfts-
tätigkeit.

Erwartetes Umsatzplus

Auch für das laufende Jahr er-
wartet Kempf ein Umsatzplus und
ein befriedigendes Ergebnis.
„Mehrumsätze vor allem bei den
Produktgruppen Personalwirt-
schaft, Rechnungswesen und Or-
ganisationssoftware haben uns be-
reits dazu veranlasst, unsere Um-
satzprognose für 2010 etwas anzu-
heben und auf 696 Mio. Euro zu
erhöhen. Allerdings wird das Vor-
jahresergebnis durch unser hohes
Engagement in unsere neue Soft-
ware-Linie nicht wieder erreicht
werden können.“ Im ersten Halb-
jahr 2010 wurden 353,2 Mio. Euro
umgesetzt. Die Mitgliederzahl be-
trägt 39.577 und das Personal
wuchs auf 5.791 Mitarbeiter.

Das Jahr 2010 steht ganz im
Zeichen der Markteinführung ei-
nes neuen Systems zur kommu-
nalen Haushaltssteuerung. Ein
zentraler Stammdatendienst mit
direktem Durchgriff auf die Da-

gabe in Word, dass zusätzliche
Textteile wie beispielsweise Vor-
worte ohne viel Aufwand in den
Haushaltsplan integriert werden
können.

DATEV Haushaltsplanung pro
wird gemeinsam mit weiteren
überarbeiteten Komponenten des
DATEVkommunal-Pakets im
vierten Quartal 2010 zur Verfü-
gung stehen - darunter die An-
wendungen zur Mittelbewirt-
schaftung, zum Forderungswesen
und für die Kommunalen Abga-
ben. Diese Anwendungen lassen
sich dann übersichtlich über den
zentralen, auf die Anforderungen
von Verwaltungen abgestimmten
DATEVArbeitsplatz pro steuern.

Hohe funktionale
Integration

Damit profitiert auch der Pub-
lic Sector von den Neuerungen
der Software-Generation DATEV
pro. Diese zeichnet sich insbeson-
dere durch Übersichtlichkeit, eine
hohe funktionale Integration, ei-
nen neu gestalteten, einheitlichen
Stammdatendienst sowie moder-
ne Such- und Gruppierungsmög-
lichkeiten aus, die mit den be-
währten Funktionen der DATEV-
Software nahtlos ineinander grei-
fen. Das Programm Rechnungs-
wesen kommunal inklusive der
Anlagenbuchführung und der
Kostenrechnung wird dann im
kommenden Jahr auf eine neue
Version aus der DATEV pro-Li-
nie umgestellt.

Zudem beschäftigt sich DATEV

mit Anwenderszenarien für den
neuen (elektronischen) Personal-
ausweis, der vom Herbst an von
den Einwohnermeldeämtern aus-
gegeben werden soll. „Hier arbei-
ten wir an einer Lösung zur elek-
tronischen Übermittlung der
Lohn- und Gehaltsabrechnungen
im Zusammenspiel mit der einfa-
chen und sicheren Online-Identifi-
zierung über diesenAusweis“, be-
tonte Kempf. Er habe hohe Erwar-
tungen, dass sich mit diesem Do-
kument im Format einer Scheck-
karte die Sicherheit bei geschäftli-
chen Transaktionen über das Inter-
net deutlich erhöhen lässt.

Zusätzliches
Rechenzentrum

Mit einem zusätzlichen Stand-
ort wird die DATEV eG ihr Re-
chenzentrum ergänzen. Für das
zweite Quartal 2011 plant das Un-
ternehmen die Inbetriebnahme ei-
nes rund 1.000 Quadratmeter IT-
Fläche umfassenden Rechenzen-
trumsneubaus im Raum Nürn-
berg. Nötig ist diese räumliche Er-
weiterung auf Grund der verstärk-
ten Nachfrage nach rechenzen-
trumsbasierten Diensten. In den
vergangenen Jahren hat der IT-
Dienstleister das Leistungsspek-
trum kontinuierlich ausgebaut, so-
wohl mit Sicherheits- und Out-
sourcingleistungen als auch mit-
tels internetbasierter Software-
Angebote. An seinen bisherigen
Standorten verfügt das Unterneh-
men derzeit über rund 3.500 Qua-
dratmeter IT-Fläche. DKDeutsches Institut für Urbanistik:

PPP-Projekte bleiben
ein wichtiges Thema

Etwa ein Viertel der Kommunen und Länder, die Ende 2008/An-
fang 2009 vom Deutschen Institut für Urbanistik zu ihren Erfah-
rungen und Planungen mit Infrastrukturprojekten in Public Pri-
vate Partnership (PPP) befragt wurden, wollen in den nächsten
fünf Jahren ein oder mehrere PPP-Vorhaben anstoßen und um-
setzen. Damit ist in diesem Zeitraum alleine bei den Kommunen
ein Gesamtvolumen bei PPP-Vorhaben in Höhe von etwa 8,4 Mil-
liarden Euro denkbar. Hinzu kommen noch die Maßnahmen von
Bund und Ländern mit einem PPP-Potenzial von rund 5,8 Milli-
arden Euro in den nächsten fünf Jahren.

Trotz dieser beachtlichen Zah-
len ist eine gewisse „Abkühlung“
des PPP-Marktes offensichtlich.
Der stärkere Anstieg in der Um-
setzung von PPP-Projekten in
den Jahren 2007 und 2008 wird
sich in den nächsten Jahren ver-
mutlich etwas abflachen - nicht
zuletzt bedingt durch die wieder
wachsenden Haushaltsengpässe
in den Kommunen sowie die Fi-
nanzierungszurückhaltung der
Banken und Sparkassen als Folge
der weltweiten Finanzkrise. PPP-
Projekte finden sich unverändert
am ehesten in den Bereichen
Schulen sowie Sport, Freizeit,
Touristik, gefolgt von Verwal-
tungsbauten und Verkehrsprojek-
ten. Dies wird sich in Zukunft
nicht wesentlich ändern.

Zufriedene Kommunen

Insgesamt sind die PPP-Verant-
wortlichen in den Kommunen
mitAblauf, Verfahren und Ergeb-
nissen der PPP-Projekte überwie-
gend zufrieden. In einem engen
Zusammenhang mit der Zufrie-
denheit steht die Erfüllung von
Effizienz- und Qualitätserwartun-
gen. Diese wurden meistens er-
füllt, teilweise aber auch übertrof-
fen oder unterschritten. Dabei
macht die Einhaltung der verein-
barten Qualitätsmaßstäbe häufi-
ger Probleme als die Erfüllung
der Wirtschaftlichkeitserwartun-
gen. Trotz der insgesamt deutli-
chen Zufriedenheit mit den Pro-
jekten gab es bei jedem vierten
Projekt in irgendeiner Phase
große Probleme. Insbesondere
die Vertragsgestaltung sowie die
Risikoidentifizierung und -be-
wertung stellten die Akteure vor
große Herausforderungen.

Will man PPP-Projekte umset-
zen, gibt es eine Vielzahl von
Erfolgsfaktoren. Die wichtigsten
sind nach Meinung der Befragten

eine sorgfältige Bedarfsplanung
und Bestandsbeurteilung, die
gute Vorbereitung der Machbar-
keitsstudie und Konzeption, ein
gutes Projektmanagement und ei-
ne funktionierende Kommunika-
tion zwischen den Partnern. Als
größte Risiken (neben einer Rei-
he weiterer) werden unvollständi-
ge Verträge, mangelhafte Flexibi-
lität z.B. bei Zieländerungen und
Kontrollverlust für die öffentliche
Hand gesehen.

Auch wenn die Investitions-
quote bezogen auf PPP noch weit
von den 15 Prozent entfernt
bleibt, die die Bundesregierung
nach dem Beispiel vergleichbarer
Industrieländer als Maßstab ge-
setzt hat, darf nicht übersehen
werden, dass das gewaltige Pro-
jektvolumen von insgesamt fast
15 Mrd. Euro in den nächsten
fünf Jahren den engagierten Ein-
satz aller Beteiligten verlangt.

Voraussetzung dafür ist, dass
die öffentlichen Partner weiter fit
für den Einsatz von PPP gemacht
werden. Dabei ist nach Einschät-
zung der Befragten einerseits an
den rechtlichen und steuerlichen
Hemmnissen anzusetzen, ande-
rerseits sind Orientierungshilfen,
Beratungsangebote und Standar-
disierungen noch stärker als bis-
her bereitzustellen.

Ergänzend dazu sollte eine wis-
senschaftlich seriöse und unab-
hängige Evaluation der laufenden
Projekte erfolgen, deren Ergebnis-
se dokumentiert werden müssten.
Die Beschreibung von guten Bei-
spielen würde die Akteure für
weitere Projekte motivieren, und
auch weniger erfolgreiche Vorha-
ben können den Erfahrungsschatz
mit wichtigen Hinweisen berei-
chern.

Diese Ergebnisse und vieles
mehr finden sich in der PPP-Stu-
die des Deutschen Instituts für
Urbanistik.

Landkreis Rosenheim:

Stabile Müllgebühren
Gesamt-Restmüllmenge gesunken

Recyclingquote bei 72 Prozent

Bei der Vorlage des Abfallwirtschaftsberichts 2009 des Landkrei-
ses Rosenheim konnte Landrat Josef Neiderhell vermelden, dass
die Müllgebühren im Landkreis Rosenheim inzwischen das 16.
Jahr stabil sind. Mit derVermeidung und Trennung von Müll hät-
ten dazu auch die Bürgerinnen und Bürger ihren wertvollen Bei-
trag geleistet, so der Landkreischef.

Wie der Abfallwirtschaftsbe-
richt ausweist, sank die Gesamt-
Restmüllmenge trotz leicht ge-
stiegener Einwohnerzahlen er-
neut auf jetzt gut 48.300 Tonnen.
Dies sind fast 270 Tonnen weni-
ger als noch 2008. Mit einer
Recyclingquote von 72 Prozent
konnte erneut ein sehr gutes Er-
gebnis erzielt werden.

Gesunkene Altpapiermenge

Die gewerblichen Altpapier-
sammlungen mittels der sog.
Blauen Tonne durch Firmen wie
Chiemgau-Recycling oder Re-
mondis bescherten dem Land-
kreis einen weiteren Rückgang
des Altpapiers in Altpapiersam-
melbehältern und Großraumcon-
tainern. Knapp 15.900 Tonnen
brachten die Bürger im vergange-
nen Jahr an die Wertstoffinseln
und Wertstoffhöfe. Damit sank
die kommunal erfasste Altpapier-
menge noch einmal um über sie-
ben Prozent. Seit 2008 leert der
Müllabfuhrbetrieb des Landkrei-
ses die „Blauen Tonnen“ der Fir-
ma Chiemgau-Recycling. Diese
Zusammenarbeit bewährt sich
und soll fortgesetzt werden.

Beim Altglas liegt der Land-
kreis Rosenheim im bayernwei-
ten Trend. Die gesammelten
knappen 6.400 Tonnen sind die
geringste Menge seit Einführung
der Altglasverwertung. Grund ist

die PET-Flasche, die vom Ver-
braucher zunehmend bevorzugt
wird. Bei den Leichtverpackun-
gen wie Weißblech, Mischkunst-
stoffe, Tetra Pak, Becher, Folien
oder Styropor fielen 2009 gut
2.200 Tonnen an. Den Rückgang
um rund 130 Tonnen nahm das
Sachgebiet Abfallwirtschaft im
Landratsamt Rosenheim unter
anderem zumAnlass, einen Wert-
stoffhof-Wegweiser zu entwi-
ckeln.

Kompostieranlagen

Von den Landkreisbürgern wei-
terhin gerne in Anspruch genom-
men wird die Möglichkeit, Grün-
abfälle an den Wertstoffhöfen ab-
zuladen. In den drei Kompos-
tieranlagen in Noderwiechs in
Bruckmühl, im Eiselfinger Ortsteil
Aham sowie in Weiher, im Ge-
meindegebiet vonAschau, wurden
2009 mehr als 98.000 Kubikmeter
Häckselgut, Gras und Laub zu
Fertigkompost verarbeitet. Er wird
in 40 bzw. 50 Liter-Säcken sowie
in größeren Mengen auch lose in
den Kompostieranlagen sowie
zum Teil bei den Wertstoffhöfen
zum Kauf angeboten.

Das 1985 vom Kreistag be-
schlossene Abfallwirtschaftskon-
zept des Landkreises sieht unter
anderem vor, Abfälle so weit wie
möglich zu vermeiden. Mit Un-
terstützung der Bürgerinnen und

Sulzbach-Rosenberg:

Sanierung der
Schlackendeponie

Spatenstich für Informationszentrum
Söder: „Klares Bekenntnis zur Region“

„Sanfter Tourismus“ und „Kultur“ sind die beiden Säulen der
Nachfolgenutzung für die ehemalige Schlackendeponie der
Maxhütte in Sulzbach-Rosenberg. Beim Spatenstich zum neu-
en Informationszentrum am Schlackenberg wertete Umwelt-
minister Markus Söder das Engagement des Freistaats Bayern
als klares Bekenntnis zur Region.

Im Beisein von Regierungsprä-
sidentin Brigitta Brunner, Landrat
Richard Reisinger und Bürger-
meister Gerd Geismann maß Sö-
der der planmäßig verlaufenden
Sanierung der Deponie deutsch-
landweite Bedeutung bei. Die Sa-
nierung des Schlackenberges sei
die größte Baumaßnahme des
Freistaates im Deponiebereich.

Das Volumen des bis zu 55 Me-
ter hohen Schlackenbergs beträgt
rund 4,8 Millionen Kubikmeter;
die zu sanierende Gesamtfläche
rund 31,5 Hektar. Der Schlacken-
berg diente für über 100 Jahre -
von 1893 bis Anfang 1997- als
Entsorgungsstätte für Produktions-
rückstände aus der Eisen- und
Stahlherstellung der Maxhütte.

Kulturelle Nutzung

Wie Minister Söder hervorhob,
stellt der Freistaat für Sanierungs-
maßnahmen am Schlackenberg in
diesem Jahr 10,2 Millionen Euro
zur Verfügung. Nach ihrem Ab-
schluss soll das Gelände touristisch
und kulturell genutzt werden. „Das
Informationszentrum soll an die
örtliche Industriegeschichte erin-
nern, aber auch Mahnmal für
nachhaltiges und umweltgerechtes
Wirtschaften sein.“

Das neue Informationszentrum
wird mitten auf dem Schlacken-

berg errichtet. Es bietet einenAus-
sichtspunkt über die Stadt Sulz-
bach-Rosenberg und das ehemali-
ge Maxhüttengelände. Besucher
können sich künftig durch Infota-
feln, Schaukästen und Modelldar-
stellungen über Geschichte und
Sanierung des Schlackenberges
informieren. Teilflächen des Ge-
ländes sollen laut Söder auch für
erneuerbare Energien wie Photo-
voltaik nutzbar sein.

Abschluss in 2012

Das Nutzungskonzept wurde
Anfang 2010 zwischen Frei-
staat, Stadt und Landkreis abge-
stimmt. Die Regierung der
Oberpfalz übernimmt die ver-
tragliche Ausgestaltung der Fol-
genutzungen. Die Errichtung des
Infozentrums wird durch Mittel
aus dem Konjunkturpaket II ko-
finanziert.

Die Sanierung des Schlacken-
bergs ist die größte Baumaßnah-
me des Freistaates im Deponiebe-
reich. Sie kann laut Söder voraus-
sichtlich termingerecht im Jahr
2012 abgeschlossen werden. Die
Finanzierung der weiteren Sanie-
rungsmaßnahmen sei auch wei-
terhin gesichert, betonte der Mini-
ster. Die Gesamtkosten werden
sich auf rund 54 Millionen Euro
belaufen. DO

Bürger gelingt die Umsetzung
dieser Leitlinie bis heute. Verur-
sachte ein Landkreisbürger 1990
noch fast 390 Kilogramm Haus-
haltsabfall, waren es im vergan-
genen Jahr mit gut 193 Kilo-
gramm weniger als die Hälfte.

Neiderhell wies ausdrücklich
auf die Bedeutung dieser positi-
ven Entwicklung hin: Wäre die
Gesamtrestmüllmenge auf dem
Stand von 1990 geblieben, be-
deutete dies eine zusätzliche Ko-

stenbelastung von fast 19 Millio-
nen Euro jährlich. Bei 14-tägiger
Leerung kostet eine 80 Liter-Ton-
ne ohne Kompostierabschlag 144
Euro, mit Kompostierabschlag
132 Euro. Im Landkreis Altötting
sind für die gleiche Leistung
133,20 Euro, im Landkreis
Traunstein 153,60 Euro, im
Landkreis Bad Tölz-Wolfratshau-
sen 167,40 Euro und im Land-
kreis Miesbach sogar 180 Euro zu
entrichten. KI
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Die Steinschränke sind in ein durchdachtes Müllkonzept einge-
bunden. Dies hat zahlreiche Vorteile.

Neue Steinschränke von Paul Wolff:

Müllkonzept in
Wohnanlagen umsetzen

Wer das Ziel verfolgt, Müllkonzepte für Wohnanlagen zu ent-
wickeln und die Müllplätze zukunftsfähig und nachhaltig kosten-
sparend einsetzen zu wollen, ist mit den geräuscharmen
SILENT 1001-Steinschränken von Paul Wolff gut bedient.Attrak-
tive und konzeptionell geplante Müllplätze bedeuten Wirtschaft-
lichkeit für Wohnungseigentümer und Mieter.

Die neuen Steinschränke für
Wohnanlagen und gemeinschaft-
lich genutzteAbfallbehälter bieten
eine zu jederTageszeit geräuschar-
me Lösung für die Entsorgung
von Hausabfällen. Das patentierte
Öffnungs- und Schließungskon-
zept mit der besonderen Federung
und Dämpfung lässt einen hohen
Lärmpegel nicht zu. So ist das Zu-
schlagen der Deckel bei der Nut-
zung durch Bewohner und das
turnusmäßige Herausziehen der
Behälter beim Entleeren mit 40
bzw. 80 Dezibel erheblich leiser
als bisher. Das Mülleinwerfen ist
durch die niedrigen Griffhöhen der
Einwurfdeckel kinderleicht. Das
intelligente zentrale Schließsystem
für die Einwurfdeckel kann mit
dem Haustürschlüssel geöffnet
werden. Dazu gibt es noch speziel-
le Einwurföffnungen für Papier,
Verpackungen und Restmüll.

Eigenverantwortung fördern

Wenn die Steinschränke in ein
durchdachtes Müllkonzept einge-
bunden sind, hat das vielerlei Vor-
teile. Die Müllkosten können in
ihrer Höhe von dem Verursacher
beeinflusst werden. Dazu gehören
Systeme oder Konzepte, mit de-
ren Hilfe die Eigenverantwortung
gefördert wird. Diese Angebote
schlagen sich in der „2. Miete“
nieder und haben Einfluss auf
Marktwert und Vermietbarkeit
von Wohnungen.

Neben dem Verhalten der Ver-
ursacher am Müllplatz werden die
Müllkosten durch die Grundabga-
ben des Bereitstellungsvolumens
und durch den Entleerungszyklus
bestimmt.

Satzungsrechtlich bestimmt
werden unter anderem das Min-
destvolumen je Wohnungsbewoh-
ner und Woche sowie die Größe
des Abfallbehälters und der Ent-
leerungszyklus. Sehr oft ist der
zugrunde gelegte Zusammenhang
von Personenzahl und bereitge-
stelltem Volumen überprüfungs-
bedürftig.

Andere Faktoren wie die ver-
haltensbedingte Überfüllung der
Restmüllbehälter durch volu-
minöse, nicht zerkleinerte oder
zusammengedrückte Gegenstän-
de, dasAuslassen der Gelegenheit
zur Nutzung der bereitgestellten
Wertstoffbehälter für Verpackun-

gen oder nicht zur Verfügung ge-
stellte Papierbehälter müssen
ebenfalls Bestandteil einer reali-
stischen Kostenermittlung sein.
Auch fehlende Sauberkeit sowie
in der Folge Ratten- und Hygie-
neprobleme sind unter Umstän-
den nur durch den Einsatz hoher
Zusatzkosten zu unterbinden. All
dies erhöht die von den Mietern
gezahlten Betriebskosten, die in
der Summe Bestandteil der „2.
Miete“ sind.

Bestandsbezogene, auf die Ge-
bäude oder Wohnanlagen abge-
stimmte Müllkonzepte können die
Gesamtkosten erheblich reduzie-
ren. Die Einsicht der Nutzer und
das verantwortungsbewusste Um-
setzen bestehender Müllkonzepte
spielen dabei eine wichtige Rolle.
Der Anteil solcher einsichtiger
Nutzer kann auf etwa 80 Prozent
geschätzt werden.

Reduzierung der Müllkosten

Eine wünschenswerte Senkung
der Müllkosten könnte im Einzel-
nen durch folgende Maßnahmen
erreicht werden:

haushaltsnaher Standort in der
unmittelbaren Nähe des Gebäudes

Zuordnung von einer über-
schaubaren Anzahl von Wohnun-
gen; optimal sind 10 bis 20 Wohn-
einheiten pro Müllplatz

attraktives, modernes Design
der Steinschränke, die in ihrer
Konstruktion und Erscheinungs-
weise verantwortungsbewusstes
Entsorgen erleichtern.

So erhöhen die SILENT 1001-
Steinschränke mit ihren hochwer-
tigen und ästhetisch ansprechen-
den Steinaußenaflächen, in diver-
sen Strukturen mit den Duplex
pulverbeschichteten Stahltoren
mit Noppendesign, die in vielen
Farben lieferbar sind, sichtbar
auch den Wert des Hausumfeldes.

Alle 2- und 4-Rad Abfallbehäl-
ter von 240 bis 1.100 Liter können
verwendet werden und sind somit
auch bei künftigen Veränderungen
der Behältergrößen die geeignete
Lösung. Bei einer Veränderung
der Standplätze durch eine größe-
re Zahl anAbfallbehältern bleiben
die neuen Schränke immer ein-
satzbereit: Mit geringem Auf-
wand können die Plätze entspre-
chend schnell und kostengünstig
umgebaut werden.

3. Neumarkter Nachhaltigkeitskonferenz:

Impulse der Bildung
„Nachhaltigkeit neu lernen - Impulse der Bildung für nachhaltige
Entwicklung“ lautete das Thema der 3. Neumarkter Nachhaltig-
keitskonferenz, die einmal mehr auf große Resonanz stieß. Wie
Oberbürgermeister Thomas Thumann feststellte, hätten die Podi-
umsdiskussion, die Foren am Nachmittag und auch die Ge-
spräche in den Pausen zwischen Teilnehmern und Referenten ge-
zeigt, „dass dieses Thema auf große Nachfrage stößt“. Auch sei es
eine gute Erfahrung gewesen, „dass es schon viele gibt, die an Lö-
sungen und an konkreten Umsetzungen gerade auch im Bereich
Bildung für nachhaltige Entwicklung arbeiten“.

Bayerns Staatsminister für
Umwelt und Gesundheit Dr. Mar-
kus Söder hatte zu Beginn darge-
legt, wie die Zukunft der Bildung
für nachhaltige Entwicklung in
Bayern aussieht. Er sprach von
einer unausweichlichen Konse-
quenz, vor der die Menschen
auch im Freistaat stünden. Gerade
die Bildung sei für ihn ein wichti-
ger Ansatz, um Nachhaltigkeit
schon bei den Kindern zu vermit-
teln und dazu gehöre es, den jun-
gen Menschen die Umwelt und
die Natur wieder näher zu brin-
gen. Für ihn gelte hier das Motto:
„Was ich kenne, das schütze ich.“
Sein Ministerium fördere da-

her zahlreiche Bildungsprojekte.
Prof. Dr. Gerhard de Haan

stellte die provokante Frage „Wo-
zu brauchen wir eine Bildung für
nachhaltige Entwicklung?“ und
zeigte in seinem Vortrag, welche
Zielsetzungen und Perspektiven
die nachhaltige Bildungsland-
schaft in Deutschland besitzt. De
Haan, Vorsitzender des National-
komitees der UN-Dekade „Bil-
dung für nachhaltige Entwick-
lung“ stellte klar, dass Bildung
kommunal und regional veran-
kert werden müsse. „Wir müssen
regionale Bildungslandschaften
schaffen, bei denen alle potenziel-
len Bildungsträger mit einbezo-

gen werden sollten.“ Außerdem
sei ein generationenübergreifen-
des Lernen notwendig, um den
vielfältigen Herausforderungen
zu begegnen.

Prof. Dr. Ernst Ulrich von
Weizsäcker zeigte seinerseits auf,
dass es heute um zwei wesentli-
che Elemente gehe: Die Effizienz
und die Suffizienz.Auf diese Wei-
se könne es gelingen, den „ökolo-
gischen Fußabdruck“ der Men-
schen in der westlichen Welt um
den Faktor 5 zu verringern und
gleichzeitig den der Bewohner der
Entwicklungsländer um den Fak-
tor 5 zu heben. Ziel müsse es sein,
dass alle Menschen die gleichen
Nutzungsrechte an der Natur er-
halten und bei einer Schieflage
durch Ausgleichsleistungen diese
kompensiert werden. So könne
einAusgleich gelingen.

Mit Blick auf die Klimaschutz-
bemühungen sprach von Weiz-
säcker von einer „Fehlleistung
europäischer Umweltpolitik“, die
darin bestehe,Amerika unbedingt
mit dabei haben zu wollen. Soll-
ten sich die westeuropäischen
und die asiatischen Länder in ei-
ner Allianz auf Klimamaßnah-
men einigen, so würde Amerika
sehr rasch nachziehen, zeigte sich
von Weizsäcker überzeugt.

In zwei anschließenden Fach-
foren ging es um die Nachhaltig-

keitsbildung in der Praxis der
Kommunen bzw. um jene in der
Unternehmenspraxis. In Kurz-
referaten von Caroline Fischer,
Neumarkts Bürgermeisterin Ruth
Dorner, dem Chefredakteur der
Redaktion „Focus Schule“ Ma-
thias Brüggemeier sowie Kon-
stantin Hopf und Pascal Najuch
vom Schiller-Gymnasium Hof
zum Thema „Schüler für den Kli-
maschutz“ wurde Thema 1 unter
der Moderation von Ralf Mützel
vom Neumarkter Bürgerhaus ver-
tieft.

Bereits am Tag vor der Konfe-
renz hatte der Kooperationspart-
ner der Stadt für die Neumarkter
Nachhaltigkeitskonferenz, die
Neumarkter Lammsbräu, zum 9.
Mal ihren „Nachhaltigkeitspreis“
verliehen. Der Ehrenpreis ging
dabei an Prof. Dr. Ernst Ulrich
von Weizsäcker. Weitere Preisträ-
ger kamen aus den Kategorien
„Medien“, „Privatpersonen/Grup-
pen“ und „Unternehmen“.

Die Stadt Regensburg wurde
dabei für ihr beispielhaftes Öko-
Schulprogramm ausgezeichnet.
An den 30 Schulen in der Ober-
pfalz-Metropole gibt es Energiem-
anager, sämtliche Schüler sind En-
ergie-Detektive und es geht längst
nicht mehr nur darum, weniger
Strom zu vergeuden: Vielmehr
wurden seit 1999 Heizenergie,
Strom, Wasser und Abfälle im
Wert von mehr als 880.000
Euro gespart. Das Geld floss zu
großen Teilen in nachhaltige Ver-
besserungen der Schultechnik –
zum Nutzen der Natur. DK

2. Bayerische Immissionsschutztage:

Luftreinhaltung
und Lärmschutz

Zum zweiten Mal veranstaltete das Augsburger Kompetenzzen-
trum KUMAS im Bayerischen Landesamt für Umwelt die
Bayerischen Immissionsschutztage. Diente die im Jahr2009 erfolg-
reich gestartete Veranstaltungsreihe dem Austausch über neue
Entwicklungen sowie der Diskussion aktueller Probleme des Voll-
zugs des Immissionsschutzrechtes, standen dieses Mal die Berei-
che Luftreinhaltung, Lärmschutz, effiziente Energienutzung so-
wie Stoffeinträge in Boden und Wasser auf der Tagesordnung.

Die Vorträge des ersten Tages
zeigten den rund 160 Teilneh-
mern neue Entwicklungen im Be-
reich der Energieversorgung und
des Klimaschutzes auf. Vorge-
stellt wurden die neue Richtlinie
über Industrieemissionen sowie
aktuelle Fragen aus dem Emissi-
onshandelsrecht. In einem ande-
ren thematischen Schwerpunkt
erörterten die Referenten Fragen
der Genehmigung und des Betrie-
bes von Biogasanlagen.

Im Rahmen einer Podiumsdis-
kussion mit der Fragestellung
„Welche verbindlichen Vorgaben
kann und muss die Bauleitpla-
nung für immissionsschutzrecht-
liche Anlagen machen?“ wurden
unter der Moderation von Profes-
sorin Dr. Andrea Versteyl (Rede-
ker Rechtsanwälte) in einer Ex-
pertenrunde mit Stefan Kraus
(Oberste Baubehörde), Dr. Niko-
laus Birkl (Meidert & Kollegen
Rae) und Jörg Schröder (Regie-
rung von Schwaben) die unter-
schiedlichsten Standpunkte zu
den Themen diskutiert. Eine Fo-
yerausstellung informierte zudem
über neue Produkte und Dienst-
leistungen verschiedener Unter-
nehmen und Einrichtungen.

Fragen der Energienutzung

Im Mittelpunkt des zweiten Ta-
ges standen Fragen der effizien-
ten Energienutzung sowie der
Schallkontingentierung in Ge-
werbe- und Industriegebieten.
Ein Vortrag befasste sich mit der
Ermittlung und Bewertung von
Lösemittelemissionen nach der
31. Bundesimmissionsschutzver-
ordnung. Zudem umfasste Tag 2
einige Referate zum Thema Stoff-
einträge in Boden und Wasser:
Vertreter des Bundesumweltmini-
steriums stellten die neue Grund-
wasserverordnung des Bundes
und die Novelle des Bundesna-
turschutzgesetzes vor. Zur Beur-
teilung von Stoffeinträgen in Na-
tura-2000-Gebiete lagen diverse
Leitfäden vor. Die bundesweite
und insbesondere die bayerische
Praxis und Herangehensweise
wurden in zwei weiteren Vorträ-
gen behandelt.

Mit dem jetzigen Stand des

Immissionsschutzes in Deutsch-
land könne man noch nicht zufrie-
den sein, betonte Professor Dr.
Ing. Albert Göttle, Präsident des
Bayerischen Landesamts für Um-
welt. Bayern sei in Deutschland
das Fremdenverkehrsland Num-
mer 1, aber die Luftqualität im
Freistaat könne gerade einmal mit
der Note „befriedigend“ bewertet
werden. Der Grund: Autos und
Rinder produzierten zu viele
Schadstoffe. Zum einen sind es die
Stickstoffoxide, zum anderen ist es
das Ammoniak. Beide Gase sind
in hohen Konzentrationen gesund-
heitsschädlich. Vom kommenden
Jahr an werden für diese Stoffe die
von der EU festgesetzten Grenz-
werte verbindlich. Aber schon
heute steht fest, dass Deutschland
sie nicht wird einhalten können
und damit ein Vertragsverlet-
zungsverfahren droht.

Leise Geräte erforderlich

Göttle wartete mit einer weite-
ren Einschätzung auf: „Wer mit
der Wärme der Außenluft heizen
will, muss hinreichend leise
Geräte verwenden.“ Luft-Wär-
mepumpen, die im Vorgarten
Luft ansaugen, seien teilweise so
laut wie ein Staubsauger (bis zu
70 Dezibel). Für eine ungestörte
Nachtruhe sei das zweifellos zu-
viel, denn schon eine einzige An-
lage könne in zehn Metern Ent-
fernung zu einer Überschreitung
des Richtwertes der TA Lärm für
ruhige Wohngebiete führen. Lie-
fen mehrere dieser Luftansauger
in unmittelbarer Nachbarschaft
nebeneinander, steige der Lärm-
pegel sogar noch weiter an.

Der LfU-Präsident wies daher
auch auf vorhandene Lösungs-
möglichkeiten hin: Beispielswei-
se seien bereits einzelne „Flü-
ster“-Modelle auf dem Markt, die
dank Schalldämpfer oder opti-
mierter Ansaugvorrichtung mit
einem Schallleistungspegel von
höchstens 50 Dezibel nur etwa
ein Viertel des empfundenen
Lärms im Vergleich zu herkömm-
lichen Modellen erzeugen. Gött-
les abschließende Bewertung:
„Klimaschutz und Lärmschutz
gehören zusammen.“ DK

Zwischen Gundelfingen und Lauingen:

Vorzeigeprojekt
Recyclinghof

Weitblick und beispielgebende Zusammenarbeit bewiesen die
beiden im Landkreis Dillingen gelegenen Städte Gundelfingen
und Lauingen. Seit kurzem können sie auf einen der modernsten
Recyclinghöfe im weiten Umkreis verweisen. Auch im angren-
zenden Nachbarland Baden-Württemberg findet sich nichts
Vergleichbares.

Knapp 1,5 Millionen investierte
der Nordschwäbische Abfallwirt-
schaftsverband (AWV) in dieses
Vorzeigeprojekt, das kürzlich von
MdL Prof. Dr. Georg Barfuß und
einigen Interessierten in Augen-
schein genommen wurde.

Wie zu hören war, hat man sich
um den VKS-Creativpreis 2010
beworben. Wie moderne Abfal-
lentsorgung funktioniert, kann
man auf diesem verkehrsgünstig
gelegenen Areal übersichtlich be-
trachten. Der frühere Bürgermei-
ster von Lauingen und aktive,
langjährige Verbandsrat desAWV,
Georg Barfuß, war unbestrittener
Ideengeber im Zusammenwirken
mit dem rührigen Werkleiter Ger-
hard Wiedemann.

Das Nordschwäbische Abfall-
wirtschaftskonzept bietet ein um-
fassendes Netz von 44 Recycling-
höfen mit über 330 Containersta-
tionen und 80 Grünsammelplät-
zen. Bereits fünf Recyclinghöfe
bzw. Einrichtungen des AWV
sind mit Solaranlagen bestückt,
wofür vor fünf Jahren eigens eine
AWV-Service GmbH gegründet
wurde. Hinzu kommen eine mo-
bile Schadstoffsammlung, eine
leistungsfähige Deponie sowie ein
bequemes und flexibles Holsy-
stem für Restmüll, Bioabfall, Pa-
pier und Verpackungen.

Versuche laufen im Bereich der
energetischen Nutzung der Bio-
und Grüngutabfälle, auch am neu-
en Hof. Aus dem ganzjährigen
Grüngutabfall soll in „Eigenre-
gie“ wertvoller Kompost gemacht
und preiswert wieder an die Bür-
ger abgegeben werden.

Den Benutzern am neuen Hof
will die Verwaltung mit Kreati-
vität und frischen Ideen die The-
men „Verwenden vonAltmateria-
lien“ und „Recycling“ nahebrin-
gen. Außerdem sollen Kunden
sich am Hof leicht zurechtfinden
und zügig abgefertigt werden
können.

Neu ist die Wertstofftheke, eine

kundenorientierte, übersichtliche
und ansprechende Sammeltheke
für Materialien wie CDs und
DVDs, Batterien, Energiespar-
lampen, Handys, Tonerkartu-
schen, Altkleider und Altschuhe.
Die mobilen Rollcontainer sind
modular erweiterbar. Anhand an-
sprechender Symbole können sich
Kunden schnell orientieren.

Schatzkiste

Damit wird für das Verwenden
von Altmaterialien Werbung ge-
macht. Hierbei wird mit sozialen
Einrichtungen wie der Caritas ko-
operiert. In einem Schaufenster-
kasten (Schatzkiste), der am
Recyclinghof aufgestellt wird,
stellen die Betreiber beispielhaft
Mobiliar, Elektrogeräte, Porzellan
sowie Bücher aus. Anschauliche
Tafeln zeigen, dass solche Gegen-
stände am Recyclinghof gesam-
melt werden und im ortsnahen Ge-
brauchtwarenkaufhaus für Men-
schen mit kleinem Geldbeutel er-
hältlich sind.

Grosse Werbebanner an der
Einfriedung bzw. Abgrenzung
weisen bereits von Weitem darauf
hin, dass sortiert wird, um Wert-
stoffe in den Wirtschaftskreislauf
zurückzuführen.

Die Zahlen aus den Geschäfts-
berichten der vergangenen zehn
Jahre belegen eine beeindrucken-
de Wirtschaftlichkeit; die Müllge-
bühren konnten in den letzten Jah-
ren um ca. 30 Prozent gesenkt
werden und rufen angesichts des
gebotenen Services seit Jahren
keine Bürgerproteste mehr hervor.
Unverändert gilt die Devise: „Als
Dienstleister, für die Bürger, den
anderen einen Schritt voraus. So
verstehen vor allem die beiden
Vorsitzenden, Landrat Stefan
Rößle (Donau-Ries) und Leo
Schrell (Dillingen) ihren Einsatz
für bessere Konzepte für die Ab-
fallwirtschaft bzw. den Umwelt-
schutz. h.e.
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Landesgartenschau in Rosenheim:

Fünfmonatige
„Innspiration“

Auf Brücken und Stegen zu blühenden Feldern, fantasievollen
Gärten und weitläufigen Flusslandschaften. Drei Jahreszeiten
und fünf Monate im Zeichen von Wasser, Holz, Feuer, Erde und
Metall. Faszination der Natur, Spiel und Spaß, Entspannung und
Unterhaltung – das und noch viel mehr ist „Innspiration“, die
Landesgartenschau Rosenheim 2010, die noch bis 3. Oktober ihre
Pforten geöffnet hält.

Rosenheim hat sich viel einfal-
len lassen für das große Gartenfest
an Mangfall und Inn. Natürlich
spielt bei so viel Wasser in der
Stadt das nasse Element eine
große Rolle. Und dass in der
Holzstadt der Werkstoff aus der
Natur in besonderem Maß zu Eh-
ren kommt, versteht sich ebenfalls
von selbst. Überwältigend ist, mit
welchem Ideenreichtum daraus
ein überaus spannendes Angebot
für alleAltersgruppen entstand.

Gartendetails

Auf einem vier Kilometer lan-
gen Rundweg können Besucher
die Gartenschau und die histori-
sche Altstadt erkunden. Angefan-
gen am gärtnerischen Ausstel-
lungszentrum am Mühlbachbo-
gen präsentiert sich die Garten-
schau vom „Blütenquell zum Blü-
tenwirbel“ mit etwa 3400 m²
Frühjahr- und Sommerblumen.
Japanische Ahornsorten und Ro-
sen in allen Variationen erwarten
die Besucher bereits am Ein-
gangsbereich. Unter dem Motto
„Holz und Wasser im Garten“ zei-
gen die Landschaftsgärtner ein-
drucksvolle Gartendetails mit
kreativen Ideen auch für Zuhause.
Aber auch Bestattungsformen

verschiedener Kulturen und neue
Ideen christlicher Grabgestaltung
werden hier vorgestellt.

Floristische Kunstwerke

In der Blumenhalle werden flo-
ristische Kunstwerke zur Schau
geboten. Etwa 15 verschiedene
Ausstellungen - vom Frühlingser-
wachen bis zum Rosentraum -
werden von den bayerischen Flo-
risten inspirierend arrangiert. Im
Mangfallpark führt der Rundweg
vorbei an fantasievollen Stauden-
pflanzungen. Wolken- Farn- und
Gigantengärten, aber auch Pick-
nickwiesen und Ruhebänke laden
zum Verweilen am Flussufer ein.
Der Come-Inn-Jugendtreff bietet
allerlei Action und Spaß für Ju-
gendliche und am Weißhäupl-
Beach ist das „Chillen“ erlaubt.

Bambushaus

Eine Rundfahrt in der histori-
schen Plätte bietet eine Inn-Erleb-
nis mit Zwischenstopp am Inn-
Museum und in der Hofau-Step-
hanskirchen. Wer Ruhe sucht, fin-
det sie im Bambushaus oder in der
Arche. Tierisches kann man beim
Bund Naturschutz und Landes-
bund für Vogelschutz erleben. Für

Tag der oberbayerischen Musikschulen: Der Kinderchor und das
Drachenorchester der Stadtsing- und Musikschule Kolbermoor
vor der Kletterskulptur der Landesgartenschau in Rosenheim.

Fragen rund um die Pflanzenpfle-
ge stehen täglich Gärtner und die
Profis der gärtnerischen Verbände
zur Verfügung.

Bei der Eröffnung der Landes-
gartenschau bezeichnete Minister-
präsident Horst Seehofer diese als
wichtigen Baustein einer moder-
nen Tourismusstrategie für die
Region. Er zeigte sich überzeugt,
dass die Region von dem Garten-
fest unter dem kreativen Motto
„Innspiration“ weit über den Tag
hinaus profitieren werde. Die
Bayerische Staatsregierung hat
nach den Worten Seehofers mit
insgesamt rund 5,6 Millionen Eu-
ro das Rosenheimer Garten-Groß-
ereignis unterstützt. Es zeige sich
einmal mehr, dass sich diese Inve-
stitionen lohnen.

Seehofer würdigte zudem die
hervorragende Arbeit der bayeri-
schen Gärtnerinnen und Gärtner:
„Eine Landesgartenschau wie die
in Rosenheim zeigt eindrucksvoll,
was das Gärtnerhandwerk gemein-

sam mit dem Garten- und Land-
schaftsbau zu bieten hat. Umfang-
reiche Sortimente, hohe Qualität,
marktnahe Erzeugung und vor al-
lem umweltschonende Produktion
sind die Markenzeichen der
bayerischen Gartenbaubetriebe“,
so der Ministerpräsident.

Tourismusmagnet

Umweltminister Söder betonte,
dass Gartenschauen viel mehr sei-
en, als reine Blumenschauen. „Ihr
Wert für Mensch und Natur bleibt
dauerhaft erhalten. Als touristi-
scher Anziehungspunkt im Voral-
penland habe die Landesgarten-
schau in Rosenheim auch viele po-
sitive Effekte auf Handel, Gastro-
nomie und Gewerbe in der Regi-
on. Außerdem mache die in Bay-
ern einmalige Integration des
Hochwasserschutzes in das Gar-
tenschaugelände die Flussland-
schaft an Inn und Mangfall wieder
erfahrbar. DK

Historische
Wirtschafts-Allianz

„Nahtstelle Europas“
Es ist ein Brückenschlag von historischer Tragweite: Gut zwei
Jahrzehnte nach dem Fall des Eisernen Vorhangs haben die Wirt-
schaftsorganisationen im Dreiländereck Bayern-Böhmen-Öster-
reich beschlossen, ihren Weg in die Zukunft gemeinsam zu gehen.
Die Spitzen von elf Wirtschafts- und Handwerkskammern aus
den drei Ländern unterzeichneten kürzlich an der deutsch-tsche-
chischen Grenze in Furth im Wald ein umfassendes Kooperati-
onsabkommen für die nächsten Jahre. Das Ziel: ein grenzüber-
schreitender Wirtschaftsraum, der in der „Champions League“
der europäischen Regionen spielt.

Das Potenzial zum Aufstieg in
die Elite der Top-Wirtschaftsstan-
dorte hat der Wirtschaftsraum:
Zusammen genommen erreicht
das Gebiet, das auf deutscher Sei-
te die bayerischen Regierungsbe-
zirke Oberfranken, Oberpfalz und
Niederbayern, auf tschechischer
Seite die Regionen Karlsbad,
Budweis und Pilsen sowie das
Land Oberösterreich umfasst, be-
reits heute eine Wirtschaftslei-
stung von rund 150 Milliarden
Euro jährlich – Dimensionen, die
etwa die selbständigen EU-Län-
der Irland, Finnland und Portugal
erreichen. Rund sechs Millionen
Menschen leben in der Dreilän-
der-Region. Zum Vergleich:Auch
das würde zu einem Platz im gut-
en Mittelfeld aller EU-Staaten rei-
chen.

Einstiger „Zonenrand“

Bereits seit dem Fall der Gren-
zen 1989/90 kooperieren die Wirt-
schaftskammern in dem Dreilän-
dereck am einstigen „Zonenrand“,
mit dem jetzt unterzeichnetenAb-
kommen soll die Zusammenarbeit
allerdings eine neue Dimension
erreichen. „Wir wollen Egoismen
über Bord werfen und gemeinsam
für unsere Region kämpfen“, sag-
ten Dr. Jürgen Helmes und Walter
Keilbarth, die Hauptgeschäftsfüh-
rer der Industrie- und Handels-
kammern Regensburg und Pas-
sau, nach der Unterschrift unter
das gemeinsame Abschlussdoku-

ment. Beide betonten, Ostbayern
habe von der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit und dem
EU-Beitritt Tschechiens in den
vergangenen Jahren enorm profi-
tiert. Die Zahl derArbeitslosen er-
reicht in Niederbayern und der
Oberpfalz derzeit mit 3,7 bzw. 4,0
Prozent zum Teil historische
Tiefstwerte.

Turbo für Entwicklung

Das Positionspapier skizziert auf
zehn Seiten, wie dieWirtschaftsor-
ganisationen den Turbo für die
Weiterentwicklung der Region
zünden wollen: Gemeinsam wol-
len die Kammern bei der Politik in
den drei Ländern und bei der EU
dafür kämpfen, dass auch zukünf-
tig Gelder aus Brüssel fließen. Der
Zeitpunkt für die Unterschrift unter
das Kooperationswerk war daher
bewusst gewählt:Ab 2014 beginnt
die neue Förderperiode, über deren
Ausgestaltung in den nächsten
Monaten diskutiert wird.

Beginn einer engen
Zusammenarbeit

Die Wirtschafts-Allianz sehen
die Vertreter der bayerischen Wirt-
schaftskammern auch als Signal
an die Politik in München und vor
Ort: „Wir wollen die politischen
Diskussionen um die Gründung
einer Europaregion Ostbayern-
Südwestböhmen-Oberösterreich
beflügeln und mit unseren Ideen

Spitzenvertreter von elf bayerischen, böhmischen und oberöster-
reichischen Wirtschaftskammern legten den Grundstein für eine
historische Allianz. Auf bayerischer Seite gehören die Industrie-
und Handelskammern Bayreuth, Coburg, Niederbayern und Pas-
sau sowie die Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz zu den
Unterzeichnern des Kooperationspapiers. Foto: obx-news/Staedele

unterstützen“, sagte Toni Hinter-
dobler, der Hauptgeschäftsführer
der Handwerkskammer Nieder-
bayern-Oberpfalz (HWKNO).

Den Wirtschaftskammern, das
betonten Vertreter aller drei Län-
der, geht es aber um mehr als um
die Erschließung von Fördertöp-
fen in Brüssel. In vielen Berei-

chen soll die Konferenz der Be-
ginn einer engeren Zusammenar-
beit sein, unter anderem bei Infra-
strukturprojekten, bei der grenzü-
berschreitendenAus- und Weiter-
bildung sowie der Förderung von
Netzwerken und Innovationen.
Nicht zuletzt hat die neu gegrün-
dete Allianz für viele auch eine

In Kronach, Kelheim und Cham sind die
Landräte neu gewählt worden. Im Kreis Kronach
verteidigte die SPD den Landratsposten. Amtsin-
haber Oswald Marr kam auf 66,17 Prozent. Der
62-Jährige ist seit zwölf Jahren imAmt. Für seinen
Herausforderer, Jens Korn (CSU), stimmten 33,83
Prozent.

In Kelheim wurde Amtsinhaber Hubert Falter-
meier von den Freien Wählern mit 52,17 Prozent
der Stimmen bestätigt. Seine Konkurrenten Martin
Neumeyer (CSU) und Peter-Michael Schmalz
(ÖDP) kamen auf rund 36,97 bzw. 10,86 Prozent.

In Cham musste ein Nachfolger für den CSU-
Politiker Theo Zellner bestimmt werden, der zum
Chef des Sparkassenverbands gewählt wurde.
Hier kommt es in zwei Wochen zu einer Stich-
wahl zwischen Franz Löffler (CSU), der 40,10
Prozent der Stimmen errang und Max Schmade-
rer von den Freien Wählern, der 27,40 Prozent
auf sich vereinen konnte.

Bei der OB-Wahl in Memmingen ist der
langjährige Rathauschef Ivo Holzinger trotz fünf

Gegenkandidaten im ersten Wahlgang wieder
gewählt worden. Auf den seit 30 Jahren amtie-
renden SPD-Kommunalpolitiker entfielen 52,5
Prozent der Stimmen. Die zweite Bürgermeiste-
rin Claudia Knoll (CSU) kam auf 17,4 Prozent.
Für den ÖDP-Kandidaten Dieter Buchberger vo-
tierten 19,9 Prozent, für den Parteilosen Peter
Stütz 5,2 Prozent, für FDP-Stadtrat Albert
Schweiger 3,8 Prozent und für die Grünen-Kan-
didatin Annette Neulist 1,3 Prozent.

Im oberbayerischen Kreuth wurde der einzige
Bewerber, Amtsinhaber Josef Bierschneider
(CSU), mit 97,4 Prozent bestätigt. In Kettershau-
sen/Unterallgäu fiel noch keine Entscheidung.
Hier kommt es zur Stichwahl zwischen Waltraud
Hertnagel und Gabriele Janowsky. Beide gehören
unabhängigen Wählervereinigungen an.

Auch in der Gemeinde Türkheim im Unterall-
gäu muss eine Stichwahl entscheiden. CSU-Kan-
didat Sebastian Seemüller erreichte mit 35,6 Pro-
zent das beste Ergebnis. Zur Stichwahl tritt SPD-
KandidatinAgnes Sell (26 Prozent) an. DK

Kommunalwahlen in Bayern

emotionale Komponente: „Für je-
manden wie mich, der in der
Nähe des Eisernen Vorhangs groß
geworden ist, hat der heutige Tag
historische Bedeutung“, sagteAl-
bert Vetterl, Vizepräsident der
HWKNO. „Noch vor 25 Jahren
wäre das völlig unmöglich und
undenkbar gewesen.“

Eröffnung in Nürnberg:

Haus der Forschung
Bayerns Ministerpräsident Horst Seehofer hat gemeinsam mit
Wirtschaftsminister Martin Zeil und Wissenschaftsminister Wolf-
gang Heubisch in Nürnberg den Startschuss für das ‚Haus der
Forschung’gegeben. Seehofer bewertete das neue ‚Haus der For-
schung‘ als kräftiges Signal für den Forschungsraum Bayern und
die Wirtschafts- und Wissenschaftsmetropole Nürnberg. Seeho-
fer: „Vom ‚Haus der Forschung‘ werden wichtige Impulse für die
bayerische Innovations- und Technologiepolitik ausgehen.“

Seehofer, Zeil und Heubisch be-
tonten: „Mit dem ‚Haus der For-
schung’in Nürnberg und einer De-
pendance in München schaffen wir
zwei bayernweit sichtbare Anlauf-
stellen für alle Fragen zur Techno-
logie- und EU-Forschungsförde-
rung. Damit werden wir in Zukunft
noch erfolgreicher und zielgenauer
Forschungsfördermittel von Bund
und EU für unsere Unternehmen
und Hochschulen einwerben.“

Das Bayerische Kabinett hat im
Rahmen des Strukturprogramms
Nürnberg-Fürth ein Zukunftskon-
zept für das Haus der Forschung
mit Hauptsitz in Nürnberg be-
schlossen und festgelegt, dass
dafür in Nürnberg 84 und in Mün-
chen im Endausbau knapp 40
hochqualifizierte Spezialisten be-
schäftigt werden. Sie sollen mit-
telständische Unternehmen und
bayerische Hochschulen umfas-
send, qualifiziert und unbürokra-
tisch über Fördermöglichkeiten
beraten und bei EU-Förderanträ-
gen begleiten. Der Freistaat wird
dafür in den ersten fünf Jahren 20
Millionen Euro investieren.

Starker Standort

Wirtschaftsminister Zeil erklär-
te: „Bayern ist einer der attraktiv-
sten, innovativsten und leistungs-
stärksten Industriestandorte in Eu-
ropa.Wir wollen dieWettbewerbs-
fähigkeit der Industrie und der ge-
samten Wirtschaft im Freistaat
weiter stärken. Dazu haben wir das
‚Haus der Forschung’ konzipiert.“
Forschung und Innovation habe für
die Staatsregierung gerade in der
aktuellen Wirtschaftslage Top-Pri-
orität. „Mit dem ‚Haus der For-
schung’ stärken wir die Expertise
bei der Technologieförderung und
erhöhen die Schlagzahl bei der Un-
terstützung kleiner und mittlerer
Betriebe in Bayern.“, so Zeil.

Wissenschaftsminister Heubisch
betonte: “Die bayerischen Hoch-
schulen waren in den vergangenen
Jahren bei der Beteiligung an EU-
Förderprojekten sehr erfolgreich
und haben erhebliche Fördermittel
eingeworben. Sie haben erkannt,
dass EU-Projekte große Chancen
eröffnen, die genutzt werden wol-
len. Gerade im Hinblick auf das
kommende 8. Forschungsrahmen-

programm möchten wir die Stel-
lung der bayerischen Hochschulen
im europäischen Wettbewerb mit
dem ‚Haus der Forschung’zusätz-
lich stärken und sie bei ihrenAnträ-
gen auf EU-Fördermittel nachhal-
tig unterstützen.“

Im ‚Haus der Forschung’ arbei-
ten die Bayern Innovativ GmbH,
die BayFOR GmbH, die bisheri-
gen Innovationsberatungsstellen
Nordbayern und Südbayern im In-
novations- und Technologiezen-
trum Bayern sowie die Bayerische
Forschungsstiftung als Kooperati-
onspartner unter einem Dach eng
zusammen. Prof. Harun Parlar als
Geschäftsführer der BayFOR
GmbH bekräftigte: „Wir freuen
uns auf die Zusammenarbeit mit
allen Partnern im Haus der For-
schung. Mit einer verstärkten
Mannschaft werden wir die beste-
henden Kooperationen intensivie-
ren und unsere Beratungsaktivitä-
ten erweitern.“
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„So, nun ist wenigstens ent-
schieden und wir wissen, wor-
an wir sind – jetzt gibt es hof-
fentlich kein ‚Rein in die Kar-
toffeln, raus aus den Kartof-
feln’ mehr.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, nahm das Er-
gebnis des Raucher-Volksent-
scheids mit Befriedigung zur
Kenntnis. Zwar ist er kein
großer Verbieter und Regulie-
rer, weshalb er die nunmehr
endgültige Festlegung mit kla-
rer Kante nicht für optimal hält. Mal sehen, wie
wir die Vollzugsprobleme lösen werden. Vor al-
lem die nötigen Rauch-Razzien in Bierzelten
werden noch für Spannung sorgen.

Ein großes Verdienst haben die Initiatorinnen
und Initiatoren des Volksbegehrens für einen
strengen Nichtraucherschutz allerdings: Aus
diesem emotionalen und kontroversen Thema
war plötzlich die parteipolitische Luft raus. Die
Leute haben eine – wenn auch hoch ideologi-

sierte Frage – rein nach ihren Präferenzen in
der Sache entschieden und nicht entlang von
Parteipräferenzen oder Wahldenkzetteln.

Ein Plädoyer für mehr direkte Demokratie al-
so? Vorschläge, unsere grundsätzlich repräsen-
tative, auf parlamentarische Entscheidungen
basierende Verfassung, die uns 60 Jahre Stabi-
lität und Fortschritt gebracht hat, „basisdemo-
kratischer“ zu machen, gibt es reichlich. Da
werden Volksbegehren im Bund gefordert,
Volksentscheide zu EU-Fragen, jüngst erst kam
wieder die alte Forderung nach der Direktwahl
des Bundespräsidenten auf und auch der Kern-
bereich der staatsbürgerlichen Souveränität
ist bei uns nicht mehr tabu – einige wollen alle
Ausländer, also auch Nicht-EU-Bürger, zu
Kommunalwahlen und Bürgerentscheiden zu-
lassen.

Klar, so ein Volksentscheid hat seine Vorteile.
Vor allem für Politiker, die sich vor der Verant-
wortung drücken wollen. Im Ernst: Wir haben
in Bayern mit der Einführung des Bürgerent-
scheids gesehen, dass solche Abstimmungen bei
Fragen sehr sinnvoll sind, die konkrete Ent-
scheidungen zwischen zwei oder mehreren
grundsätzlich sinnvollen Lösungsvarianten er-
lauben und die alle Abstimmenden nahezu
gleich betreffen.

Unfug sind Bürger- oder
Volksentscheide, wenn es rein
ums Verhindern geht. Der
Mensch neigt zum Nein, wenn
er die Folgen einer Entschei-
dung nicht abschätzen kann
oder mag. Vor allem scheut er
generell Veränderungen. Im
Hier und Jetzt zufrieden, sieht
er oft keine Notwendigkeit, für
die Zukunft Vorsorge zu trei-
ben. Wenn eine Stadt sich ei-
nen Bürgerentscheid einhan-

delt, ob (ja oder nein) eine Infrastrukturein-
richtung, die Verkehr anzieht, Flächen versie-
gelt oder sonst unschöne, aber unvermeidbare
Folgen zeitigt, in einem bevölkerungsreichen
Viertel oder der Innenstadt errichtet werden
soll, dann kann man schon von einem Flop
ausgehen.

Das Grundkonzept der repräsentativen Demo-
kratie sieht anders aus, weil es um diese
Schwäche weiß: Die Bürger wählen in regel-
mäßigen Abständen diejenigen unter ihnen aus,
die anstehende Entscheidungen für das Gemein-
wesen nicht aus der eigenen Betroffenheit her-
aus fällen, sondern nach sorgfältiger Abwägung
im Lichte des für das Ganze besten. Mit Volks-
entscheiden im Bund wären wir heute nicht in
der NATO und es hätte weder die deutsch-deut-
sche noch die europäische Währungsunion ge-
geben. Alle diese wichtigen und richtigen Ent-
scheidungen waren zum Zeitpunkt, da sie getrof-
fen werden mussten, extrem unpopulär. Und wie
es in EU-Fragen gehen kann, zeigt doch Irland:
Die grundsätzlich europafreundlichen Iren leh-
nen den Vertrag von Lissabon ab, weil sie ihrer
Regierung eins auswischen wollen, erschrecken,
weil sie als einziges Land den europäischen Ge-
leitzug aufhalten und stimmen dann ein Jahr
später nochmals positiv ab. Brauchen wir einen
solchen Zirkus bei uns?

Mein Chef, der Bürgermeister, weiß: Wer ent-
scheidet, bekommt dafür Prügel – entweder von
der einen oder der anderen Seite. Wichtig ist,
dass er Entscheidungen vor sich wie vor den
Bürgern verantworten kann und sie dem Wohl
aller dienen. Er will es nicht machen, wie es der
frühere Stuttgarter Oberbürgermeister Manfred
Rommel auf dem heutigen Kalenderblatt iro-
nisch beschreibt: „Die Kunst der Politik besteht
häufig darin, heiße Eisen mit fremden Fingern
anzufassen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Plädoyer für mehr
direkte Demokratie?

Gemeinsamer Aufruf:

„Rettet die Kommunen –
Da sein für Nürnberg“

„Rettet unsere Kommunen – Für den Erhalt kommunaler
Selbstverwaltung und öffentlicher Daseinsvorsorge“ lautet der
Titel einer gemeinsamen Erklärung, die Oberbürgermeister Dr.
Ulrich Maly für die Stadt Nürnberg, der Vorsitzende des Ge-
samtpersonalrats, Hans Mimler und der Vertreter der Gewerk-
schaft ver.di, Jürgen Göppner, unterzeichnet haben. Mit ge-
meinsamen Aktionen wollen sie an die Öffentlichkeit gehen, an
die Landes- und Bundesregierung herantreten und ein lokales
Bündnis – „Rettet die Kommunen – Da sein für Nürnberg“ – zu-
sammen mit Parteien, Kirchen, Organisationen und Verbänden
eingehen, um für ihre Forderungen aktiv einzutreten.

Wie der Erklärung zu entneh-
men ist, gefährden die seit Jah-
ren strukturelle Unterfinanzie-
rung der Kommunalhaushalte
sowie die aktuellen Folgen der
Finanzmarkt- und Wirtschafts-
krise die kommunale Selbstver-
waltung und öffentliche Da-
seinsvorsorge. Die Städte, Ge-
meinden und Landkreise in
Deutschland stünden in der
größten Finanzkrise der Nach-
kriegsgeschichte. Nach einem
Defizit von 7,1 Mrd. Euro im
Jahr 2009 drohe 2010 ein Re-
korddefizit von 15 Mrd. Euro.

Betroffene Städte

2010 werden die kommuna-
len Gebietskörperschaften über
fast 15 % weniger Einnahmen

verfügen als 2008. Die Steuer-
schätzung von Mai 2010 erkläre
die Städte zu den großen Verlie-
rern: Sie seien im Vergleich zu
ihrem Anteil am Steuertopf
überproportional von den Min-
dereinnahmen betroffen und
würden sich auch später als
Bund und Länder erholen.

Einnahmeproblem

Allein die Stadt Nürnberg ha-
be in den nächsten vier Jahren
Steuermindereinnahmen in Hö-
he von 180 Mio. Euro zu erwar-
ten. „Das sind 10 neue Schulen
oder 50 Kindertagesstätten.“
Diese Zahlen machten deutlich,
„dass die Kommunen, dass die
Stadt Nürnberg, kein Ausgaben-,
sondern ein Einnahmeproblem

haben“. Verstärkt werde diese
Situation vor allem durch die
Zunahme gesetzlicher Aufga-
benzuweisungen durch Bund
und Länder, durch steigende
Qualitätsanforderungen, ohne
dass dabei den Kommunen die
dafür notwendigen finanziellen
Mittel zur Verfügung gestellt
werden.

Plädoyer für
stabile Kommunalfinanzen

„Wir brauchen dringend eine
angemessene Finanzierung öf-
fentlicher Dienstleistungen. Wich-
tige und gesellschaftlich not-
wendige Investitionen in Bil-
dung, Umwelt, Integration, so-
ziale Sicherung und öffentliche
Infrastruktur müssen getätigt
werden. Stabile Kommunalfi-
nanzen stabilisieren das Ver-
trauen in Staat und Gesellschaft
und sind das beste Konjunktur-
paket“, so das Papier. Die Stadt
Nürnberg halte an geplanten In-
vestitionen (Sanierung von
Schulen, Ausbau der Kinderta-
gesstätten) fest und versuche
hier entscheidende Impulse zu
setzen.

Vorbildfunktion

Investitionen sollten auch
zukünftig vor allem dort statt-
finden, wo sie unmittelbar den
Bürgerinnen und Bürger zu
Gute kommen. Öffentliche Ver-
waltungen und Betriebe als
kommunale Arbeitgeber hätten
gerade in Krisenzeiten durch
gute Arbeits- und Einkommens-
bedingungen eine Vorbildfunk-
tion zu erfüllen. Dazu gehöre
auch ein klares Bekenntnis zur
öffentlich-rechtlichen Aufga-
benwahrnehmung, der „Urform“
kommunalen Handelns.

Notwendige Organisations-
änderungen sollten auch in Zu-
kunft ohne Privatisierung statt-
finden. Dies sei auch einer der
Eckpunkte in der seit Anfang
der 90er Jahre geltenden Rah-
menvereinbarung zur Haus-
haltskonsolidierung und Wei-
terentwicklung der Nürnberger
Stadtverwaltung. Dazu gehöre
auch, den Mitarbeitern über
den Ausschluss betriebsbe-
dingter Kündigungen eine Be-
schäftigungsgarantie zu sichern.

Forderungen

All dies sei aber nur möglich,
„wenn den Kommunen dafür
ausreichende Finanzmittel zur
Verfügung gestellt werden“, so
die Unterzeichner. Im Einzelnen
plädieren sie für:

eine Wirtschafts- und Steuer-
politik, die nicht vorrangig an
privater Gewinnmaximierung
ausgerichtet ist, sondern an der
Frage ihres Nutzens für unsere
Gesellschaft und deren Men-
schen

den Erhalt und Ausbau der
Gewerbesteuer

ein finanziell unterlegtes Be-
kenntnis des Bundes, dass es
sich bei der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsunfä-
higkeit um eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe handelt

die Erhöhung des kommuna-
len Finanzausgleichs verbunden
mit einer Finanzausgleichsab-
gabe zugunsten finanzschwa-
cher Kommunen

die Einführung eines Infra-
strukturansatzes und Reduzie-
rung des Einwohner bezogenen
Hauptansatzes sowie

die Einhaltung eines strengen
Konnexitätsprinzips: Keine wei-
tere Kommunalisierung staatli-
cher Aufgaben zu Lasten der
Kommunen ohne entsprechende
Finanzausstattung. DK

Selbsthilfewegweiser für den Landkreis Miltenberg:

Unentbehrlicher Ratgeber
für Hilfesuchende

60 Seiten dick, gespickt mit Informationen über alle Selbsthil-
fegruppen im Landkreis Miltenberg: Der Selbsthilfewegweiser
für den Landkreis ist auch in seiner sechsten Auflage ein un-
entbehrlicher Ratgeber für alle, die Unterstützung suchen. In-
zwischen über 25.000 Mal verteilt, ist das Werk des Arbeits-
kreises „Selbsthilfe und Gesundheit“ mittlerweile „eine Er-
folgsnummer ohnegleichen“, wie Landrat Roland Schwing bei
der öffentlichen Vorstellung des Wegweisers im Foyer des
Landratsamtes sagte.

Auch die neue Auflage, so der
Landrat, sei wieder hervorragend
gelungen. „Äußerst informa-
tiv und übersichtlich gestaltet“
sei das Werk, lobte Schwing. Dar-
über hinaus könne es zu fast je-
dem gesundheitlichen oder sozia-
len Thema eine Selbsthilfegrup-
pe, eine Kontaktperson oder eine
Beratungsstelle nennen. Schwing
stellte die ehrenamtliche Arbeit
aller heraus, die sich in den über
60 Selbsthilfegruppen einsetzen
und im Arbeitskreis „Selbsthilfe
und Gesundheit“ aktiv mitarbei-
ten. Stellvertretend nannte er Jes-
sica Wolf und Matthias Grimm,
die beiden Sprecher des Arbeits-
kreises.

Sparkasse als
verlässlicher Partner

An der Erstellung des Wegwei-
sers seien aber auch die Fachkraft
für Gesundheits- und Selbsthilfe-
förderung am Landratsamt, Su-
sanne Hembt, sowie Sybille Kar-
ras aus derAbteilung „Grafik und
Design“ maßgeblich beteiligt.
Ein großes Dankeschön richtete

der Landrat an den Vertreter der
Sparkasse Miltenberg-Obern-
burg, Theo Schäfer. Die Sparkas-
se sei stets ein verlässlicher Part-
ner der Selbsthilfearbeit, lobte
Schwing. Die gemeinnützige
Stiftung des Bankinstituts habe
auch diese Auflage des Selbsthil-
fewegweisers großzügig finan-
ziell unterstützt.

Jubiläen

Schwing wies auch darauf hin,
dass in diesem Jahr sowohl der
Arbeitskreis „Selbsthilfe und Ge-
sundheit“ als auch die Selbsthilfe-
unterstützungsstelle im Land-
ratsamt ihr 15-jähriges Bestehen
feiern. Die im Foyer des Land-
ratsamts aufgebaute Wanderaus-
stellung des Arbeitskreises sowie
die Internet-Version des Selbst-
hilfewegweisers begingen zehn-
jähriges Jubiläum.

Hohe Anerkennung

Für die Sparkasse Miltenberg-
Obernburg stellte Theo Schäfer
heraus, wie wichtig die Broschüre

sei. Gegenseitiger Austausch, das
Zusprechen von Mut, Tipps und
die Gewissheit, nicht allein zu
sein – all dies erfahre man in einer
Selbsthilfegruppe. Doch Betroffe-
ne müssten erst einmal informiert
werden, dass es eine passende
Selbsthilfegruppe gibt, sagte
Schäfer, und deshalb habe die
Sparkasse die Erstellung des Weg-
weisers gerne unterstützt. Das En-
gagement aller an der Broschüre
Beteiligten verdiene hohe Aner-
kennung, lobte er. Der Wegweiser
liege in allen Geschäftsstellen der
Sparkasse im Landkreis aus, sag-
te Schäfer, damit stelle man eine
breite Streuung sicher.

Dankesworte

Für denArbeitskreis „Selbsthil-
fe und Gesundheit“ dankte Mat-
thias Grimm für den ansprechen-
den Rahmen bei der Vorstellung
des Wegweisers. Auch er lobte
Landrat, Landratsamtsmitarbei-
ter, die Mitarbeiter des Gesund-
heitsamts mit Dr. Erwin Dittmei-
er und Dr. Hubert Hortig und die
Fachkraft für Gesundheits- und
Selbsthilfeförderung, Susanne
Hembt, für deren Einsatz. Be-
sonders erfreulich sei zudem,
dass die Sparkasse das Vorhaben
„in nicht unerheblicher Höhe“
unterstütze. An Landrat Roland
Schwing überreichte Grimm ein
Trikot als Zeichen der Anerken-
nung.

Das Fayencen-Museum im Schloss Höchstädt ist neu eröffnet
worden. Das derzeit wichtigste Projekt der Bayerischen
Schlösserverwaltung ist weltweit einzigartig. Mit der Eröff-
nung der Dauerausstellung wurde der Ausbau des Schlosses
(Aufwand: 29 Mio. Euro) abgeschlossen. Unser Bild zeigt von
links: Bezirkstagsvizepräsident Alfons Weber, die Höchstädter
Bürgermeisterin Hildegard Wanner, Landrat Leo Schrell, Fi-
nanzminister Georg Fahrenschon, MdL Georg Winter, Prinz
Ludwig von Bayern und Friederike Ulrichs, Bayerische
Schlösserverwaltung. Text und Bild: -jdt-

Unterfränkische Kulturtage
in Gerolzhofen

Unter dem Motto „Junges Leben in alten Gemäuern“ wird bei
den Unterfränkischen Kulturtagen in Gerolzhofen vom 8. bis
17. Oktober 2010 ein abwechslungsreiches Programm geboten:
So gibt es unter anderem Musik- und Theateraufführungen,
Vorträge, Podiumsdiskussionen, Führungen, Ausstellungen
und Workshops.
Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel (l.), Landrat Harald Leitherer
(Landkreis Schweinfurt) und Gerolzhofens Bürgermeisterin Irm-
gard Krammer stellten jetzt das Programm kurz vor. „Insgesamt
werden über 40 Programmpunkte angeboten“, berichtete Leithe-
rer, „dabei bieten sich auch viele Möglichkeiten zum Mitmachen“,
u. a. bei Arbeitsgruppen zur Erstellung von Ortschroniken oder
beim Kleinkunsttag für Jung und Alt mit Theater- und Clown-
Workshops. Bezirkstagspräsident Dotzel hob u. a. auch die Ex-
kursion und den Vortrag über die Geschichte des jüdischen Le-
bens in Gerolzhofen hervor.
Die Unterfränkischen Kulturtage tragen seit über zwei Jahr-
zehnten dazu bei, das kulturelle Leben von Bezirk, Landkrei-
sen und Kommunen zu fördern. Das Programm ist ab Ende
Juli unter www.unterfraenkische-kulturtage.de einsehbar.
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Weihnachtsbeleuchtung

Sportgeräte

Tel. 07195 /69 05-0 · Fax: 0 71 95 /69 05-77 · info@benz-sport.de

www.benz-sport.de

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen

Tel. (0 93 38) 89-0 · Fax (0 93 38) 89-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Entdecke die Welt des Spielens

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen
Schacht-Ausrüstungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 winnenden
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Gmeiner GmbH
Winterdiensttechnik · Germany
Daimlerstraße 18 · 92533 Wernberg-Köblitz
Telefon: +49 (9604) 93267-0
Internet: www.gmeiner-online.de

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen

Tel. (0 93 38) 89-0 · Fax (0 93 38) 89-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Entdecke die Welt des Spielens

Fahnenmasten/Fahnen

Geschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — bestrasst — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters.

z. B. BW-Tragetaschen 500 St. einfarbig bedruckt
€360,00 + MwSt. + Film.

Kerler GmbH
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 0049(0)89 / 543 29 890, Fax: (0)89 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

☎ 05326 / 502-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Berufskleidung

Bardusch GmbH & Co. KG · Textil-Mietdienste · Bundesweit
www.bardusch.de · Tel.: 01801 - BARDUSCH (22 73 87 24)

Hausmeisterservice

Biete

Hausmeisterservice
im GroßraumMünchen

Chiffre: GZ-17252

Vorschau auf GZ 14
In unserer Ausgabe Nr. 14, die am 22. Juli erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung Energiesparmaßnahmen
Kommunales Verkehrswesen ÖPNV
Kommunalfahrzeuge
Winterdienst-Planung Städtereinigung
Fachliteratur

Gemeinsam mit der Moosburger Bürgermeisterin und Freisin-
ger Vizelandrätin Anita Meinelt und dem Freisinger Landtags-
abgeordneten Dr. Florian Herrmann (l.) überreichte der Vor-
sitzende des Fördervereins der Moosburger Festspiele, Johann
Stettmeier (r.), dem Leiter der Bayerischen Staatskanzlei Sieg-
fried Schneider die Einladung zur Uraufführung des Freilicht-
Schauspiels „Die Verbotene Stadt“.

Festspielsommer in Moosburg:

„Die verbotene Stadt“
Die Spannung steigt: Erstmals wird in der Dreirosenstadt im
Juli und August das Freilichttheater „Die verbotene Stadt“
aufgeführt. Bei dem Festspiel, das am 16. Juli Premiere feiert,
handelt es sich um ein einzigartiges Format, das hohen künst-
lerischen Anspruch mit großem Unterhaltungswert für das
breite Publikum vereint.

Das Festspiel Moosburg um-
fasst zwei wesentliche Pro-
grammteile, die den Besucher
mit der Historie Moosburgs in
Berührung bringen: Das histo-
risch begründete Freilichtthea-

terstück „Die verbotene Stadt“
stellt dabei den ersten herausra-
genden Bezugspunkt zur Ge-
schichte dar. Es wird „Auf dem
Plan“, vor der authentischen
Kulisse von Kastulusmünster,

Länderübergreifender Regionaltag in Ellwangen:

„Von Freunden lernen“
Das berufliche Bildungswesen und Schulkooperationen mit
Betrieben standen im Mittelpunkt der diesjährigen gemeinsa-
men Exkursion der Vorstandschaften von CDU und CSU aus
dem baden-württembergischen Ostalbkreis, dem nordschwä-
bischen Donau-Ries und Mittelfranken.

Die Delegationsleiter, Land-
tagsabgeordneter Winfried Mack,
Landtagsfraktionsvorsitzender
Georg Schmid und Staatsminister
Joachim Herrmann wollten bei
diesem länderübergreifenden Re-
gionaltag „von Freunden lernen“.
Die aus dem Besuch von Vorzei-
geobjekten gewonnenen Erkennt-
nisse sollen helfen, innovative
Standards auch andernorts umzu-
setzen. Besonders die zahlreich
teilnehmenden Kommunalpoliti-
ker nutzten die Gelegenheit zur
Vertiefung der Kontakte.

„Strahlkraft des Südens“

Schon zum achten Mal fand
dieser jährliche Gedankenaus-
tausch statt, der – so Mack – „die
Strahlkraft des Südens“ mit neu-
en Ideen beleben soll. Gemeint
sind die deutschlandweit besten
Kennziffern der Länder Bayern
und Baden-Württemberg, auf de-
nen sich die Union keineswegs
ausruhen wolle. Mit Joachim
Herrmann und Georg Schmid
zeigte er sich einig darin, dass „ei-
ne Grundvoraussetzung für die
wirtschaftliche Prosperität die
Schullandschaft ist“.

Chancen für eine stark zu-
kunftsgerichtete Entwicklung gibt
es nach Ansicht Herrmanns nicht
nur in den Metropolen, weil in-
zwischen viele ländliche Regio-
nen mit einem breiten Bildungs-
spektrum den Anforderungen ge
recht würden. Damit könnten
auch junge Akademiker an die

Heimat gebunden werden, was
beim Besuch des Peutinger Gym-
nasiums zum Ausdruck kam. Für
Schulleiter Dr. Hermann Rieger
sind berufsbegleitendes Studieren
mit regionalem Bezug und in en-
gem Kontakt mit der Wirtschaft
hier „zu einem Erfolgsmodell ge-
worden“. Theorie und Praxis sei-
en eng verzahnt, elf individuelle
Bildungswege und eine enge Zu-
sammenarbeit zum Beispiel auch
mit Volkshochschulen und ande-
ren Bildungsträgern böten ein at-
traktives Gesamtkonzept für le-
benslanges Lernen. „Um die dua-
lisierte Ausbildung mit weitrei-
chenden Verzahnungen werden
wir weltweit beneidet“.

Klares Nein
zur Einheitsschule

„Die von SPD, Grünen und an-
deren Linken immer wieder aus
der Mottenkiste hervorgeholte
Einheitsschule ist ein Modell von
vorgestern“, meinte der mittel-
fränkische CSU-Bezirksvorsit-
zende Joachim Herrmann und
gab damit dem „vielgliedrigen
und variantenreichen Schulsy-
stem“ eindeutig den Vorzug. Und
dass auch die Hauptschule keine
Sackgasse ist, bestätigte Schullei-
ter Peter Lehle beim Besuch des
Kreisberufsschulzentrums Ell-
wangen, weil mehr als 100 wei-
terführende Möglichkeiten be-
stünden und in der Region nahe-
zu die Hälfte der Hochschulzu-
gangsberechtigungen an berufli-

chen Schulen erworben würde.

„Kein Abschluss
ohne Anschluss“

Stolz sei das Schulzentrum auf
seine vielfältigen Kooperationen
nicht nur mit Betrieben, sondern
zum Beispiel auch mit Grund-
schulen, mit Fernstudienanbie-
tern und Behinderteneinrichtun-
gen. „Kein Abschluss ohne An-
schluss“ war sein Motto, welches
für das Schulwesen in Baden-
Württemberg wie in Bayern gel-
te. Das Ellwanger Modell mit ge-
werblicher, kaufmännischer und
hauswirtschaftlicher Schule unter
einem Dach und grenzübergrei-
fender Zusammenarbeit mit Be-
trieben zum Beispiel aus Nördlin-
gen und dem mittelfränkischen
Dinkelsbühl fand bei den Delega-
tionen viel Anerkennung.

Besuch bei Premiummarke

Dass europaweit wichtige Pre-
miummarken besonders in Bay-
ern und Baden-Württemberg an-
zutreffen sind, unterstrich der Be-
such bei der ebenfalls in Ellwan-
gen angesiedelten Firma VARTA
Microbattery. Geschäftsführer
Herbert Schein stellte den welt-
weit bedeutendsten Batterieher-
steller vor, der sich nicht nur
durch ständiges Forschen aus-
zeichne, sondern auch durch Hei-
mattreue und dem Schutz der
Umwelt als Unternehmensziel.

Schutz der Umwelt

Mit rund 500 Beschäftigten vor
Ort und einem weltweiten Netz-
werk habe sich VARTA zum In-
novationsführer bei Knopfzellen
und Minibatterien entwickelt. Fir-
meneigene Forschungsprojekte
beschäftigten sich nicht nur mit
immer leistungsfähiger und dabei
kleiner werdenden Batterien, son-
dern auch zum Beispiel mit dem
Zwischenspeichern regenerativer
Energien als einem wesentlichen
Zukunftsthema. Und in Koopera-
tion mit der Automobilindustrie

Johanneskirche und angrenzen-
den Bürgerhäusern aufgeführt.
Zweitens präsentiert sich Moos-
burg während des Festspiels als
Erlebniswelt, die dem Motto
„Geschichte passiert“ folgt. Ge-
schichte soll für Augen, Hände,
Ohren und natürlich nicht zu
vergessen den Geschmackssinn
erlebbar gemacht werden. Dazu
laden Gastronomie und Ge-
schäfte zum Stöbern, Genießen
und Verweilen ein.

Das Theaterstück „Die verbo-
tene Stadt“ des im Jahr 2000
verstorbenen Historikers Dr.
Günther Flohrschütz in der
Adaption von Jochen Servatius
fußt auf tatsächlicher Geschich-
te und entführt den Zuschauer
tief ins Mittelalter: Es themati-
siert den Konflikt zwischen der
Adelsfamilie der Burghartinger
und dem Stift St. Kastulus um
die Herrschaft über die Sied-
lung Moosburg.

Konfliktreiche Jahre

Man schreibt das Jahr 1106.
Die Moosburger Familie der
Burghartinger hat ihre einfluss-
reiche Stellung im Reich verlo-
ren, nur die Vogtei (Gewährung
von Schutz und Ausübung be-
stimmter rechtlicher Funktio-
nen) über das Stift St. Kastulus
ist der Familie geblieben. Das
Stift möchte die Schwäche der
Burghartinger ausnutzen und
sich seiner Vögte entledigen. Es
kommt zum Konflikt, der über
20 Jahre andauert.

Während dieser Zeit wird der
Familie nicht nur der Zutritt
zum Stift St. Kastulus verwehrt
und das Betreten der Siedlung
Moosburg verboten, sie wird
auch an der Ausübung ihres
Amtes als Vogt gehindert. Nach
Intrigen und blutigen Kämpfen
können erst das Eingreifen des
Pfalzgrafen Otto von Wittels-
bach und eine Liebesbeziehung
die Auseinandersetzung been-
den.

Das an vier Wochenenden prä-
sentierte Festspiel steht unter der
Schirmherrschaft der Stadt und
des bayerischen Ministerpräsi-
denten Horst Seehofer. Es wird
im Vierjahresturnus wiederholt.
Näheres unter www.festspiele-
moosburg.de DK

sei man dabei, Antriebszellen für
die Autos der Zukunft zu ent-
wickeln, und zwar „made in ger-
many“.

Für Winfried Mack, der das
Programm im Ostalbkreis zusam-
mengestellt hat, ist dies ein wei-
terer Beweis dafür, „dass es die
Ideen sind, die den ländlichen
Raum nach vorne bringen, nicht

das Jammern“. Joachim Herr-
mann pflichtete ihm bei: „Es ist
ein Markenzeichen von CSU und
CDU, Forschung und Entwick-
lung zu fördern“. Und deshalb
gehört nach den Worten von Ge-
org Schmid „für den starken Sü-
den der weitere Ausbau der Bil-
dungsinfrastruktur zu den wichtig-
sten politischenAufgaben“. pm
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